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F or u m Pazi fi s mus

L iebe Leserin, lieber Leser,

wie Sie an den Logo s auf dem Titelblatt sehen kön-
nen, hat sich der Herausgeb erkreis vergrößert −
der Bund für Soziale Verteidigung und Pax An sind
nun mit dabei . E s wäre schön, wenn auch sonst die
Zu sammenarbeit von p azifistischen Gruppen und
Personen, die Knüpfung p azifistischer Netzwerke
und der inhaltliche Au stausch darüb er, wie politi-
sche Entwicklungen aus p azifistischer Sicht b ewer-
tet werden können und welche gewaltfreien Hand-
lungsansätze daraus folgen, vorankommen . Mit un-
serer Zeitschrift wollen wir dazu b eitragen . D ass
wir dab ei auf einem richtigen Weg sind , zeigen uns
Ihre Reaktionen in diesem ersten Jahr. Vielen D ank
für Ihre Kritik, Ihre Vorschläge und Anregungen,
Ihr Zuspruch und Ihre Unterstützung. Auch die
Entwicklung der Ab onnentenzahl ist po sitiv, aber
no ch ausb aufähig . D ab ei können Sie uns helfen .
Weisen Sie Freunde , B ekannte und Kollegen do ch
auf F or u m Pazi fi s mus hin . Wir schicken Ihnen
auch gerne ko stenlo se Exemplare zum Weiterge-
b en − ein Anruf in der Redaktion o der eine Email
genügen . O der Sie nutzen unsere Homep age im In-
ternet − www.forum-pazifism us. de − , um Werb e-
exemplare anzufordern .

Auf zwei B eiträge in dieser Ausgabe will ich Sie
b esonders hinweisen : Jo achim Garstecki be schäf-
tigt sich mit der Kriegsdienstverweigerung in der
DDR − den B ausoldaten und ihrem B eitrag zum
Frieden . Wolfram Wette b e schreibt ein bislang
kaum erforschtes Kapitel des Widerstandes gegen
die Nazi-Diktatur − die Rettung Verfolgter durch
einfache Soldaten, »stille Helfer in Uniform« . B eide
B eiträge können uns zeigen, dass e s unter verschie-
denen B edingungen Menschen gab , die ab seits
staatlicher Ideologie und Gewalt vor allem der
Stimme ihre s Gewissens folgten . D amit können −
und sollten − sie ein B eispiel sein auch für uns .

Ich wünsche Ihnen und uns allen einen guten
Start ins kommende Jahr, persönlich Glück und Zu-
friedenheit − und den Mut und die Kraft, uns gegen
Gewalt und eine Politik einzusetzen, die Militär
und Krieg als Normalität etablieren will .

Stefan K. Ph ilipp
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u den wenigen Hinterlassenschaften der
DDR, die no ch vierzig Jahre nach ihrer Er-

findung durch die SED Anlass zu kritischer Würdi-
gung geben, gehört die »Anordnung de s Nationa-
len Verteidigungsrates der DDR üb er die Aufstel-
lung von B aueinheiten« vom 7. September 1 9 64 .
Nicht etwa, weil e s sich dab ei um einen Akt b eson-
derer friedenspolitischer Weitsicht gehandelt hät-
te o der gar um ein Einlenken gegenüb er Pazifisten .
Vielmehr de shalb , weil mit dieser »Anordnung« ei-
ne in die ser Form einmalige , hö chst asymmetri-
sche Konfliktge schichte zwischen der SED und ih-
rer Militärführung und jungen Wehrdienstverwei-
gerern in der DDR b egann . Die Vertreter zweier ex-
trem entgegenge setzter Auffassungen, wie Frieden
im atomaren Zeitalter an der Konfrontationslinie
zwischen NATO und Warschauer Pakt zu sichern
und langfristig zu gewinnen sei, stießen in die sem
Konflikt hart aufeinander.

Mit den B aueinheiten schuf die DDR eine legali-
sierte Plattform der Widerständigkeit gegen die
Ideologie militärischer Friedenssicherung mitten
in der Nationalen Volksarmee (NVA) . Eingerichtet
als »letzte s Zugeständnis der Arb eiterklasse« an
Restbe stände eines bürgerlichen Pazifismus in der
DDR wurden die B aueinheiten für viele Wehr-
dienstverweigerer zu einer exemplarischen Erfah-
rung mit dem Versuch, Frieden zu schaffen mitten
im organisierten Unfrieden, ein richtiges Leben zu
führen mitten im falschen .

Die SED erfand die B aueinheiten, um das kriti-
sche Potenzial von Wehrdienstverweigerern in der
DDR nach der Einführung der Allgemeinen Wehr-
pflicht im Janu ar 1 9 62 ruhig zu stellen . Innerhalb
von zwei Jahren − von Frühj ahr 1 9 62 bis Frühj ahr
1 9 64 − verweigerten bei den Musterungen üb er
1 . 5 0 0 Wehrpflichtige ihre Einb erufung zur NVA −
eine im Grunde lächerlich geringe Zahl, die j edo ch
die SED alarmierte und zum Handeln zwang . D er
ideologische Anspruch der DDR, »erster deutscher
Friedensstaat« zu sein, erforderte nach ihrer Auffas-
sung den bewaffneten Schutz vor ihren Feinden
und schloß Wehrdienstverweigerung kategorisch
au s . B aueinheiten innerhalb der NVA, unter mi-
litärischer B efehlsgewalt, schienen die gerade
noch tolerierb are Konzession zu sein . Viele Wehr-
dienstverweigerer ließen sich trotz massiver B e-

Jo achim Garstecki

Zwischen Zivilcourage und Kompromiss
Der Friedensbeitrag der B ausoldaten in der DDR

denken auf die se Regelung ein, sofern sie nicht den
eindeutigeren, aber unkalkulierb aren Weg der To-
talverweigerung vorzogen . Sie nahmen ihre Inte-
gration in die militärischen Strukturen der NVA in
Kauf, um ihrer drohenden Kriminalisierung zu ent-
gehen . D as »Gelöbnis« , wonach B ausoldaten der Er-
höhung der Verteidigungsb ereitschaft der DDR zu
dienen hatten, und ihr Einsatz beim Au sb au mi-
litärischer Infrastruktur zeigten die strukturellen
M ängel dieser Lö sung . Die Motive der Verweige-
rung waren damit nicht erledigt.

Für viele Verweigerer wurde die B ausoldaten-
Regelung zum Au sgangspunkt eines im O stblo ck
einmaligen Experimentes : dem Versuch, innerhalb
der Strukturen einer Armee gegen Logik und Pra-
xis dieser Strukturen zu denken, zu argumentieren
und zu handeln . Etwa 1 2 . 0 0 0 bis 1 5 . 0 0 0 , nach ande-
ren B erechnungen bis zu 2 0 . 0 0 0 junge Wehrpflich-
tige sind ab Herb st 1 9 64 bis zum Ende der DDR
1 9 9 0 zu ihrem 1 8-monatigen Dienst in den B auein-
heiten eingezogen worden .

Die Anordnung von 1 9 64 bildete dafür die
Grundlage . Sie ermöglichte die Verweigerung de s
Waffendienstes , ohne den ge setzlichen Rahmen
des Wehrdienstes zu verlassen . D er für b eide Seiten
schwierige Kompromiss zielte auf Verweigerer au s
Glaub ens- und Gewissensgründen . Die B aueinhei-
ten sollten nach den Vorstellungen der SED eine
Ausnahme bleib en : einerseits den Gewissensb e-
denken einiger weniger Rechnung tragen, anderer-
seits keinen D eut von der grundsätzlichen Pflicht
zur »Verteidigung der DDR« abrücken . D ass sie in-
nerhalb der NVA ange siedelt und als »Wehrersatz-
dienst ohne Waffe« eingestuft waren, dass sie in die
militärischen Planungen und die Sicherheitsdok-
trin des Warschauer Paktes eingebunden blieb en,
war von den B etroffenen schnell als der eigentliche
Pferdefuß der neuen Regelung identifiziert. Viele
strebten daher einen echten zivilen Ersatzdienste s
außerhalb der Armee an . D amit war ein D auerkon-
flikt vorgezeichnet, der die B aueinheiten in den 2 5

Jahren ihre s B estehens begleitet hat.
Alle die se Fakten und Umstände sind gut doku-

mentiert und b ekannt. D er Rückblick auf die An-
fänge vor 4 0 Jahren kann dem heute verfügb aren
Wissen üb er die B aueinheiten in der DDR nur we-
nig Neues hinzufügen . Was B au soldaten in Ausein-
andersetzungen mit Vorgesetzten und der Militär-
führung an Diskriminierung, Schikane und B e-
nachteiligung erlebt und erlitten haben, vor allem
wenn sie sich ihrer militärischen Einbindung zu
widersetzen suchten, wird auch nicht annähernd
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Gewidmet Christfried Berger (1938 − 2003),

dem A nreger, Mutmacher und L iebhaber

des Friedens in dankbarer Erinnerung
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durch das unge schehen gemacht, was sich heute
rückblickend als »Friedensb eitrag der B ausolda-
ten« − genauer: als Engagement einer Minderheit
unter ihnen − b e schreib en lässt. Ab er mit dem zeit-
lichen Ab stand von 4 0 Jahren und aus einer Per-
spektive , die inzwischen bereits 1 5 Jahre nach dem
Ende der DDR einschließt, wandert das merkwür-
dige Phänomen »B ausoldaten« zwangsläufig aus
der Ebene der erzählten Ge schichte (n) aus und in
die Eb ene der zeitgeschichtlichen Interpretati-
on(en) ein . D er Wehrdienst in den B aueinheiten
wird zum Gegenstand gedeuteter Erfahrungen
und deutender Intere ssen . Persönliche Erinne-
rung, historische Einordnung und politische Le-
gendenbildung gehen in die sem Proze ss oft un-
merklich ineinander üb er. Verschiedene D eu-
tungsangeb ote , was die B aueinheiten denn nun ei-
gentlich gewesen sind , laufen p arallel o der konkur-
rieren miteinander: fauler Kompromiss , B e-
trieb sunfall der SED , B ewährungsfeld de s christli-
chen Glaub ens, Schule des Friedensdienste s o der
Keimzelle der DDR-Oppo sition − eine Synthese ist
nicht in Sicht. Welche D eutungen »Ehemalige« gel-
tend machen, von welchen Intere ssen sie geleitet
sind , was konsensfähig für alle ist, muss geklärt
werden .

Kann es üb erhaupt die eine , gemeinsame Inter-
pretation für 2 5 Jahre B aueinheiten geb en, die die
unterschiedlichen Erfahrungen der B etroffenen,
die Situ ationen an verschiedenen Standorten und
in wechselnden Einsatzb ereichen, die Au swirkun-
gen der j eweiligen Weltlage und die politischen
Veränderungen in der DDR zu einem einzigen Bild
zusammenfügt?

Viele Gründe führten in die B aueinheiten

Die D eutung des B au soldatendienste s als »Frie-
densb eitrag« ist unter den gegeb enen B edingun-
gen alle s andere als selb stverständlich. Sie kommt
aus der wissenden Rückschau , und sie enthält ei-
nen programmatischem Unterton . »Friedensb ei-
trag« unterstellt eine Zielsicherheit de s Handelns,
die die ge sellschaftliche Ausgangssituation der
Wehrdienstverweigerung in der DDR ab 1 9 62 nur
b edingt widerspiegelt. Die Adre ssaten der B ausol-
daten-Anordnung von 1 9 64 waren Wehrpflichtige ,
»die au s religiö sen Anschauungen o der ähnlichen
Gründen den Wehrdienst mit der Waffe ablehnen«
(Artikel 4 der Anordnung) .

D as war eine extrem unscharfe D efinition mit
offenen Rändern − was waren »ähnliche Gründe« ?
Mit Sicherheit lässt sich sagen, dass sie in einem
breiten anti-militaristischen Konsens in der deut-
schen Nachkriegsgesellschaft zu suchen waren .
D er Zweite Weltkrieg mit seinen Millionen getöte-
ter Soldaten und unschuldiger Opfer in der Zivilb e-
völkerung, die Zerstörung deutscher Städte im
B omb enkrieg, die Entb ehrungen der unmittelb a-
ren Nachkriegszeit waren im B ewusstsein der

meisten Menschen no ch gegenwärtig. Etliche der
damals gut Zwanzigj ährigen hatten die Kriegser-
fahrungen ihrer eigenen Väter vor Augen; ihre Ent-
scheidung für die Wehrdienstverweigerung re sul-
tierte auch aus der Auseinandersetzung mit der
Väter-Rolle im Krieg. D ass keine zwanzig Jahre da-
nach junge Männer schon wieder zur Wehrpflicht
in einer Armee gerufen wurden, stellte für viele ei-
ne unerträgliche Missachtung jüngster Lehren der
Ge schichte dar, gegen die sie opponierten .

Die Erinnerung an die Schrecken de s zurück-
liegenden Kriege s wurde üb erlagert und verstärkt
durch die Angst vor einem neuen Krieg. D er poli-
tisch-ideologische Gegensatz zwischen O st und
West, das gegenseitige Wettrüsten und die ständige
Gefahr einer militärischen Konfrontation mit Mas-
senvernichtungsmitteln zwischen den b eiden Su-
permächten USA und Sowj etunion b eherrschten
die Tage spolitik. Jeder konnte erkennen, wie insta-
bil das » Gleichgewicht des Schreckens« war und
wie brüchig ein Frieden, der lediglich auf dem
Schweigen der Waffen b eruhte . D er B au der B erli-
ner Mauer im August 1 9 61 mu sste als Zementie-
rung der Blo ck-Konfrontation auf unab sehb are
Zeit verstanden werden; die Einführung der Allge-
meinen Wehrpflicht Anfang 1 9 62 war die unheil-
volle Konsequenz . Nicht auszuschließen war, dass
in einer künftigen militärischen Auseinanderset-
zung D eutsche auf D eutsche würden schießen
müssen .

Obwohl die SED sich unablässig b emühte , die
Notwendigkeit des b ewaffneten Schutzes der DDR
aus ihrem antifaschistischen Selb st-Anspruch und
dem »aggressiven Imperialismus« des We stens zu
b egründen, konnte sie ihr Legitimations-D efizit als
»Friedensmacht« nie ganz abb auen . Die Wehr-
dienstverweigerer, ob als sp ätere B ausoldaten, ob
als Totalverweigerer, waren gegen die Rethorik
»D er Frieden muss b ewaffnet sein« re sistent. Viele
argumentierten politisch gegen ihre Einb erufung
zur NVA. Sie wollten ihre B eteiligung an der Siche-
rung de s Friedens zwischen den Blö cken nicht auf
das Militärische b e schränkt sehen, wollten »Frie-
den schaffen ohne Waffen« . D er Widerspruch zwi-
schen nach außen erklärter Friedensliebe der DDR
und der Militarisierung der Ge sellschaft im Innern
war ein wichtiger Verweigerungsgrund . Ideologie
und Praxis de s b ewaffneten Friedens wurden von
vielen mit p azifistischen Argumenten grundsätz-
lich in Frage ge stellt.

Auf ganz andere Weise taten das auch j ene Ver-
weigerer, die auf Grund einer b ewussten persönli-
chen Entscheidung ihres christlichen Glaub ens
den Wehrdienst ablehnten und die s mit dem bibli-
schen Tötungsverb ot und der Ablehnung eine s
Fahneneides , der ab soluten Gehorsam erfordert,
b egründeten . Die Verweigerer aus Glaub ensgrün-
den bildeten b ei den Musterungen zwischen 1 9 62
und 1 9 64 die mit Ab stand größte Gruppe . An der
Authentizität ihrer Motive ist nicht zu zweifeln; sie
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argumentierten gleichsam »ohne Netz« allein au s
der Bindung an ihr christliches B ekenntnis . Sie
konnten zu diesem Zeitpunkt nicht ahnen, wie die
SED , gedrängt von den evangelischen Kirchen, auf
das Problem Wehrdienstverweigerung re agieren
würde . D er au sdrückliche B ezug der Anordnung
von 1 9 6 4 auf »religiö se Anschauungen« war die di-
rekte Antwort auf die se s B egründungsmuster. Die
SED mu sste persönliche Gewissensentscheidun-
gen widerwillig als eine politische Realität akzep-
tieren .

Glaub ensüberzeugungen, historische Erfahrun-
gen und politische Argumente bildeten ein sich
oft gegenseitig durchdringende s Motivations-
geflecht, eine Art geistig-geistliches Rüstzeug, mit
dem B ausoldaten ab Novemb er 1 9 64 ihren Dienst
in der NVA b egannen . D er potenzielle Missbrauch
religiö ser B egründungsmuster für ganz andere
Verweigerungs-Motive war dab ei nie völlig ausge-
schlo ssen . Schließlich waren die B aueinheiten der
einzige Ort in der DDR-Gesellschaft, wo abwei-
chendes Verhalten in einem eng b egrenzten, staat-
lich legitimierten Rahmen möglich war. Offen wie
ein Scheunentor lud die B ausoldaten-Anordnung
dazu ein, »religiö se Anschauungen« o der ähnliche
Gründe zu b emühen, tatsächlich j edo ch ganz an-
deres zu meinen . Von grundsätzlicher Ablehnung
des »Unrechtsstaats DDR üb er selektive Waffen-
verweigerung o der »Null-B o ck-auf-Armee«-Hal-
tung bis hin zur B eschleunigung des eigenen Aus-
reise-Antrags konnten viele Gründe in die B auein-
heiten führen; man musste sie nur richtig kaschie-
ren . Die Politik der SED hatte solche Reaktionen
selb st erzeugt; letztlich waren sie Ausdruck de s
erfinderischen Umgangs mit einer Möglichkeit,
sich dem ungeliebten System DDR zu entziehen,
wo immer sich eine Gelegenheit dazu b ot. So wa-
ren die B aueinheiten immer auch ein Ventil für op-
po sitionelle s Verhalten gegen den Machtanspruch
der SED . Eine ganz andere Frage ist, wie b elastb ar
solche Motive waren und ob sie sich sp äter als trag-
fähig genug erwie sen, dem Druck der permanen-
ten Diskriminierung, der täglichen Schikanen bis
hin zur Unterwanderung durch Stasi-Spitzel
standzuhalten .

D as »Dilemma der B ausoldaten«

Zivilcourage ist der »Mut des Einzelnen, der sich
in einer Minderheitensituation b efindet« (Wolf-
gang Heuer) . In einem diktatorischen System führt
couragiertes Verhalten schnell zu widerständigem
Verhalten . Zivilcourage und Widerständigkeit ge-
gen die herrschenden Erwartungen war nötig, um
sich als Wehrdienstverweigerer zu outen, der Agi-
tation de s NVA-Personals für den Waffendienst zu
widerstehen und die Musterung am Ende als B au-
soldat zu verlassen . Sp äter, eingerückt in ihre Ein-
heit, waren die B au soldaten mit der Schwierigkeit
konfrontiert, die Eindeutigkeit ihre s »Nein« in der

Zweideutigkeit de s eingegangenen Kompromisse s
durchzuhalten . War der Unterschied zwischen der
Arb eit an einem Militärflugplatz und der Au sbil-
dung an einem Gewehr wirklich so erheblich? Die
Zivilcourage de s Anfangs konnte in b ohrenden
Zweifeln an der Sinnhaftigkeit de s »faulen Kompro-
misse s« zerrieb en werden bis zur Unkenntlichkeit.
Auch die verbreitete Annahme , eine aus christli-
chem Glaub en getroffene Entscheidung gegen den
Waffendienst führe gleichsam wie von selb st in ei-
nen aktiven Einsatz für einen zivilen Friedens-
dienst, erwie s sich als falsch . Die meisten Christen
unter den B ausoldaten wollten ihren Glaub en le-
b en können, suchten Schutzräume zur geistlichen
Vergewisserung und zu ihrer gegenseitigen Stabili-
sierung, nicht ab er Handlungsmöglichkeiten für
ein gesellschaftlich wirksame s Friedenszeugnis . Ei-
ne Analyse des DDR-Kirchenbundes aus dem Jahr
1 974 spricht von einem »Dilemma der B ausolda-
ten« , vorrangig zum Einsatz an militärischen Obj ek-
ten herangezogen zu werden, obwohl die Anord-
nung auch zivile Einsatzmöglichkeiten vorsehe .
Die Analyse kommt zu dem Schluss , der größere
Teil der B ausoldaten sei »nach wie vor nicht in der
Lage , über die einmal getroffene Entscheidung
hinaus Anregungen und weiterführende Impulse
aufzunehmen und für Gesellschaft und Kirche
fruchtb ar zu machen . Mangelnde Motivierung, feh-
lende B etreuung durch die Gemeinden und andere
p sychologische Faktoren (Anp assung) führten zu
Gleichgültigkeit, Re signation und dem B e streb en,
die 1 8 Monate möglichst konfliktlo s zu üb erste-
hen« (En twicklungstendenzen in der Ba usolda-

ten-Frage, 19 74) .
Diese ernüchternde Einschätzung zeigt, dass die

Voraussetzungen für ein wie auch immer geartete s
Friedensengagement der B ausoldaten alle s andere
als günstig waren . Hierin liegt auch ein Schlüssel
für das Verständnis de s Zusammenhangs von Zivil-
courage , Kompromiss und Friedenshandeln . Die
Verweigerung de s Wehrdienstes war ein öffentli-
cher Akt von Widerständigkeit, mit dem der Weg in
die B aueinheiten b egann, mit dem er ab er allein
nicht zu b estehen war. Zivilcourage musste sich
vielmehr b ewähren als immer wieder neue s Stand-
halten im Kompromiss . Die Ablehnung de s Ge-
löbnistextes und die Verweigerung de s Einsatze s
an militärischen Obj ekten war zivilcouragierte s
Handeln mit hohem persönlichen Risiko .

E s musste ab er no ch etwas anderes hinzukom-
men : D as »Nein« der Verweigerung musste in ein
»Ja« zu sinnvoller Aktivität für den Frieden üb er-
setzt werden, wenn es üb erleb en sollte . Längst
nicht alle B ausoldaten waren in der Lage , den
schlechten Kompromiss der B aueinheiten durch
pro duktive Anp assung in einen für sie selb st ver-
tretb aren, fruchtb aren Kompromiss umzuwan-
deln . Nur wenige lernten, ihre Zeit als B ausoldaten
allen Einschränkungen zum Trotz als Lern- und
Übungsfeld für eigene s Friedenshandeln und als
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Friedensb eitrag für die Gesellschaft zu verstehen −
der »Aufruf an alle Christen« der Prenzlauer B ausol-
daten von 1 9 66 ist dafür ein B eispiel .

D er Kirchenbund-Text von 1 974 nennt eine et-
wa 2 0 Prozent starke Gruppe , die versucht hab e ,
»stärker die Chancen au szu schöpfen, die mit den
B [au] E [inheiten] gegeb en sind , anstatt nur auf ech-
ten zivilen Ersatzdienst zu drängen . . . D as biblisch-
christlich motivierte Anliegen wurde stärker ge-
sellschaftsb ezogen interpretiert« .

Die se Versuche blieb en nicht folgenlo s . E s ist ei-
ne Ironie der Geschichte , dass die fruchtb arsten
und nachhaltigsten Impulse für gewaltfreie Frie-
denssicherung und Konfliktb earb eitung in der
DDR seit Ende der sechziger Jahre au s den B auein-
heiten der NVA kamen und auf dem Weg üb er die
evangelischen Kirchen langsam in die Gesellschaft
einsickerten . D as war das Verdienst einer kleinen
»Minderheit in der Minderheit« , für die B ausoldat-
Sein ein ärgerlicher Stachel im Fleisch blieb . Sie
nahmen den eingegangenen Kompromiss als
Chance für die Arbeit an weiterreichenden Ideen
und Proj ekten wahr, mit denen sie versuchten, den
mangelnden zivilen Charakter ihres Dienste s zu
kompensieren . D er vergleichsweise große Ein-
fluss, der von B ausoldaten auf die Friedensbewe-
gung in der DDR au sging, hat hierin seine Wurzeln .
Konzepte zur Friedenserziehung, die Initiative »So-
zialer Friedensdienst« (S OFD) , regionale Friedens-
dienst-Aktivitäten, das B ausoldaten-Netzwerk des
Evangelischen Jungmännerwerkes , die Bildung
von fe sten Friedenskreisen in Kirchengemeinden,
die Friedensseminare von Königswalde und
Meißen, die Idee der Friedensdekade ab 1 9 8 0 mit
ihren dezidiert gewaltkritischen Themen sind von
aktiven o der ehemaligen B au soldaten inspiriert
o der direkt durch sie angestoßen worden . Sie ver-
breiteten Gedanken aktiver Gewaltfreiheit und
friedlicher Streitb eilegung in den Kirchen und wei-
ter in die DDR-Gesellschaft. D as »Memorandum zur
Gründung eine s christlichen Friedensinstituts« ,
entstanden im ersten B ausoldaten-Durchgang
1 9 66 unter der Federführung von Christfried B er-
ger und Paul Plume , hat 1 9 69 zur Einrichtung des
Studienreferates Friedensfragen im DDR-Kirchen-
bund geführt. In zwanzigj ähriger Tätigkeit hat die-
se Stelle Impulse für die Friedensbewegung in der
DDR gegeb en, die bis heute nachwirken .

. . . aktueller denn j e !

Die B aueinheiten wurden möglich, weil Men-
schen in der DDR damit b egonnen hatten, die Pra-
xis de s b ewaffneten Friedens infrage zu stellen und
sich öffentlich von ihr zu verab schieden . D er auf-
merksame Rückblick zeigt j edo ch, dass der Frie-
densb egriff, der der Verweigerung zugrunde lag,
oft breiter und vielschichtiger war als das bloße
»Nein« zum Waffengebrauch . Für viele B ausoldaten
waren Waffen manifester Ausdruck von Gewaltver-

hältnissen, die ursächlich in verweigerter Gerech-
tigkeit, mangelnder Partizip ation, dem Fehlen de-
mokratischer Rechte und dem Machtanspruch ei-
ner einzigen Partei b egründet waren . Ihre Verwei-
gerung war immer auch Kritik an und Aufbruch
aus die sen Gewaltverhältnissen . E s musste darum
gehen, die Ursachen der Gewalt aufzudecken, statt
nur ihre Symptome zu b ekämpfen .

Schon 1 9 1 8 hatte der Pazifist Alfred Hermann
Fried die Verengung des Pazifismus auf die Waffen-
frage kritisiert und die Rückkehr zu einen »ur-
sächlichen Pazifismus« gefordert, der sich mit den
Konstitutionsbedingungen einer wirklichen Frie-
densordnung b efasst. D er Friedensforscher Dieter
Senghaas kritisierte in den neunziger Jahren einen
»antimilitaristisch bornierten Pazisfismus« , der Ge-
fahr läuft, den Kontakt zu seinen eigenen po sitiven
Zielsetzungen zu verlieren .

Für die Totalverweigerer und B ausoldaten war
das »Nein« zum Waffengebrauch der Ernstfall, ge-
wissermaßen das Nadelöhr, »die enge Pforte«
(Ma tthä us-Evangelium, Kapitel 7, Vers 13) , durch
die man hindurch musste , wenn ein inhaltlich qu a-
lifizierter, po sitiver Friedensb eitrag glaubwürdig
sein und überhaupt Chancen auf Realisierung ha-
b en sollte .

Andere Verweigerer konzentrierten ihre Auf-
merksamkeit stärker auf die konstitutiven B edin-
gungen des Friedens wie Rechtsstaatlichkeit, Ge-
waltenteilung, Gewaltkontrolle und demokrati-
sche B eteiligung, und zwangsläufig auf die völlige
Abwesenheit dieser demokratischen Standards in
der DDR. D arin lag eine wichtige Erweiterung der
Perspektive . D as »Nein« zu Waffengebrauch wurde
ergänzt durch eine po sitive Imagination vom Frie-
den . D er Sp aten war eb en nicht nur das Gegen-
stück zum Gewehr, sondern ein programmatischer
Hinweis auf erst no ch zu schaffende Verhältnisse ,
die Gerechtigkeit, umfassende Kommunikation,
konstruktive Konfliktkultur und Teilhab e aller an
den politischen Entscheidungen einschließen .

In die sem erweiterten Horizont bildeten Selb st-
b ehauptung, Zivilcourage , Verweigerung, Wider-
ständigkeit und offene Systemkritik einen zivil-
ge sellschaftlichen Verhaltenszusammenhang. Er
spiegelt die Breite und Vielfalt, ab er auch die inne-
ren Sp annungen und Konflikte in der Gewaltkritik
von B ausoldaten wider.

Viele sehen denn auch zwischen ihrem Eintre-
ten für gewaltfreie Konfliktlö sungen, den Auf-
brüchen der DDR-Bürgerb ewegung und der demo-
kratischen Wende de s Herb st 1 9 89 einen direkten
Zu sammenhang. Die gewaltkritischen Impulse der
Friedensb ewegung und die system-kritischen Im-
pulse von Bürgerrechtlern fanden in der sich for-
mierenden Bürgerb ewegung der DDR ab Mitte der
achtzigerJahre zusammen . Ehemalige B ausoldaten
hatten daran ihre unb estreitb aren Anteile .

Die se Integrationsleistung wird nicht dadurch
gewürdigt, dass man den B ausoldaten, wie es gele-
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gentlich ge schieht, nachträglich die Rolle eines Zu-
bringers für die sp ätere »DDR-Oppo sition« anbie-
tet. D as haben sie gar nicht nötig, denn im Rahmen
eine s wie auch immer definierten Oppo sitionsb e-
griffs wäre ihre B edeutung viel zu gering veran-
schlagt. D ie DDR ist Ge schichte , die DDR-Oppo siti-
on auch, die gewaltkritischen Anliegen der ehema-
ligen B ausoldaten dagegen sind heute aktueller
denn j e .

D as »Nein« zum Waffengebrauch und das Einkla-
gen der konstitutiven B edingungen de s Friedens ,
die Ko existenz von Negation und Po sition, stellen
den Friedensb eitrag der B ausoldaten mitten hin-
ein in das zivilisatorische Proj ekt der Üb erwin-
dung von Gewalt. D anach ist Frieden ein gewalt-
freier politischer Proze ss, der mit zivilen Mechanis-
men und Instrumenten dazu b eiträgt, Gewalt zu
verhüten o der zu minimieren . Wie notwendig eine
klug vorausschauende Konfliktprävention ist, wird
an der Wiederkehr des Kriege s nach dem Epo chen-
bruch von 1 9 89/9 0 deutlich . Privatisierte Gewalt
in Bürgerkriegen und regionalen Konflikten
nimmt eb enso zu wie der ungenierte Einsatz mi-
litärischer Mittel zum Erreichen b eliebiger politi-
scher o der ökonomischer Ziele . Die Großmacht-
Kriege Russlands und der USA in Tschetschenien
und Irak, ab er auch die erschreckend große Zahl
»vergessener Kriege« in Afrika sind traurige B elege
für die Renaissance der Gewalt.

D er Ende Juli verstorb ene Theologe und Bürger-
rechtler Wolfgang Ullmann verknüpft die mittel-
und o steurop äischen Revolutionen von 1 9 89 in ei-
nem seiner letzten Texte mit der B eob achtung,
»dass Frieden nicht primär eine politische o der le-
diglich völkerrechtliche Kategorie ist, sondern ei-
ne spirituelle im Sinne der Atlantikcharta von 1 94 1
als vollkommen neue Haltung gegenüb er Gewalt
und Gewaltgebrauch« .

In eine so ehrgeizige und weit reichende Per-
spektive lassen sich die B aueinheiten von ihrem Ur-
sprung her nicht einordnen; sie erscheinen ledig-
lich deutlicher als das, was sie für die SED waren :
ein halbherziges Zugeständnis . Und natürlich sind
sie ein Symptom dafür, dass das System des O st-
West-Ab schreckungsfriedens als Ganzes vor der
historischen Aufgab e der Gewaltüb erwindung
versagt hat. Die D atierung der Anordnung vom
7. Septemb er 1 9 64 macht denn auch b eklemmen-
de Kontinuitäten mit der unheilvollen Kriegstradi-
tion Europ as im 2 0 . Jahrhundert sichtb ar.

Im Septemb er 1 9 64 lag der B eginn des Ersten
Weltkrieges 5 0 Jahre , der des Zweiten Weltkriege s
genau 2 5 Jahre zurück. Die fatale Symbolik dieser
Jahrestage muss den SED-Verantwortlichen damals
entgangen sein, oder sie war ihnen egal . Ab er
genau 2 5 Jahre sp äter, im Oktober 1 9 89 , b egleitet
der Ruf »Keine Gewalt ! « die D emonstrationen, die
die Wende in der DDR einleiteten . Ihr Gelingen,
der emanzip atorische Aufbruch, war an die Voraus-
setzung geknüpft, Gewaltanwendung um j eden

Preis zu vermeiden, und auf rätselhafte Weise ist
die se Strategie aufgegangen, ohne j emals eingeübt
worden zu sein . Vom damaligen Vorsitzenden de s
Ministerrates der DDR, Horst Sindermann, wird b e-
richtet, er hab e sp äter auf die Frage , was zum Erfolg
der Wende geführt hab e , geantwortet, die Gewalt-
lo sigkeit der D emonstranten hab e die SED hilflo s
gemacht. Sie sei auf alles vorb ereitet gewesen, nur
nicht darauf.

Diese Aussage b e stätigt no ch einmal die Blind-
heit der DDR für die epo chale B edeutung der Ge-
waltfrage und ihre Unfähigkeit, darauf angemessen
zu antworten . Sie zeigt umgekehrt, dass das Eintre-
ten der evangelischen Kirchen in der DDR 1 9 65 für
die Wehrdienstverweigerer, Totalverweigerer und
B au soldaten − allen anschließenden Konflikten
zum Trotz − als ein Zeugnis der mutigen Parteinah-
me für die Verweigerer und ein Akt politischer
Weitsicht gewertet werden mu ss, der in den Kir-
chen weit und breit seinesgleichen sucht. Die evan-
gelischen Kirchen sahen die Totalverweigerer und
B au soldaten als »Vorhut einer no ch fernen Epo che«
(Schrö ter, Theologische Existenz 120, zit. in »Zum

Friedensdienst der Kirche. Eine Ha ndreich ungfür

Seelsorge an Wehrpflich tigen«, 1965) , die SED sah
in ihnen fehlgeleitete Bürger, »die den Waffen-
dienst no ch nicht als Friedensdienst erkennen«
(Brief Adm iral Waldemar Verner an Bisch of Dr.

Werner Krusche vo m 1 1. Jun i 19 70) . Genau auf die-
sem schmalen Grat zwischen dem »No ch nicht«
Verners und dem »Heute schon« der Kirchen
mussten die B ausoldaten b alancieren . Carl Fried-
rich von Weizsäcker nannte das in seiner berühm-
ten Frankfurter Friedenspreisrede von 1 9 6 3 zutref-
fend »ein unsichere s Verhalten de s Üb ergangs« .

Was waren die B au soldaten? Angefo chtene Men-
schen in einer sp annungsgeladenen politischen La-
ge , eingebunden in einen ungeliebten Staat, emp-
findlich gegen Gewalt, im Konfikt mit ihrem Ge-
wissen, für Frieden engagiert mitten im organisier-
ten Unfrieden, unter ihnen Christen, die auf die bi-
blische Zusage »Selig sind die Friedensstifter«
(Ma tthä us-Evangelium, Kapitel 5, Vers 9) mehr
vertrauten als auf militärische Sicherheit.

Was waren die B auso daten? Ein Experiment, die
Notwendigkeiten von morgen schon heute zu er-
kennen und einzuüben; ein Versuch, die Chancen
einer kleinen Minderheit für die Mehrheit auszu-
probieren, eine Einladung, das Naheliegende zu
tun in der verfügb aren Zeit, mit der Möglichkeit
des Gelingens wie des Scheiterns . Eine Erfahrung,
für die wir dankb ar sein dürfen .

Joach im Garstecki, ka th olischer Theologe, war bis

1990 Friedensreferen t beim Bund der eva ng. Kir-

chen in der DDR. Danach war er bis 2000 General-

sekretär vo n Pax Christi und istjetzt geschäftsfüh-

render Studienleiter der Stiftung Adam vo n Tro tt.

Der Beitrag ist der Vortragstext beim Ba usolda ten-

ko ngress am 3. September 2004 in Po tsdam.
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s ist mir eine große Ehre , hier in der Frank-
furter Paulskirche zum Gedenken an die

Pogromnacht am 9 . Novemb er 1 9 3 8 zu Ihnen spre-
chen zu dürfen . Ich bedanke mich, sehr geehrte
Frau Oberbürgermeisterin, für Ihre Einladung.

D er damals inszenierte Novemberpogrom war
ein Akt des Staatsterrorismus : E s handelte sich um
eine von der NS-Regierung angestoßene und
reichsweit umge setzte antisemitische Aktion .
1 . 4 0 6 Synagogen und B etstub en wurden damals in
D eutschland niedergebrannt o der vollständig zer-
stört. Etwa 3 0 . 0 0 0 D eutsche jüdischen Glaub ens
verschleppte die Polizei in die Konzentrationslager
D achau , Buchenwald und S achsenhausen . In der
Pogromnacht selb st wurden ungefähr 4 0 0 Men-
schen ermordet. Weitere 4 0 0 Menschen kamen in
den Tagen nach dem Pogrom ums Leb en . Üb erdies
nahmen sich nicht wenige Verfolgte selb st das Le-
b en . Insge samt soll dieser Pogrom mehr als 1 . 3 0 0
Opfer gefordert hab en .

Eine reichsweite Protestwelle gegen die sen na-
tionalsozialistischen Terrorakt fand nicht statt. D er
Aufstand der Anständigen blieb aus . D as b edeutete
j edo ch keine swegs , dass die Gewalttaten seinerzeit
von allen D eutschen gut geheißen worden wären .
D en Meinungsforschungsb erichten, die sich das
NS-Regime seinerzeit üb er die »Stimmung und Hal-
tung« der deutschen B evölkerung erstellen ließ, ist
auch Distanz und Ablehnung zu entnehmen . Einen
Wendepunkt markierte der Novemb erpogrom von
1 9 3 8 allemal : Wer dem staatlich verordneten Anti-
semitismu s no ch nicht verfallen war, musste sich
sp äte stens j etzt die Frage vorlegen, wie er − o der sie
− den bedrohten jüdischen Nachb arn und Freun-
den Schutz und Hilfe bieten konnte .

Heinz Drossel, ein »Retter in Uniform«

Einer der Menschen, die die ser Frage nicht au s-
wichen, war Heinz Dro ssel . Er sollte einige Jahre
sp äter zu einem »Retter in Uniform» werden . D amit
ist gemeint, dass er als Soldat in der Uniform der
Wehrmacht Juden rettete . Vor wenigen Tagen, fast
60 Jahre nach seiner Rettungsaktion in B erlin, wur-
de der inzwischen 8 8-Jährige übrigens in der ame-
rikanischen Universitätsstadt Ann Arbor mit der
Raoul-Wallenberg-Medaille ausgezeichnet. B ereits
imJahre 2 0 0 0 war er – zusammen mit seinen Eltern
− vom Staat I srael als »Gerechter unter den Völkern«
geehrt worden, und kurz darauf hatte er vom dama-
ligen Bunde spräsidenten Johannes Rau das Bun-
de sverdienstkreuz erhalten .

Zur Zeit des Pogroms vom 9 . Novemb er 1 9 3 8
war Dro ssel 2 2 Jahre alt und ein Student der Rechts-
wissenschaften in B erlin im fünften Semester. Ei-
gentlich hatte er in die sem Jahr ange sichts der poli-
tischen Entwicklung in D eutschland von Italien
aus nach Üb ersee au swandern wollen, war dann
aber do ch Anfang November 1 9 39 nach B erlin
zurückgekehrt, um sein Studium abzu schließen :
»Zurück« , wie er sagte , »in das Land des Flüsterns
und� Parierens� , der S S und der Ge stapo – heim in
das große KZ, das Deutschland heißt. « Anders als
die Vielen, die nichts gewusst hab en wollen und
die »nicht dabei« gewe sen sein wollen, hat er ge-
wusst und war er dab ei – und er spricht auch dar-
üb er.

Am Tag nach der Pogromnacht sah Heinz Dro s-
sel in B erlin schwarze Rauchwolken in den Mor-
genhimmel steigen . In seiner Autobiographie »Die
Zeit der Füchse« b erichtet er darüb er folgende s :
»Kurz vor dem B ahnhof Zoo wälzt sich eine riesige
schwarze Wolke empor. Was ist lo s ? Die Fahrgäste
werden aufgeregt. Mir gegenüb er sitzt ein älterer,
dicker M ann mit Hornbrille , er lie st seine Zeitung
und sagt mit sonorer Stimme in das aufkommende
Getümmel : � Alle Synagogen brennen – und j etzt
plündern sie die jüdischen Ge schäfte .� B ahnhof
Zo o – raus und herunter in Richtung Fasanen-
straße , wo sich eine s der größten jüdischen Gotte s-
häuser b efindet. Menschen stehen stumm mit star-
rem Blick, um die Synagoge eine lockere Ab sper-
rung von Polizei und Feuerwehr. Sie verhindern
aber nur, dass j emand in den unmittelb aren Gefah-
renbereich kommt. Aus dem schon halb zusam-
menge stürzten Geb äude quellen weiterhin
schwarze Rauchwolken, hohe Flammen schlagen
aus dem schwarzen Geb älk des D achstuhle s . Die
Feuerwehr rührt keine Hand − ab er drüb en schuf-
ten sich lachende und Witze reißende SA-Männer
damit ab , B enzin- und Ölfässer die Treppe hinauf-
zuwuchten, um sie dann durch das schon halb ver-
brannte Portal in das Innere der Synagoge zu rol-
len . Ein Sprung zurück, eine dumpfe Explo sion, ei-
ne Feuersäule steigt zum Himmel, das Gotteshaus
kann weiterbrennen . [ . . . ] Die unb eteiligten Zivilis-
ten [ . . . ] stehen oder gehen stumm, erschüttert.
Vielleicht wird j etzt manchem klar, welch ein
Schicksal sich das deutsche Volk gewählt hat. «

Heinz Dro ssel b erichtet weiter: »D er Kurfürs-
tendamm ist eine einzige Allee von Scherb en . Alle
j üdischen Ge schäfte sind zerstört, die großen
Schaufenster zertrümmert, das Innere verwüstet.
Hier und da hängt Seidenwäsche auf einem

Wolfram Wette

»Ich versuche, jeden zu retten«
Über den Rettungswiderstand »von unten« in der Nazi-Diktatur
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Strauch, ein SA-Mann stiehlt sich weg, einen Pelz-
mantel unter dem Arm, einige andere wühlen no ch
in der Auslage eine s Juweliers . Brillanten liegen auf
der Straße , ab und zu bückt sich verstohlen ein Pas-
sant. Aber die meisten Vorüb ergehenden − ich
traue meinem Gefühl kaum − scheinen sich zu schä-
men . «

Schließlich erreichte Dro ssel den Repetitor,
der seine Räume am Kurfürstendamm hatte . D er
Meister, der aus seinem Fenster direkt auf die bren-
nende Synagoge sehen konnte , verkündete seinen
Studenten : »� Meine Herren, wir b ehandeln heute
einen Straftatbe stand , der selten vorkommt, ab er
wenn das geschieht, seine eigenen Merkmale tra-
gen kann .� Stimme aus dem Hintergrund : � Die
Brandstiftung !� −� Jawohl, meine Herren, die B rand-
stiftung . Schlagen sie auf . . .� . Er b ehandelt den
Straftatbe stand sachlich, ohne weiteren Kommen-
tar. Ab er das üb ersteigt selb st die Kräfte dieser B ä-
rennatur. Er bricht den Unterricht ab . D ann steht
der große , füllige M ann lange am Fenster, sieht
hinüb er zu den Rauchwolken . Schließlich sagt er
[ . . . ] ganz leise :� Meine Herren, von heute an muss

man sich als D eutscher schämen !� , dreht sich dann
um und sagt mit bitterer, verhaltener Stimme :� Ge-
hen Sie , meine Herren, vielleicht finden Sie no ch
ein p aar jüdische Diamanten !� «

Im Novemb er 1 9 39 wurde Heinz Dro ssel zur
Wehrmacht eingezogen . Als einfacher Soldat mach-
te er den Krieg gegen Frankreich mit und lernte das
» Grauen des Mordens« aus nächster Nähe kennen .
Er selb st war nicht gewillt, auf einen Menschen zu
schießen, und er hielt die sen Grundsatz auch den
ganzen Krieg üb er konsequent durch . An die O st-
front versetzt, geriet Dro ssel 1 9 4 1 nach Litauen
und Lettland . In D agda wurde er Augenzeuge eine s
M assakers anJuden, das von einer S S-Einheit verübt
wurde . In ohnmächtiger Wut b erichtete er das Ge-
sehene seinen Kameraden . Sie wussten, dass sie
nun »Komplizen von Mördern« waren . Heinz Dro s-
sel sagt, dass ihm der Kommissarb efehl b ekannt
war und berichtet, dass die ser verbrecherische B e-
fehl in seinem Regiment auch tatsächlich durchge-
führt wurde . Einmal nutzte er die Gelegenheit, ei-
nen gefangenen genommenen Politkommissar der
Roten Armee b efehlswidrig laufen zu lassen und
ihn damit zu retten .

Im Februar 1 9 45 weilte Dro ssel zu einem Kurz-
urlaub b ei seinen Eltern in B erlin . D ort wurde der
inzwischen zum Ob erleutnant beförderte Offizier
ganz plötzlich mit einer brisanten Situation kon-
frontiert: Eine jüdische Familie , die untergetaucht
war und sich bis dahin erfolgreich am Rande der
Großstadt versteckt hatte , war denunziert worden .
Nun fühlte sie sich unmittelb ar von der Ge stapo b e-
droht und b at den Uniformträger um Hilfe . Dro ssel
und seine Eltern üb erlegten nicht lange , sondern
halfen spontan, aber auch umsichtig und schlau . So
konnten sie die Familie Hesse retten, die Eltern, die
erwachsene To chter M argot und deren Freund

Günter Fontheim . Sie alle überlebten und blieb en
mit ihrem Retter in freundschaftlicher Verbin-
dung. So weit sie no ch am Leb en sind , ist die s bis
zum heutigen Tage der Fall .

Unter den damaligen Umständen hatte eine
Hilfeleistung wie die der Familie Dro ssel zweifello s
den Charakter einer widerständigen Handlung ge-
gen das Nazi-Regime . Wir sprechen, um das Wider-
ständige der Rettungstat b egrifflich angemessen
zu fassen, von Rettungswiderstand . Dieser B egriff
wurde von Arno Lustiger geprägt, dem Historiker
des jüdischen Widerstandes , der Ihnen hier in
Frankfurt j a gut b ekannt ist. Sein großes Thema
steht in einem engen inhaltlichen Zu sammenhang
mit dem Widerstand der Retter, also j ener D eut-
schen, die sich in der NS-Zeit üb er die Verfolgung
und Ermordung jüdischer Menschen empörten
und nach Möglichkeiten des Helfens und Rettens
suchten . E s wird heute ge schätzt, dass e s alles in al-
lem do ch mehrere zehntausend D eutsche gewe sen
sein könnten, darunter viele Frauen aus der Reichs-
hauptstadt B erlin, die untergetauchte Juden vor
dem Zugriff der Gestapo zu schützten versuchten
und damit in nicht wenigen Fällen auch Erfolg hat-
ten .

Rettungswiderstand
bisher wenig erforscht

Intensive historische Forschungen üb er deut-
sche Judenretter sind hierzulande erstaunlicher
Weise erst in den letzten Jahren geleistet worden .
B e sondere Verdienste haben sich dab ei das Zen-
trum für Antisemitismu sforschung an der Techni-
schen Universität B erlin und der Arb eitskreis His-
torische Friedensforschung erworben . D as Proj ekt
der letztgenannten Forschergruppe wurde geför-
dert von dem B remer Unternehmer Dirk Heinrichs
und der von ihm ins Leb en gerufenen Stiftung »die
schwelle . B eiträge zur Friedensarbeit« . Etwa 3 0 His-
torikerinnen und Historiker beteiligten an der un-
gewöhnlich schwierigen Aufarb eitung die se s The-
mas . Unter ihnen M anfred Me sserschmidt, D etlef
B ald , Hermine Wüllner, Gerd R. Ueb erschär, B e ate
Ko smala, Peter Steinkamp , Norb ert Haase − und
der schon erwähnte Arno Lustiger, um nur einige
Namen zu nennen . D a dem Rettungswiderstand in
D eutschland bislang nur wenig B e achtung ge-
schenkt worden ist, mö chte ich ihn heute in den
Mittelpunkt meiner Gedenkrede stellen .

Widerstand in Nazi-Organisationen

»Ich versuche j eden zu retten« : Mit diesem Titel
meine s Vortrages greife ich eine Briefstelle von
Wilm Ho senfeld auf, j enem Reservehauptmann der
deutschen Wehrmacht, der 1 9 4 4 im deutsch b e-
setzten Warschau an der Rettung de s jüdischen Pia-
nisten Wladyslaw Szpilman b eteiligt war. Szpilman
und Ho senfeld sind im Jahre 2 0 02 einer breiteren
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Öffentlichkeit b ekannt geworden durch Roman
Polanskis Film »D er Pianist« . Was Jahre zuvor Ste-
ven Spielberg mit seinem Film »Schindlers Liste«
erstmals ange stoßen hatte , fand hier seine Fortset-
zung . B eide Kinofilme vermittelten den heute le-
b enden D eutschen eine für viele neue , irritierende
B otschaft. Sie zeigten nämlich, dass aktiver An-
stand und Rettungshandeln selb st unter den Ver-
hältnissen von Diktatur, Krieg und Terror möglich
war. Und dass es zuminde st einzelne D eutsche ge-
geb en hat, die auch den Mut dazu aufbrachten, ihre
humane Grundeinstellung o der ihr Gewissen über
die B efehle der j eweiligen Obrigkeiten zu stellen .

Unter der Nazi-Diktatur war es generell mit ei-
nem großen Risiko verbunden, au s der ge schütz-
ten Rolle des Mitläufers herauszutreten und sich zu
widerständigem Verhalten durchzuringen . Bislang
nahezu unbekannt geblieben ist der Tatbe stand ,
dass es widerständiges Handeln zugunsten verfolg-
ter Juden vereinzelt selb st dort gegeb en hat, wo
man es zuletzt erwartet hätte : nämlich in den b e-
waffneten Formationen des NS-Staate s, also in der
Wehrmacht, in der Polizei, in der Organisation
To dt und gelegentlich sogar in der S S . Gewiss, es
waren nur einige Wenige , aber es hat diese »Retter
in Uniform« gegeben . Sie verhielten sich solida-
risch . Sie halfen und retteten unter hohem persön-
lichem Risiko jüdisches Leb en . D amit wird etwas
erkennb ar, war man lange Zeit gar nicht für mög-
lich gehalten hatte : D ass es nämlich selb st in der
Wehrmacht, die häufig als eine »totale Institution«
angesehen wird , Handlungsspielräume für aktiven
Anstand gegeb en hat. Trotz de s gnadenlo sen Herr-
schaftsprinzip s von B efehl und Gehorsam und
trotz der rassenideologischen Verhetzung .

Wenn wir von »Widerstand au s der Wehrmacht«
sprechen, denken wir in der Regel sogleich an das
Hitler-Attentat des Ob ersten Claus Schenk Grafvon
Stauffenb erg. Üb er die sen Akt des Widerstandes
hat Jo achim Fe st vor einigen Monaten, zum 60 . Jah-
re stag de s 2 0 . Juli 1 94 4 , an die ser Stelle gespro-
chen . Mit dem Attentat auf Hitler kommen höhere
Offiziere der Wehrmacht in den Blick, die unter
Einsatz ihres Leb ens Widerstand geleistet haben −
allerdings erst sehr sp ät und zudem erfolglo s .

Schon seit langem bleibt bei die ser Fixierung
auf den 2 0 . Juli die Frage offen, ob e s auch b eim
»kleinen Mann« in Uniform ein widerständige s Po-
tenzial gegeb en hat. D es weiteren : welche Mög-
lichkeiten der einfache Soldat damals üb erhaupt
hatte , seine widerständige Haltung zum Ausdruck
bringen zu können und sie in eine Tat umsetzen zu
können . Wir denken in die sem Zu sammenhang an
die Kriegsdienstverweigerer, die D eserteure , die
Wehrkraftzersetzer, also an j ene Soldaten, die sich
dem Vernichtungskrieg verweigert hab en und die
aus die sem Grunde in den vergangenen Jahren
endlich rehabilitiert worden sind , − und neuer-
dings denken wir auch an die »Retter in Uniform« ,
von denen hier die Rede sein soll .

Beispielhafte Fälle

Im Folgenden mö chte ich Ihnen einige au sge-
wählte Fälle von Rettungswiderstand vorstellen,
die wir durch unsere Forschungen der Vergessen-
heit haben entreißen können . Leider kann die s nur
in gleichsam lexikalischer Kürze ge schehen . Au s-
führlicher darge stellt finden Sie diese Geschichten
in den b eiden Büchern »Retter in Uniform« und »Zi-
vilcourage« , die 2 0 02 und 2 0 04 im Frankfurter Fi-
scher-Taschenbuch-Verlag erschienen sind , und
zwar in der von Walter Pehle b etreuten, so genann-
ten »Schwarzen Reihe« , einer Buchreihe üb er »Die
Zeit des Nationalsozialismus« .

Ich b eginne mit der Geschichte eines Mann-
schaftssoldaten, der, wie Millionen Anderer, zum
Kriegsdienst in der Wehrmacht verpflichtet wor-
den war. Stefan Hampel, mit dem Dienstgrad Füsi-
lier, erlebte als Angehöriger einer Heereseinheit im
Mai 1 9 4 2 in dem weißru ssischen Ort Wassilitschki
eine Massenerschießung von etwa 2 . 0 0 0 russi-
schen Juden . Zutiefst scho ckiert und erschüttert,
entschlo ss sich Hampel zur D esertion aus der
Wehrmacht. Zunächst floh er zu einer polnisch-
litauischen Partisanenorganisation und half dort,
Kriegsgefangene und Juden zu verstecken . D ann
versuchte er − ein wahrlich kühne s Unternehmen !
− mit gefälschten Papieren von der litauischen
Stadt Wilna aus quer durch ganz D eutschland in die
Schweiz zu gelangen . In Genf wollte er das Interna-
tionale Rote Kreuz (IKRK) üb er die Judenmorde
im O sten informieren, deren Augenzeuge er ge-
worden war. Kurz vor dem Ziel wurde er j edo ch in
Freiburg im Breisgau von der Polizei gefasst, vor
ein Wehrmachtgericht gestellt und wegen Fahnen-
flucht zum Tode verurteilt. Glücklicher Weise wur-
de die Strafe sp äter in 1 5 Jahre Zuchthaus umge-
wandelt. Stefan Hampel konnte den Krieg im zen-
tralen Wehrmachtgefängnis Torgau-Fort Zinna
üb erleb en .

Ein zweite s B eispiel von Rettungswiderstand
führt uns in die deutsch be setzte Ukraine : Seit Sep-
temb er 1 9 4 1 bekleidete der Hauptmann der Reser-
ve Dr. Fritz Fiedler in dem Städtchen Horo denka
das Amt eine s Ortskommandanten . D er promovier-
te Anglist, der zuvor in B erlin und Potsdam als Gym-
nasiallehrer und als Lektor gearb eitet hatte , fühlte
sich insb e sondere der angelsächsischen Welt
durch persönliche Kontakte verbunden . Nationa-
listisches D enken und D eutschtümelei waren ihm
zuwider. Die Nazis lehnte er ab . Im D ezemb er 1 9 4 1
erfuhr Hauptmann Fiedler von dem Plan der S S , un-
ter dem Vorwand einer »Massenimpfungsaktion«
etwa 2 . 0 0 0 Juden aus Horo denka zu ermorden . Ver-
hindern konnte er das Massaker nicht. Aber er tat,
was in seinen Kräften stand : Er versteckte mutig
und risikob ereit die 5 0 jüdischen Arb eiter seiner
Ortskommandantur einschließlich ihrer Familien,
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zu sammen etwa 1 8 0 bis 2 0 0 Menschen, und ließ sie
mit Waffengewalt b eschützen . D adurch konnte er
sie zunächst einmal kurzfristig retten . Einige von
ihnen üb erlebten den Krieg und b erichteten üb er
ihren Retter.

D er Luftwaffen-Feldweb el Karl Laab s aus Kassel
war ein M ann mit einem jugendb ewegten und so-
zialdemokratischen Hintergrund . Im Kriegsj ahr
1 9 4 3 b ot sich ihm die Chance , etwa einhundert jun-
ge polnische Juden zu retten . Sie sollten nach
Auschwitz und damit in den To d deportiert wer-
den . Laab s durchkreuzte diesen Plan, indem er sich
eine B efehlsgewalt anmaßte , die ihm nicht zu-
stand , und verbrachte die jungen M änner in einer
tollkühnen Einzelaktion mit drei Lastkraftwagen
an einen anderen Ort, an dem sie zuminde st fürs
Erste sicher waren . Ab er er half auch langfristig. In
Krenau , einem nur 2 0 Kilometer von Auschwitz
entfernt gelegenen Ort, verfügte der als Kreisb au-
rat fungierende Feldweb el üb er ein große s Grund-
stück. Auf die sem richtete er einen landwirtschaft-
lichen B etrieb ein, auf dem er jüdische Zwangsar-
beiter b eschäftigen und verstecken konnte . Uner-
schro cken und listenreich b aute Laab s den Gutsb e-
sitz zu einem Unterschlupf für verfolgte Juden au s
und b ewahrte sie damit vor der Ermordung.

Maj or Max Liedtke versuchte 1 9 4 2 als Ortskom-
mandant in der polnischen Stadt Przemysl zusam-
men mit seinem Adjutanten, Hauptmann Dr. Alb ert
B attel, in einer offenen Konfrontation mit der S S ,

Juden zu retten . Die b eiden Offiziere schreckten
auch nicht davor zurück − und das macht das wohl
Singuläre dieses Falles aus − , der S S die Anwendung
von Waffengewalt anzudrohen, um Juden vom Ab-
transport zur Erschießung zu b ewahren . Aller-
dings führte dies , wie so oft, nur zu einer temporä-
ren Rettung; denn b ei nächster Gelegenheit führte
die S S ihr Vernichtungswerk dann do ch aus .

Andere Wehrmachtsoldaten nutzten ihre
Dienststellung als Arb eitgeb er in kriegswichtigen
B etrieb en und Werkstätten zur Rettung von Men-
schen, vergleichb ar den zivilen Unternehmern O s-
kar Schindler, B erthold B eitz und Hermann Fried-
rich Gräbe , die in den deutsch b esetzten Ländern
des O stens agierten . Allgemein lässt sich fe ststel-
len, dass Hilfeleistungen und Rettungsversuche in
der Regel nicht an der Front stattfanden, sondern
in den rückwärtigen Gebieten, die von der deut-
schen Militär- o der Zivilverwaltung wirtschaftlich
au sgeb eutet wurden . D ort konnten Angehörige
der deutschen B esatzungsverwaltung, die Leben
retten wollten, die Chance nutzen, jüdische Fachar-
beiter, aber auch polnische und russische Kriegs-
gefangene , unter dem D eckmantel militärischer In-
teressen zu schützen .

Maj or Karl Plagge b eispielsweise nutzte in die-
sem Sinne seine Dienststelle als Kommandeur de s

Heereskraftfahrp arks 762 im litauischen Wilna, ei-
ner Instandsetzungseinrichtung für Panzer und
militärische Radfahrzeuge . Mit großer Umsicht
und Konsequenz b eschäftigte er üb er Jahre hin-
weg hunderte von Juden in seiner Dienststelle und
schützte sie mehrfach vor der Erschießung. Wenn
die Gefahr einer SS-Mordaktion drohte , spielte er
den B edrohten rechtzeitig Informationen zu , da-
mit sie ihre Verstecke aufsuchen konnten . Einige
seiner Schützlinge üb erlebten den Krieg. D er
Wehrmacht-Maj or Plagge , üb er de ssen Rettungsta-
ten in den letzten Jahren verstärkt geforscht wor-
den ist, nicht zuletzt durch M arianne Viefhaus in
seiner Heimatstadt D armstadt, wird im kommen-
den Jahr 2 0 0 5 als »Gerechter unter den Völkern«
geehrt werden .

D er im Range eines Maj ors stehende » Sonder-
führer« Günter Krüll war von B eruf Schiffsb auinge-
nieur. Wegen seiner Spezialkenntnisse setzte ihn
die Wehrmacht im b esetzten Polen als Leiter einer
so genannten »Feldwasserstraßen-Abteilung« ein .
In der südpolnischen Stadt Pinsk, in der seine
Dienststelle arb eitete , fasste Krüll au s humanen
Motiven und aus eigenem Antrieb den Entschluss ,
wenigstens einen einzigen Juden zu retten . Er b au-
te eine systematische Rettungsaktion auf: In einem
längeren Lernprozess übte er mit Pj otr Ruwino-
witsch Rabzewitsch eine neue Identität ein, statte-
te ihn mit gefälschten Papieren aus und schickte
ihn in die ukrainische Hauptstadt Kiew − womit er
ihn tatsächlich retten konnte , und zwar auf D auer.
Nach dem Kriege suchte Pj otr Rabzewitsch seinen
Retter, ab er vergeblich, weil dieser schon ge stor-
b en war. Allerdings traf er b ei seinen Nachfor-
schungen Werner Müller vom Maximilian-Kolb e-
Werk au s Köln, der seine Ge schichte dann vor eini-
gen Jahren aufschrieb und sie in Anwe senheit de s
Geretteten in mehreren deutschen Städten vorstel-
len konnte .

Eine weitere Retterge schichte spielt im militäri-
schen Geheimdienstmilieu des NS-Staate s . M an
möchte annehmen, dass dort nur b e sonders zuver-
lässige Funktionäre des Regimes arb eiteten . Um so
erstaunlicher ist der Tatb estand , dass es in der Spio-
nageabteilung de s Oberkommando s der Wehr-
macht, dem so genannten Amt Au sland/Abwehr,
auch einige widerständige Offiziere gegeb en hat.
Zum B eispiel den Juristen Hans von D ohnanyi, der
dort als Sonderführer im militärischen Range eine s
Maj ors Dienst tat. Gedeckt von Admiral Wilhelm
C anaris und Ob erst Hans O ster sowie mit Wissen
seiner Mitarb eiter und Freunde Karl-Ludwig Frei-
herr von und zu Guttenb erg, Justus D elbrück und
Helmuth James Graf von Moltke , versuchte er, die

Judenmordpolitik de s Regimes im Rahmen seiner
Möglichkeiten zu konterkarieren . Die spezifischen
Handlungsspielräume der Abwehr-Offiziere b e-
standen darin, dass sie Juden in fiktiven Geheim-
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dienstoperationen einsetzen und ihnen damit zur
Flucht verhelfen konnten . Die geschah b eispiels-
weise in dem so genannten »Unternehmen Sieben« ,
mit dem insgesamt 14 jüdische Menschen gerettet
werden konnten . Unter dem Vorwand , sie seien für
deutsche Spionage aufgab en in den USA vorge se-
hen, konnte Hans von D ohnanyi sie im Herb st 1 9 4 2
mit offiziellen Papieren ausstatten und sie mit dem
Nachtexpress B erlin-B asel in die sichere Schweiz
verschieb en . D adurch konnten unter anderen die
b eiden Rechtsanwälte Dr. Fritz W. Arnold und Dr.
Julius Flie ss mit ihren Familien gerettet werden .
B ei Arnold und Fliess handelte es sich um zwei
schwer kriegsverletzte Weltkriegsteilnehmer, die
nach 1 9 3 3 ehemalige jüdische Frontkämpfer des
Ersten Weltkrieges juristisch betreut hatten .

Die se Rettungsaktion ist um so b emerkens-
werter, als zur gleichen Zeit, am 1 . Septemb er 1 9 4 2 ,
5 5 4 Juden aus Frankfurt am Main nach There-
sienstadt deportiert wurden . Unter ihnen b e-
fanden sich auch Inhab er de s Verwundetenabzei-
chens au s dem Ersten Weltkrieg, Träger hoher
Kriegsau szeichnungen wie des EK I oder der gol-
denen Tapferkeitsmedaille .

D er führende Kopf der Rettungsaktion »Unter-
nehmen Sieb en« , Hans von D ohnanyi, wurde übri-
gens trotz eines von der Gestapo durchgeführten
Ermittlungsverfahrens zunächst nicht entdeckt.
Erst sp äter wurde er wegen B eteiligung am Um-
sturzversuch vom 2 0 . Juli 1 9 4 4 verhaftet, zum To de
verurteilt und kurz vor Kriegsende umgebracht.
Die ser Fall zeigt, dass einzelne Offiziere sowohl
Rettungswiderstand »nach unten« als auch politi-
schen Widerstand »nach oben« leisteten .

Weil er ein S S-Mann war, hatte es der Unter-
scharführer Alfons Zündler schwerer als andere
D eutsche , nach dem Kriege als Retter vieler Juden
anerkannt zu werden, der er tatsächlich gewe sen
ist. Zündler leistete 1 9 4 2/ 1 9 4 3 seinen Dienst in der
Amsterdamer Schouwburg, der S ammelstelle für
den Abtransport von mehr als 60 . 0 0 0 niederländi-
schen Juden in die Vernichtungslager. D er S S-M ann
half etwa 60 0 Kindern und einer Vielzahl von Er-
wachsenen, au s diesem »Wartesaal nach O sten« zu
entkommen und rettete ihnen damit das Leb en .

D er heute vielleicht b ekannte ste Judenretter in
Uniform ist der au s Wien stammende Feldweb el
Anton Schmid . Wir können in ihm so etwas wie die
Ikone des Rettungswiderstande s sehen . Obwohl er
nur ein kleiner Unteroffizier war und ganz auf sich
alleine gestellt blieb , agierte er entschlo ssen und
tatkräftig. Als Leiter einer Versprengtensammel-
stelle im deutsch b e setzten Wilna schützte Anton
Schmid etwa 3 0 0 Juden, indem er sie in den Werk-
stätten seiner Dienststelle b e schäftigte . D arüber
hinau s transportierte er sie mit seinem Dienst-Lkw
und gefälschten Fahrb efehlen an sicherere Orte im
b enachb arten Weißrussland . Was sein Handeln als

b esonders konsequent erscheinen lässt, ist der Tat-
b estand , dass er auch den jüdischen Widerstand im
Raum Wilna aktiv unterstützte . Feldwebel Anton
Schmid wurde denunziert, von einem Feldkriegs-
gericht der Wehrmacht zum Tode verurteilt und
am 1 3 . April 1 9 4 2 hingerichtet. Seit demJahre 2 0 0 0
ist eine Kaserne der Bundeswehr nach ihm b e-
nannt.

Motive, Tradition, Antisemitismus

D amit b eende ich die Schilderung dieser klei-
nen Au swahl von Retterge schichten und wende
mich einigen allgemeineren Fragen zu , üb er wel-
che wir Klarheit gewinnen müssen, wenn wir die
Hilfeleistungen dieser »Retter in Uniform« ange-
messen verstehen und würdigen wollen :

Erstens : Woher b ezogen diese Menschen die in-
nere Kraft, die sie instand setzte , gegen den Strom
zu schwimmen? Welche Motive be stimmten ihr
Handeln? Die Entscheidung dieser Menschen, zu
helfen o der zu retten, kam meist spontan zustande ,
ausgelö st durch den Hilferuf eines Verfolgten . Sie
re agierten also . D en Wertehintergrund für ihren
Entschluss bildete in der Regel eine politisch o der
religiö s b egründete Humanität. Nicht selten ver-
standen die Retter ihr Handeln als etwas ganz
Selb stverständliche s, als eine natürliche Hinwen-
dung zu verfolgten Mitmenschen − und nicht etwa
als eine außergewöhnliche Heldentat. Sie wollten
keine Helden sein . Häufig entstand die B ereit-
schaft, Rettungswiderstand zu leisten, aus der
Empörung üb er Verbrechen, deren Augenzeuge
sie geworden waren o der von denen sie zuverlässig
gehört hatten . Auch die Selb stachtung eine s Ret-
ters spielte nicht selten eine Rolle : Er wollte o der
konnte moralisch verwerflichen Vorgängen ein-
fach nicht tatenlo s zu sehen und fand auf die sem
Wege zur solidarischen Rettungstat.

Alle Retter bewie sen ein ungewöhnliches Maß
von persönlichem Mut. Sie gingen ein Risiko ein,
das äußerstenfalls die Gefährdung des eigenen Le-
b ens einschlo ss . D arüb er hinau s lässt sich kaum All-
gemeingültige s ermitteln . Retterge schichten sind
die Geschichten einzelner widerständiger Men-
schen, die eine außerordentliche humane Tat voll-
bracht hab en .

Zweite allgemeine Frage : Gab es im deutschen
Militär eine Tradition von selb stverantwortetem,
gar widerständigem Handeln, auf welche sich die-
se Retter in Uniform in ihrem Konflikt zwischen
B efehl und Gewissen b erufen konnten? Wie wir al-
le wissen, war das deutsche Militär nicht gerade ein
Übungsplatz für Zivilcourage . Eine widerständige
Tradition gab es dort nicht. Für den an Unterord-
nung und militärischen Gehorsam gewöhnten
deutschen Soldaten − ob er nun der preußischen
Armee angehörte , der Reichswehr o der Hitlers
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Wehrmacht − war das Schwimmen gegen den
Strom eine Verhaltensweise , die eigentlich voll-
ständig außerhalb seines D enkhorizonts lag.

Seb astian Haffner hat dazu in seinem Buch »Ge-
schichte eine s D eutschen« , das seine Erinnerungen
an die Jahre 1 9 1 4 bis 1 9 3 3 enthält, folgendes tref-
fend bemerkt: »Zivilcourage − also der Mut zum ei-
genen Entschlu ss und zur eigenen Verantwortung
– [ . . . ] verlässt den D eutschen vollkommen, wenn er
eine Uniform anzieht. D er deutsche Soldat und Of-
fizier, zweifello s hervorragend tapfer auf dem
Schlachtfeld , fast stets auch b ereit, auf B efehl der
Obrigkeit auf seine zivilen Landsleute zu schießen,
wird furchtsam wie ein Hase , wenn er sich gegen
die se Obrigkeit stellen soll . «

Wegen dieser tradierten B efindlichkeit der
deutschen Untertanen in Uniform ist es denn auch
wenig verwunderlich, dass e s sich b ei den meisten
Helfern und Rettern aus der Wehrmacht, die bis-
lang erforscht werden konnten, um Re servedienst-
grade handelte , um − wie wir zu sagen pflegen − »in
die Uniform eingekleidete Zivilisten« . Die B erufs-
offiziere vermo chten sich in aller Regel nicht au s
dem Korsett des B efehlsgehorsams zu b efreien . Zi-
vilcouragiertes Verhalten war ihnen fremd , wob ei
auch hier die wenigen Ausnahmen die Regel be stä-
tigen .

Dritte allgemeine Frage : Wie hielt es die Wehr-
macht mit dem Antisemitismu s? D azu ist zu sagen,
dass er − entgegen anders lautenden Reinwa-
schungsversuchen − zu den traditionellen Orien-
tierungen im deutschen Militär gehörte . Nach der
M achtübertragung an die Nationalsozialisten üb er-
nahm die Reichswehrführung aus eigenem An-
trieb das Hoheitsabzeichen der NSDAP, das Haken-
kreuz, auf die Uniformen der Soldaten und führte
schon 1 9 3 4 in vorauseilendem Gehorsam den so
genannten Arier-Paragraphen an . D as kam einer
freiwilligen Üb ernahme der nationalsozialisti-
schen Rassenideologie gleich .

Von einem Offiziers-Widerstand gegen die anti-
semitischen Au sschreitungen in der Pogromnacht
vom Novemb er 1 9 3 8 ist nichts bekannt. Seit Kriegs-
beginn 1 9 39 wurde den Soldaten der Wehrmacht
in systematischer Weise ein rassenideologische s
Juden-Feindbild indoktriniert. Auf diese Weise
wurden sie eingestimmt auf den sp äteren Krieg ge-
gen die Sowj etunion, der von der Nazi-Prop aganda
als Krieg gegen den »jüdischen B olschewismu s« b e-
zeichnet wurde .

D er Chef de s Heere spersonalamte s , ein General
der Infanterie namens Rudolf Schmundt, der ein
gefügiges Werkzeug Hitlers war, gab im Oktob er
1 9 4 2 eine Weisung herau s, in welcher er klar- stell-
te , dass von j edem Wehrmachtoffizier »eine ein-
deutige , völlig kompromisslo se Haltung in der Ju-
denfrage« verlangt wurde . E s dürfe »keinerlei, sei e s
auch no ch so lo ckere Verbindung zwischen einem
Offizier und einem Angehörigen der jüdischen

Rasse geb en« . D enn D eutschland stehe im harten
»Kampf gegen den jüdisch-b olschewistischen
Weltfeind« . Die Offiziere sollten sich also am Leit-
bild eine s vom Rassismus überzeugten Weltan-
schauungskämpfers orientieren . Wer gegen diese
ideologischen Vorgab en verstieß , konnte seiner
Po sition enthoben und aus dem Heere sdienst ent-
lassen werden . Nicht weniger, ab er eb en auch
nicht mehr !

D en meisten Rettern in Uniform war gemein-
sam, dass sie sich nicht an der politischen Perspek-
tive de s Tyrannenmords orientierten . Retter wirk-
ten praktisch nach unten, um Verfolgten zu helfen :

− Sie scherten sich nicht um Hierarchien;
− sie b e schwerten sich nicht ;
− sie machten keine Meldung nach ob en, an ir-

gendeinen Vorgesetzten;
− sie verfassten keine D enkschriften, wie e s

manche Offiziere zu tun pflegten, die Verb esserun-
gen im System für möglich hielten;

− sie rechneten auch nicht mit der militärischen
Kameradschaft, die ihnen eher hinderlich war;

− statt dessen folgten sie der re alistischen Ein-
sicht, dass sie ohnehin nicht in der Lage waren, das
NS-System aus den Angeln zu heb en o der den Mi-
litärapp arat zu ändern;

− und entschlo ssen sich daher, das Naheliegen-
de und ihnen Mögliche zu tun, nämlich wenigstens
einzelne verfolgte Menschen ganz praktisch zu un-
terstützen und , wenn alle s gut ging, sogar zu retten .
In gar nicht so wenigen Fällen war die ser Wider-
stand de s »kleinen Mannes« sogar erfolgreich − j e-
denfalls erfolgreicher als das ge scheiterte Attentat
des 2 0 . Juli 1 9 4 4 .

Nach dem Kriege sind die Judenretter gelegent-
lich als »stille Helden« b ezeichnet worden . Mit die-
sem B egriff sollte auf eine typische Haltung auf-
merksam gemacht werden : Die meisten Retter
wollten nicht, dass man von ihren Taten ein sonder-
liches Aufheb en machte . Allerdings kann die B e-
scheidenheit der Retter nicht hinreichend erklä-
ren, weshalb die Existenz von Judenrettern von der
deutschen Ge sellschaft j ahrzehntelang verdrängt
wurde . D ass sie so lange b eschwiegen wurden, hat
einen anderen Grund : Für die Mehrheit der Mitläu-
fer hatte die Tatsache , dass e s damals auch möglich
war, gegen den Strom zu schwimmen und seinem
Gewissen zu folgen, den Charakter einer Provokati-
on, j a einer Anklage . Gerade weil sie in der Regel
nicht den Führungseliten angehörten, sondern
einfache Menschen waren, wirkten die Helfer und
Retter nach 1 9 45 wie ein Spiegel, der für j eder-
mann die unangenehme Frage b ereit hielt : Und
was hast Du getan? Die Judenhelfer und -retter ver-
körperten gleichsam das Kontrastprogramm zu j e-
ner großen Mehrheit von Volksgeno ssen, die den
Weg des NS-Regime s unterstützt hatte , sei es au s
Üb erzeugung, Opportunismus o der Furcht.
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Die se Mehrheit mobilisierte auch nach dem En-
de de s Kriege s große Energien in das Ziel, ihr dama-
liges Verhalten vergessen zu machen . D ass sich j e-
mand schämte , war eher selten . Zu der Weigerung,
eine eigene Mitverantwortung zu sehen, p asst der
Tatbe stand , dass der Rettungswiderstand in der
Nachkriegszeit sogar massiver D enunziation au s-
ge setzt war. Offen o der hinter vorgehaltener Hand
wurden Judenretter nicht selten als Verräter ge-
brandmarkt.

Als ein b e sonders krasser Fall kann der des Inge-
nieurs Hermann Friedrich Gräb e gelten, der in der
Ukraine Tausende von Juden zu retten versucht
hatte und der zudem nach dem Kriege als einziger
D eutscher seine Kenntnisse üb er die Judenmorde
dem Internationalen Militärtribunal in Nürnb erg
mitgeteilt hatte . Ihm schlug nach dem Kriege eine
so feindselige Atmo sphäre entgegen, dass er b e-
greifen musste , dass er »in D eutschland uner-
wünscht« war. Er sah sich genötigt, D eutschland zu
verlassen und in die USA zu emigrieren .

Wenn der Staat I srael deutsche Judenretter mit
dem Ehrentitel »Gerechter unter den Völkern« au s-
zeichnete , reagierten die deutsche Presse wie auch
die kommunalen Politiker no ch in den neunziger
Jahren in der Regel mit Nichtb e achtung . Erst in
jüngster Zeit hat sich das zum Po sitiven hin verän-
dert.

So lässt sich in der Summe sagen, dass es in
D eutschland nach dem Ende de s Zweiten Welt-
krieges no ch mehr als ein halb es Jahrhundert ge-
dauert hat, bis endlich ein erkennb are s öffentli-
che s Intere sse an die sen Menschen entstanden ist.
Mit der gesteigerten Wahrnehmung geht das B e-
dürfnis einher, die wenigen Helfer und Retter, die
heute no ch leb en, wenigstens j etzt auch in
D eutschland angemessen zu würdigen und sie als
widerständig anzuerkennen .

»Stille Helden«

Ich komme zum Schlu ss : Man mö chte wün-
schen, dass der Rettungswiderstand »von unten« ,
eingeschlo ssen die »Retter in Uniform« , zu einem
fe sten B e standteil der deutschen Erinnerungskul-
tur wird . B ei dem j ährlichen Gedenken an den Wi-
derstand gegen den Nationalsozialismus sollte an

diese Menschen zuminde st auf gleicher Augen-
höhe mit dem Offizierswiderstand de s 2 0 . Juli 1 9 4 4
erinnert werden : also an die Kriegsdienstverweige-
rer, die D eserteure − und an die Retter in Uniform .

Vielleicht muss man sie gar nicht zu heroischen
Lichtgestalten verformen . D enn ein hoher So ckel
erhöht nur die Distanz zum B etrachter. Diese Ret-
ter waren Menschen mit Stärken und Schwächen
wie andere Menschen auch . In einem entscheiden-
den Punkt allerdings unterschieden sie sich von ih-
nen : In der Stunde der Herausforderung brachten
sie den Mut auf, Solidarität mit verfolgten Juden zu
praktizieren .

Einige der bislang no ch wenig b ekannten Ju-
denretter in Uniform wurden von mir namentlich
genannt. D as ge schah nicht etwa, wie ge argwöhnt
werden könnte ,

− um von der Hauptsache , dem Holo cau st, abzu-
lenken .

− E s geschah auch nicht, um die Wehrmacht, die
einen Vernichtungskrieg geführt und sich an den
Judenmorden teilweise selb st beteiligt hat, in ei-
nem günstigeren Lichte erscheinen zu lassen . Allei-
ne der Tatbe stand , dass der Wehrmacht ungefähr
1 8 Millionen Menschen angehörten und dass die
Zahl der bislang b ekannten Retter in Uniform un-
ter 1 0 0 liegt, macht das Gesamtbild der Wehrmacht
eher no ch dü sterer und keinesfalls heller.

Die »stillen Helden« waren außergewöhnliche
Menschen, die unseren Respekt verdienen . Man
könnte sie b ezeichnen als die » Goldkörnchen« un-
ter dem großen Schutthaufen, den uns die Kriegs-
generation hinterlassen hat.

Junge Menschen, die sich mit den Rettern in der
nationalsozialistischen Zeit b eschäftigen, können
sich an ihnen ein B eispiel nehmen . D enn sie waren
»wahrhaftige Menschen« im j iddischen Sinne de s
Worte s . Sie hab en in der Uniform der Wehrmacht
unter extremen B edingungen Zivilcourage vorge-
lebt.

Prof. Dr. Wolfram Wette lehrt Neueste Gesch ich te

an der Un iversitä t Freiburg im Breisga u und ist

Mitglied der DFG- VK. Er ha t den h ier veröffen tlich-

ten Vortrag am 9. No vem ber 2004 in der Frankfur-

ter Pa ulskirche bei der Gedenkstunde an die Po-

gro m nach t 1938 gehalten.
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it seiner Entscheidung, die Zahl der Bun-
de swehrgarnisonen erheblich zu verrin-

gern, hat Peter Struck einen weiteren S argnagel zur
Ab schaffung des längst üb erkommenen Wehr-
systems die ser Republik einge schlagen . D enn ent-
fallen ist nunmehr die B egründung, man müsse
zum Zwecke der Standortsicherung die Personal-
stärke der Armee auf möglichst hohem Stand hal-
ten – und das ginge nun mal nur mittels der Einb e-
rufung von billigen Wehrpflichtigen . Prompt ent-
flammte neuerlich der Streit um den Fortb e stand
der Allgemeinen Wehrpflicht.

»Milde Form der Zwangsarbeit«

In der SPD , das illustriert die am 1 3 . Novemb er
in B erlin stattgefundene Fachtagung des Parteivor-
stande s zur Zukunft der Wehrverfassung, ist in wei-
ten Teilen die Einsicht gewachsen, dass nunmehr
der Zeitpunkt nahe gerückt sei, Schlu ss zu machen
mit einer Praxis staatlicher Dienstverpflichtung,
die der linker Umtrieb e sicherlich unverdächtige
Gesinnungsliberale Sir Ralf D ahrendorf »eine mil-
de Form der Zwangsarb eit« nennt. D ass die Ent-
scheidung inde ssen längst no ch nicht gefallen ist,
demonstriert die im Gefolge der B erliner Tagung
entbrannte D eb atte um das so genannte »skandina-
vische Mo dell« der Wehrpflicht, das offenb ar vom
Parteivorsitzenden Franz Müntefering und , wie zu
vernehmen ist, auch im Kanzleramt als möglicher
Kompromissvorschlag favorisiert wird . Im Grunde
handelt e s sich dab ei um eine Art von Wehrpflicht
auf freiwilliger B asis, die dem Staat die Möglichkeit
erhalten soll, j ederzeit zwangsweise junge Männer
für die Bundeswehr zu rekrutieren, sollten sich
nicht hinreichend viele freiwillig zur Verfügung
stellen .

Verfassungswidrige »Auswahlwehrpflicht«

Als so genannte »Auswahlwehrpflicht« fand sich
die ser Vorschlag b ereits im Jahr 2 0 0 0 im B ericht
der von Alt-Bundespräsident Richard von Weiz-
säcker geleiteten »Kommission Gemeinsame Si-
cherheit und Zukunft der Bundeswehr« – und war
ebendort in einem Sondervotum des renommier-
ten Verfassungsrechtlers Prof. Knut Ip sen einer
vernichtenden Kritik unterzogen worden . Ip sen
hat unwiderlegb ar nachgewie sen, dass die Kon-
struktion einer »Au swahlwehrpflicht« nach »skan-

dinavischem Modell« mit dem Gleichheitsgeb ot
des Grundge setze s nie und nimmer zu vereinb aren
und daher in D eutschland schlichtweg verfas-
sungswidrig wäre . Wer angesichts de ssen heutzu-
tage denno ch für einen solchen juridisch monströ-
sen Vorschlag plädiert, offenb art eine geradezu B e-
sorgnis erregende Auffassung vom staatsbürgerli-
chen Freiheitsrecht, das in einem solchen Fall näm-
lich kurzerhand schnö den Opportunitätserwä-
gungen sub sumiert wird .

Ob endrein existiert unter den Geno ssen eine
Gruppe traditionalistisch ge sonnener Wehr-
pflichtfanatiker, die , offenb ar von einer fixen Idee
b eherrscht, die sich am treffendsten als »Reichs-
wehr-Syndrom« apo strophieren lässt, die Schlacht
noch längst nicht verloren gibt. Vereint in einer
»Initiative zur Rettung der Wehrpflicht« bildet sie
qu asi den »Volkssturm« zur Rettung des Wehr-
pflichtsystems vor seinem Untergang.

D ass nach B erechnungen des Verteidigungsmi-
nisteriums für die Planungsj ahre 2 0 04 bis 2 0 1 4 nur
noch etwa 1 0 Prozent eines Geburtsj ahrgange s
junger Männer ihren Grundwehrdienst b ei der
Bunde swehr ableisten müssen, somit die Unge-
rechtigkeit des Wehrsystems geradezu zum Him-
mel schreit, das intere ssiert die Wehrpflichtapolo-
geten nicht. Zu denen zählt auch Generalinspek-
teur Wolfgang Schneiderhahn, der zu die ser Pro-
blematik lediglich anzumerken hat: »Die Gerech-
tigkeitsfrage relativiert sich demographisch . « Im
Klartext folgt daraus : D er Staat darf eine b e stimmte
Gruppe von Bürgern schon mal ungerecht b ehan-
deln, wenn er nur zu einem sp äteren Zeitpunkt an-
deren Menschen wieder Gerechtigkeit widerfah-
ren lässt. Ange sichts solcher rechtlicher und mora-
lischer Afterlogik hilft nur no ch der Griff zu Lich-
tenbergs Sudelbrevier: »Mit größerer Maj e stät hat
noch nie ein Verstand stillge standen . «

Wer integriert wen?

Ohne B edeutung für die Fans der Wehrpflicht
ist offenb ar auch der Umstand , dass mehr als
9 0 Prozent aller als so genannte s »B esonderes Vor-
kommnis« zur Meldung gebrachten Taten von
Rechtsradikalismus und -extremismu s im B ereich
der Bundeswehr durch Wehrpflichtige verübt wer-
den . Angesichts de ssen drängt sich die Frage auf,
ob die Wehrpflicht, wie geb etsmühlenhaft b eteu-
ert, die Integration der Bundeswehr in die Gesell-

Jürgen Rose

Wehrzwang, Folter und Kolonialkrieger
Die Bundeswehr aus der Sicht eines kritischen Offiziers
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schaft fördert, o der ob nicht umgekehrt die Bun-
de swehr zwangsläufig eine schöne Gesellschaft„
in ihre Reihen integriert.

D essenunge achtet sondern die Wehrpflichtan-
hänger Lobe shymnen auf »unsere intelligente Ar-
mee« ab , so der Titel einer im Vorfeld der B erliner
SPD-Tagung in der Wo chenzeitung »Die Zeit« abge-
druckten Eloge der ausgewie senen Wehrexpertin
Su sanne Gaschke . Dieser gerade in Führungskrei-
sen der Bunde swehr so b eliebte Slogan von der
Wehrpflichtarmee als einer Freiwilligenstreitkräf-
ten an Intelligenz weit überlegenen Truppe gehör-
te indes schon immer zum verteidigungspoliti-
schen Dummdeutsch in diesem Lande . D er Skandal
von Co e sfeld et. al . demaskiert nun unübersehb ar
das von traditionsb eflissenen Militärs und Verteidi-
gungspolitikern bei j eder sich bietenden Gelegen-
heit ho chgelobte Wehrpflichtsystem als das
genaue Gegenteil von intelligent. D ab ei hatte do ch
Verteidigungsminister Peter Struck auf der b esag-
ten Fachtagung no ch vollmundig getönt : »Die
Wehrpflichtigen nehmen Aufgaben wahr, die mi-
litärisch nicht nur sinnvoll, sondern unverzichtb ar
sind . Und diese Aufgab en nehmen sie sehr profe s-
sionell wahr. D enn Professionalität ist nicht alleine
eine Frage der D auer, sondern auch und vor allem
der Qualität der Ausbildung für die individuellen
Aufgaben . Zur Professionalität gehört die hohe so-
ziale Kompetenz unserer Soldatinnen und Solda-
ten aller Dienstgrade , die auch immer wieder von
allen Seiten gelobt wird . Auch das ist ein direktes
Resultat unserer Wehrform, die die Bundeswehr
zwingt, sich mit den Auffassungen der jungen Leu-
te verschiedenster Prägung und Herkunft fortwäh-
rend auseinander zu setzen . « Selten so gelacht, Herr
Minister ! , lässt sich ange sichts de s Misshandlungss-
kandals nur bitter anmerken .

Symptomatische Erfahrungen

D ass gerade Rekruten zu duldsamen Opfern
wildgewordener Ramb o s in Flecktarn wurden, ver-
mag nur schwerlich zu üb erraschen . Ungemein
aufschlu ssreich ist in diesem Kontext die Schilde-
rung de s Wehrpflichtigen Stefan B ecker, der b ei
den Gebirgsj ägern in B ad Reichenhall diente , einer
üblicherweise hochgelobten Elitetruppe . Seine
Vorgesetzten, so lässt er wissen, hätten ihm den Ein-
druck vermittelt, dass er es »mit kleinen Monar-
chen zu tun hätte , deren größte Angst e s sei, ihre
Autorität zu verlieren, und die schon aus diesem
Grund keinerlei konträre Ansichten zuließen . « D as
in seinen Augen meist praktizierte Mittel der Vorge-
setzten, die Untergeb enen zu »überzeugen« , drück-
ten viele in der Parole »Erziehung durch Selb ster-
ziehung« aus , in der freien Wirtschaft »Mobbing«
genannt.

Die se Erfahrung ist symptomatisch für die Situ a-
tion der Grundwehrdienstleistenden, die sich stets
auf der untersten Eb ene der militärischen Hierar-

chie b efinden . Ihr Einflu ss in der hierarchisch
strukturierten militärischen Organisation wird ge-
nerell weit üb erschätzt. D e facto dient die Masse
der Wehrpflichtigen den Streitkräften als billige Ar-
b eitskraft für unbeliebte Verrichtungen, an-
spruchslo se Arb eiten und nützliche Dienstleistun-
gen . Nicht zufällig bleib en daher junge Männer mit
militärkritischer Einstellung – darunter üb erpro-
portional viele Abiturienten – , die in gewissem
Maße ein Korrektiv gegen unreflektiert affirmative
Haltungen bilden könnten, der Bundeswehr fern,
indem sie den Kriegsdienst verweigern − »Dumm-
heit dient, Intelligenz verweigert« , lautet dazu der
sarkastische Kommentar in der Truppe . Die Idee ,
die Wehrpflichtigen könnten das B erufsmilitär
quasi »von unten« kontrollieren o der e s gar dome s-
tizieren, ist daher b estenfalls naiv zu nennen .
Schon vor 4 0 Jahren brachte Fritz Erler als verteidi-
gungspolitischer Sprecher der SPD-Bunde stags-
fraktion dies auf den Punkt, als er anmerkte , dass
»der Geist und die Haltung einer Armee nicht von
gezogenen Rekruten, die nichts zu sagen hab en,
sondern von der Zusammensetzung des Führer-
und Unterführerkorp s b e stimmt wird« . D araus
folgt : Wehrpflichtige sind und bleib en − gleich in
welcher Armee − , was sie schon immer waren : Sta-
tisten in Uniform . D er Skandal von Co esfeld stellt
daher keine swegs ein zufällige s Einzelereignis dar,
sondern gründet in den j edem Militärapp arat inne-
wohnenden Macht- und Gewaltstrukturen .

Die Bundeswehr
als »optimierte Wehrmacht«

D aneb en lenkt er den Blick auf ein zentrale s Pro-
blemfeld innerhalb der Bunde swehr, nämlich den
seit Gründungszeiten schwelenden Konflikt zwi-
schen den »Reformern« , die sich der Konzeption
der Inneren Führung, wie sie General von B audis-
sin einst formuliert hat, verpflichtet fühlen, und
den »Traditionalisten« , die das Militär als eine Orga-
nisation » sui generis« mit einem spezifischen mi-
litärischen Werteko dex verstehen . Letztere plan-
ten die Bundeswehr von Anfang an als eine Art »op-
timierte Wehrmacht« . Für die entscheidenden
Prinzipien der Inneren Führung, nämlich Wah-
rung der fundamentalen Menschenrechte de s
»Staatsbürgers in Uniform« auch innerhalb de s Mi-
litärs , Integration der Streitkräfte in die demokra-
tisch-pluralistische Gesellschaftsordnung sowie
die Friedenswahrung als existenzb egründenden
Auftrag, hatten die Traditionalisten stets nur Ver-
achtung übrig. Folglich diffamierten sie die Innere
Führung als »Inneres Gewürge« .

Nach dem Ende des Kalten Krieges witterten die
Traditionalisten erst richtig Morgenluft. Endlich
war die aus dem atomaren Patt resultierende
Lähmung üb erwunden und konnte die Bunde s-
wehr in eine »Einsatzarmee« transformiert werden .
Schritt für Schritt setzte die politische und militäri-
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sche Führung unter der D evise »Kampfmotivation«
in der Bunde swehr ein wehrmachtinspirierte s mi-
litärisches Selb stverständnis durch . Etabliert wur-
de ein neotraditionalistischer Kämpfer-Kult, der
die Kriegstüchtigkeit der Bundeswehr als Maß aller
Dinge definierte .

Einer der herausragendsten Protagonisten der
Kämpfer-Fraktion, Generalmaj or Johann Adolf
Graf von Kielmansegg, konstatierte dementspre-
chend anno 1 9 9 1 in der Offizierzeitschrift »Trup-
penpraxis« : »Gar keine Frage : D er Zivilisierungs-
möglichkeit einer Armee , die einsatzfähig sein soll,
sind verhältnismäßig enge Grenzen gesetzt. « Und
fuhr dann fort : »Natürlich soll der Soldat möglichst
viele der Werte und Rechte , die er verteidigen soll,
auch in den Streitkräften erleb en . Ab er eben
durchau s nicht alle . « Im Lichte des nun zutage ge-
tretene Misshandlungs-Skandals erscheinen die
Einlassungen des Herrn Generals von geradezu
prophetischer Qualität.

»Wir brauchen den archaischen Kämpfer«

Im Kern erhebt die traditionalistische Po sition
die Vorstellung vom Soldaten als einem kriegsnah
au sgebildeten, allzeit b ereiten, selb stlo s dienen-
den und unb edingt gehorchenden Kämpfertypen
zur fraglo s zu akzeptierenden Norm . Schlagend b e-
stätigte die s der amtierende Inspekteur des Heeres ,
General Hans-Otto Budde , als er zu B eginn diese s
Jahres zum B esten gab : »Wir brauchen den archai-
schen Kämpfer und den, der den High-Tech-Krieg
führen kann . « Ein ehemaliger Kampfgefährte se-
kundierte ihm kongenial : »Die sen Typus müssen
wir uns wohl vorstellen als einen Kolonialkrieger,
der fern der Heimat b ei dieser Existenz in Gefahr
steht, nach eigenen Ge setzen zu handeln . « D enn :
»Eine� neue Zeit� in der Militärstrategie und Taktik
verlangt natürlich einen Soldatentypen sui generis :
D er� Staatsbürger in Uniform� . . . hat ausgedient. «
Wenn seitens der ob ersten Bundeswehrführung
derartige Latrinenp arolen au sgegeb en werden,
braucht man sich üb er die Entstehung von Klo aken
nicht zu wundern . Im Grunde genommen stellt
sich somit die Frage , ob sich die B eschuldigten von
Co esfeld nicht von hö chster Eb ene zu ihrer j etzt in-
kriminierten Ausbildungspraxis animiert und qua-
si angestiftet fühlen durften .

D o ch ungeachtet einer in weiten Teilen verrot-
teten Führungskultur und einer immer anachro-
nistischeren Wehrstruktur beglücken die B anner-
träger der Wehrpflicht das staunende Publikum
dreist mit ihren argumentativen Taschenspieler-
tricks . D en dernier cri stellt ihre völlig neue sicher-
heitspolitische B egründung für den staatlichen
Zwangsdienst dar. Grundfalsch sei die Auffassung,
wie sie Roman Herzog, immerhin Verfassungsrich-
ter und Bunde spräsident, vertreten hatte . Nämlich,
dass nur eine existenzielle äußere B edrohung für
das Gemeinwesen einen so tiefgreifenden Eingriff

in die staatsbürgerlichen Freiheitsrechte , wie ihn
die Wehrpflicht impliziere , rechtfertigen könne .

Neuerdings sei entscheidend , dass der Bund
nach Art. 87 a GG Streitkräfte zur Verteidigung auf-
stelle und diese zu den in der Verfassung vorgese-
henen Zwecken einsetzen dürfe . Hierzu zählten
insbe sondere auch j ene Aufgab en, die sich au s den
Verpflichtungen ergeben, welche die Bundesrepu-
blik D eutschland mit dem B eitritt zu Systemen kol-
lektiver Sicherheit gemäß Art. 2 4 GG eingegangen
ist. So weit, so gut. Nun ab er folgt der Clou , denn
nun wird po stuliert, die deutschen Streitkräfte
müssten, um ihren Auftrag in UNO , NATO und EU
erfüllen zu können, »optimal aufgestellt werden« .
Und um die s zu gewährleisten, gäb e e s nach Art.
1 2 a GG das Instrument der allgemeinen Wehr-
pflicht.

Ein Blick ins Grundgesetz
erleichtert die Rechtskenntnis

Wer so argumentiert, beweist zunächst einmal
nur eines : D ass er, was die Rechtsgrundlagen der
allgemeinen Wehrpflicht angeht, weder das
Grundgesetz noch dessen Entstehungsgeschichte
noch die ständige Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichtes kennt. D ab ei erleichtert schon
ein kurzer Blick ins Gesetzbuch die Rechtsfindung
ungemein .

In j edem halbwegs brauchb aren Kommentar
zum Grundge setz lässt sich nachlesen, dass der Art.
1 2 a durch die so genannte Notstandsge setzgebung
in das Grundge setz eingefügt wurde . Dieser regelt
die im Zusammenhang mit der Landesverteidigung
auf dem Gebiet der B erufsfreiheit auftretenden
Probleme und legt fe st, wie weit und in welcher
Form zur Sicherstellung einer wirksamen Landes-
verteidigung in die Freiheit der B erufswahl und
-ausübung eingegriffen werden darf. Im Wortlaut
des Art. 1 2 a ist demgemäß ausschließlich die Rede
vom Verteidigungsfall . Dieser wiederum ist im Art.
1 1 5 a GG definiert. D er Verteidigungsfall tritt dem-
zufolge ein, wenn das Bunde sgebiet mit Waffenge-
walt angegriffen wird oder ein solcher Angriff un-
mittelb ar droht und der Bundestag mit Zu stim-
mung de s Bunde srate s die s fe ststellt. Konstitutiv
für die Rechtfertigung der allgemeinen Wehr-
pflicht, das ergibt sich aus der Verfassungsrechts-
systematik, ist deshalb einzig und allein die Not-
wendigkeit zur Landesverteidigung (und zur Bünd-
nisverteidigung als einer Form der »erweiterten
Landesverteidigung« , so das Bunde sverfassungsge-
richt) . D ie ser S achverhalt lässt sich darüb er hinau s
anhand der Genese der Wehrverfassung sowie der
ständigen Rechtsprechung de s Bunde sverfas-
sungsgerichts die sbezüglich b elegen .

Vom B egriff de s Verteidigungsfalls nach Art.
1 1 5 a GG strikt zu unterscheiden ist der in Art. 8 7 a
GG aufgeführte Terminu s Verteidigung . Die ser ist
im Grundge setz nicht weiter spezifiziert, und auch
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das Bundesverfassungsgericht hat in seinem
b erühmten Urteil zum Out-of-Area-Einsatz der
Bundeswehr vom 1 2 . Juli 1 9 9 4 expre ssis verbis kei-
ne Notwendigkeit gesehen, diesen näher zu b e-
stimmen . D er Verteidigungsbegriff bleibt daher of-
fen für eine weit gefasste Auslegung üb er den enge-
ren Kontext der Lande s- und Bündnisverteidigung
hinau s .

Innerhalb der Systematik des Grundgesetze s ge-
winnt er seinen inhaltlichen Rahmen unter an-
derem in Art. 2 4 (Sicherheitssystem) und Art. 2 5
(Völkerrecht als Bunde srecht) . D emzufolge um-
fasst Verteidigung nach Art. 87 a GG heutzutage alle
in der S atzung der Vereinten Nationen gemäß Kap .
VII und Art. 5 1 vorgesehenen M aßnahmen .

Allerdings − und das ist der springende Punkt −
lässt sich hieraus eb en keinerlei Legitimation für
die Wehrpflicht ableiten, weil die se nach Art. 1 2 a
GG gebunden ist an den Verteidigungsfall, sprich
die Landes- und Bündnisverteidigung. Vom
zwangsrekrutierten » Staatsbürger in Uniform« , der
D eutschland und die NATO-Verbündeten tapfer
verteidigen muss , führt kein verfassungskonfor-
mer Weg zur Dienstverpflichtung eines »Weltbür-
gers in Uniform« im UNO-Rahmen .

Entlarvend freilich ist die Wortwahl der b eken-
nenden Wehrpflicht-Junkies vom »optimalen Auf-
stellen« der Bundeswehr. Diese neolib erale Sprech-
blase in einem Kontext zwangsweiser Ausb eutung
der Arb eitsleistung junger Männer zu militäri-
schen Zwecken p asst ins B ild einer Ge sellschaft, in
der Arb eitnehmer schlechthin zum Freiwild eine s
immer enthemmter agierenden Raubtierkapitalis-
mus degradiert werden − wob ei b ekanntlich die
Geno ssen den B o ssen die Steigbügel halten . So b e-
trachtet wäre das sture Fe sthalten am militärischen
Zwangsdienst gerade auch in den Reihen der SPD
durchaus konsequent zu nennen .

Jürgen Rose ist Diplo m-Pädagoge und Berufsoffi-

zier der Bundeswehr im Range eines Oberstleu t-

nan ts. Als »Staa tsbürger in Un iform« n imm t er m it

diesem Beitrag sein Grundrech t a uf freie Mei-

n ungsä ußerung wahr, a uch (und gerade) wenn

sich diese Mein ung n ich t m it der der politisch en

und m ilitärischen Führung der Bundeswehr de-

cken dürfte.

Die Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissens-
gründen ist eine gemeinsame Einrichtung
von 27 Organisationen − darunter der Ver-
söhnungsbund und die DFG-VK − und setzt
sich seit Jahren für die Abschaffung der
Wehrpflicht ein. Zu den zwei Mal j ährlich
stattfindenden Mitgliederversammlungen
legt der Vorstand j eweils ausführliche Berich-
te vor, in denen er die politische Entwicklung
bezüglich Wehrpflicht, Kriegsdienstverwei-
gerung und Zivildienst analysiert, bewertet
und und aus seiner Sicht Perspektiven und
Handlungsoptionen benennt. Die letzte Mit-
gliederversammlung fand Anfang November
statt. Wir dokumentieren Auszüge aus dem
am 2 0 . Oktober vorgelegten Bericht.

it dem Inkrafttreten des Zweiten Zivil-
dienstge setzänderungsgesetze s sind weit

reichende Folgen verbunden, die aktuell darzustel-
len sind . D arüb er hinaus hat die Auseinanderset-

zung um die Wehrpflicht die Arb eit de s Vorstande s
b esonders intensiv b e schäftigt. D aher nehmen die-
se beiden Komplexe auch im B ericht b esonders
breiten Raum ein . (. . . )

D as Zweite Zivildienstgesetzänderungs-
gesetz und die Folgen

Antrag auf Aussetzung der Wehrpflicht im
Bundestag gescheitert

Am 2 3 . Septemb er hat der D eutsche Bunde stag
auf Antrag der FDP-Fraktion (Bundestagsdrucksa-
che 1 5/ 1 3 5 7) die Frage der Wehrpflicht bereits au s-
führlich deb attiert und den FDP-Antrag auf Au sset-
zung der Wehrpflicht mit den Stimmen von SPD ,
CDU/C SU und Bündnis 9 0/Die Grünen abgelehnt.
Die Bündnisgrünen waren dab ei in einer b eson-
ders prekären Situation : Sie fordern seit Jahren die
Ab schaffung der Wehrpflicht, mu ssten sich wegen
der Einbindung in die Ko alition ab er mit ihren
Stimmen für deren B eib ehaltung aussprechen . Ei-
ne Reihe von bündnisgrünen Abgeordneten hat da-
zu eine persönliche Erklärung abgegeb en (. . . ) .

Zentralstelle KDV

Spätestens jetzt : keine Begründung
mehr für die Wehrpflicht
Auszüge aus dem Bericht des Vorstandes zur Mitgliederversammlung
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Einen Tag sp äter: Änderungen im Wehr-
pflicht- und Zivildienstgesetz beschlossen

Einen Tag sp äter vollzog der D eutsche Bundes-
tag dann ab er do ch die faktische Ab schaffung der
allgemeinen Wehrpflicht. An diesem Tage , dem 2 4 .
Septemb er wurde im Bundestag das »Zweite Zivil-
dienstgesetzänderungsge setz« b eschlo ssen, das am
2 . April 2 0 04 als Gesetz zur Änderung des Wehr-
pflicht- und Zivildienstgesetze s vom Verteidi-
gungs- und Jugendministerium auf den Ge setzge-
bungsweg gebracht worden war. Die Ministerien
hatten dab ei nicht nur − entsprechend der Empfeh-
lung der Kommission »Impulse für die Zivilgesell-
schaft« − die Angleichung der Zivildienstdauer an
die D auer de s Wehrdienste s aufgenommen, son-
dern auch auf die Entscheidung de s Verwaltungs-
gerichts Köln vom 2 3 . 1 2 . 2 0 0 3 re agiert und die b e-
stehenden administrativen Wehrdienstausnah-
men (Einb erufungsaltersgrenze , Nichteinberu-
fung Verheirateter und Väter, Nichteinb erufung
T3-Gemusteter) als ge setzliche Wehrdienstausnah-
men in das Wehrpflicht- und Zivildienstgesetz ein-
gegliedert.

Schon im April 2 0 0 3 hatte der Verteidigungsmi-
nister wegen der verstärkten Ausrichtung der Bun-
deswehr auf Au slandseinsätze angeordnet, dass
Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad 3 nicht
mehr zum Grundwehrdienst einb erufen werden
sollten, weil sie die für einen Auslandseinsatz nöti-
gen Anforderungen nicht erfüllen . Zwar wird die
Wehrpflicht mit der Notwendigkeit zur Bündnis-
und Lande sverteidigung gerechtfertigt und sind
Grundwehrdienstleistende für Au slandsverwen-
dungen nicht vorge sehen, denno ch werden sie
nach Kriterien ausgewählt, die für freiwillige und
länger dienende Soldaten gelten, die sich ausdrück-
lich zur Teilnahme an Auslandseinsätzen bereit er-
klärt hab en . Offensichtlich geht es schon au s die-
sem Grunde b ei der Wehrpflicht nicht um die Or-
ganisation der Bündnis- und Lande sverteidigung,
sondern um »Schnupperkurse« für potenzielle
Zeitsoldaten . Welchen Sinn hat e s sonst, dass alle (! )
Grundwehrdienstleistenden die Anforderungen
für Auslandseinsätze erfüllen mü ssen?

Ebenfalls im April 2 0 0 3 ordnete der Verteidi-
gungsminister an, dass alle Grundwehrdienstleis-
tenden jünger als 2 3 Jahre sein sollen und Ehemän-
ner, Leb ensp artner oder Väter keinen Grundwehr-
dienst mehr leisten mü ssen . Gleichzeitig leistete
das Verteidigungsministerium harten Widerstand
gegen die B emühungen der evangelischen und ka-
tholischen Kirche und einzelner Abgeordneter,
das Mindestalter für Soldaten auf 1 8 Jahre festzule-
gen, wie e s in der Kinderrechtskonvention der
Vereinten Nationen zum Schutz der so genannten
Kindersoldaten gefordert wird . Für die Bundes-
wehr kann man sich schon mit 1 6 verpflichten und
mit 1 7 den Dienst b eginnen . D ahinter steht, dass
Pub ertierende gern schon Männer sein wollen und
deshalb leichter für das Militär zu gewinnen sind .

F or u m
Pazi fi s mus

Wehrpflichtige werden deshalb auch schon mit
1 7 erfasst. Sie sollen für Auslandseinsätze taugli-
che , möglichst junge und familiär no ch nicht ge-
bundene Männer sein, b ei denen eine möglichst
große Wahrscheinlichkeit be steht, dass sie für den
Soldatenb eruf interessiert werden können .

Mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Köln vom 2 3 . 1 2 . 2 0 0 3 (und in der Hauptsacheent-
scheidung vom 2 1 . 4 . 2 0 04 , Az . 8 K 1 5 4/04 =F or u m

Pazi fi s mus 02 , 3 6 f.) , wonach die so genannten ad-
ministrativen Wehrdienstausnahmen, die ganze
Gruppen der Wehrpflicht unterliegender Männer
vom Grundwehrdienst freistellte , rechtswidrig
sind und damit dem Geb ot der Wehrgerechtigkeit
nicht mehr genügen, drohte die Reduzierung der
Wehrpflicht auf die Funktion der Personalgewin-
nung diese ganz zu kippen . D abei konnte sich das
Verteidigungsministerium mit den getroffenen
M aßnahmen auf einen breiten politischen Kon-
sens stützen . Als mit der B ekanntgabe der admini-
strativen Nichtheranziehungsregelungen schlagar-
tig rund 1 9 0 . 0 0 0 taugliche und verfügb are Männer
au s der Wehrpflicht entlassen wurden, gab es zwar
die Forderung der Wehrpflichtgegner, ganz auf die
Wehrpflicht zu verzichten . Von den B efürwortern
der Wehrpflicht b ei SPD , CDU und C SU war ab er
kaum ein kritische s Wort zu hören .

D as Bundesverteidigungsministerium hat zwei
gleich lautende Kölner Entscheidungen vor dem
Bunde sverwaltungsgericht angefo chten . Richtig
in die Offensive ging es ab er mit der Aufnahme der
administrativen Regelungen in das Wehrpflichtge-
setz . Die Federführung für den gesamten Ge setzge-
bungsvorgang lag b eim für den Zivildienst zu stän-
digen Jugendministerium und b eim Bundestags-
au sschuss für Familie , Senioren, Frauen und Ju-
gend . D er Verteidigungsausschuss b e schäftigte
sich ab er als mitb eratender Au sschuss außeror-
dentlich intensiv mit diesem Ge setz . Nach der ers-
ten Le sung am 1 7. 6 . 2 0 04 im Bundestag versuchte
die FDP, eine öffentliche Anhörung zu die sem Ge-
setz durchzusetzen . Sie b enötigte dafür die Unter-
stützung der Union, die ihr ab er nach einer Inter-
vention der CDU/C SU-Verteidigungspolitiker
nicht gewährt wurde . Offensichtlich wollten diese
eine intensive und öffentliche Diskussion der neu-
en ge setzlichen Regelungen vermeiden .

D er Bunde srat, schon zuvor mit dem nicht zu-
stimmungspflichtigen Ge setz b efasst, hatte Ein-
spruch erhob en und die sen mit der nicht gelö sten
Frage der Wehrgerechtigkeit und der fehlenden
Weitergab e der im Zivildienst einge sp arten Haus-
haltsmittel an die Bunde sländer begründet. Die
neuen Regelungen zur B efreiung vom Wehrdienst
waren nicht Gegenstand seiner Kritik. Nach der
zweiten und dritten Lesung im Bundestag rief der
Bunde srat sogar den Vermittlungsausschu ss an . 3 2
Vertreter von Bunde srat und Bunde stag konnten
sich aber nicht auf einen Vermittlungsvorschlag ei-
nigen . D eshalb erhielt der Bunde srat seinen Ein-
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spruch gegen das Ge setz am 2 4 . 9 . 2 0 04 aufrecht.
No ch am selb en Tage wie sen 3 0 5 Abgeordnete des
D eutschen Bundestage s den Einspruch zurück. Mit
der Verkündung am 2 9 . 9 . 2 0 04 im Bundesgesetz-
blatt ist das Ge setz am 1 . 1 0 . 2 0 04 in Kraft getreten .

Die Konsequenz: Faktische Aussetzung der
Wehrpflicht im Verteidigungsfall

Nach dem Wehrpflichtgesetz sind im Verteidi-
gungsfall alle tauglichen Männer vom 1 8 . Leb ens-
j ahr bis zum Ablauf de s Jahres , in dem sie 60 Jahre
werden, wehrpflichtig und können zum unb efris-
teten Wehrdienst herangezogen werden ( § 3 Ab s . 5
WPflG) . Die nun b eschlo ssene Neuregelung b e-
schränkt die Gruppe der Einb erufb aren zunächst
im Wesentlichen auf die unter 3 0-Jährigen, da Älte-
re die ge sundheitlichen Anforderungen, die nach
Wegfall der Tauglichkeitsgruppe 3 gelten, in aller
Regel nicht mehr erfüllen können ( § 8 a WPflG) .
Außerdem werden auf Antrag alle verheirateten
Wehrpflichtigen vom Wehrdienst befreit ( § 1 1
WPflG) − auch im Verteidigungsfall .

D a schon heute mehr als 1 6 Millionen Männer
verheiratet sind und alle unverheirateten Männer
sich mit dem Gang zum Standesamt »von der Lan-
de sverteidigung abmelden können« , ist der Zweck
de s Grundwehrdienstes , nämlich die Ausbildung
wehrpflichtiger Männer für einen eventuellen Ver-
teidigungsfall, vom Verteidigungsministerium und
den Verteidigungspolitikern praktisch aufgegeb en
worden .

Nach der breiten Diskussion der gesetzlichen
Neuregelungen im Bundestag und im Bundesrat
hab en sich die Verteidigungspolitiker aller Bun-
de stagsfraktionen diese s Aufgeb en der we sentli-
chen Funktion der Wehrpflicht zu eigen gemacht.
Die Oppo sition hat zwar gegen das Ge setz ge-
stimmt, ab er aus ganz anderen Gründen, wie in ih-
ren Reden und Stellungnahmen nachzule sen ist.

So ist eine große Ko alition für die faktische Au s-
setzung der allgemeinen Wehrpflicht im Verteidi-
gungsfall entstanden . Wer sich ab er im Kriegsfalle
de s Instrumente s der Wehrpflicht nicht mehr b e-
dienen will, kann in Friedenszeiten kaum no ch für
die B eib ehaltung der Wehrpflicht argumentieren .

Unser Rat: Wir empfehlen allen verheirateten
Wehr- und Zivildienstpflichtigen bis zum Alter von
60 Jahren, bei den Kreiswehrersatzämtern bzw.
b eim Bundesamt für den Zivildienst ihre B efreiung
vom Wehr- und Zivildienst unter B erufung auf § 1 1
WPflG bzw. § 1 0 ZD G zu b eantragen . Die B efreiung
gilt für Wehrübungen eb enso wie für die Einb eru-
fung im Verteidigungsfall . Alle nicht verheiraten
Wehr- und Zivildienstpflichtigen sollten eine Üb er-
prüfung ihrer Tauglichkeit b eantragen, weil die
Anhebung der Untauglichkeitsquote von 1 5 auf
rund 3 3 Prozent eine große Wahrscheinlichkeit für
eine Au splanung au s dem Kriegsführungskontin-
gent verspricht. Die se Regelungen gelten im Übri-
gen auch für alle ehemaligen Zeitsoldaten, die als

verheiratete Reservisten nach einem entsprechen-
den Antrag im Verteidigungsfall nicht mehr heran-
gezogen werden können ( § 1 1 WPflG) . Auch auf sie
wird nach den Vorgab en de s Bunde sministeriums
der Verteidigung und der be schlo ssenen Ge set-
ze sänderung in einem künftigen Verteidigungsfall
verzichtet.

Die Diskussion um die Wehrpflicht
muss neu geführt werden

Die bisherigen Argumente in der Diskussion um
die B eib ehaltung der Wehrpflicht bekommen mit
dem Inkrafttreten de s Zweiten Zivildienstge-
setzänderungsge setzes am 1 . 1 0 . 2 0 0 4 völlig neue
Gewichte : Wenn die Landesverteidigung nach den
Vorgaben de s Bunde sministeriums der Verteidi-
gung fast ausschließlich mit freiwilligen Soldaten
organisiert wird , sind Argumente , die für die B eib e-
haltung der Wehrpflicht sprechen, neu zu b ewer-
ten .

Wer sich an die Diskussionen in früheren Zeiten
erinnert, in denen die quasi »ange stammte« Pflicht
der Väter und Ehemänner zur Verteidigung von
Frau und Kindern, von Haus und Hof hervorgeho-
b en wurde , mu ss sich heute darüb er klar werden,
dass die mo derne Verteidigungs- bzw. Kriegspla-
nung aus dem Jahre 2 0 04 genau diese Ehemänner
und Väter von der Verteidigungspflicht b efreit und
nur no ch unverheiratete Männer dab ei haben will .
Alle »herkömmlichen« Argumente für die allgemei-
ne Wehrpflicht sind damit entfallen .

Vor neun Jahren hat der damalige Bunde spräsi-
dent Roman Herzog auf der 3 5 . Kommandeursta-
gung in München am 1 5 . Novemb er 1 9 9 5 den Ver-
teidigungspolitikern und Generalen/Admiralen
der Bundeswehr ins Stammbuch geschrieb en :

»Die Wehrpflicht ist ein so tiefer Eingriff in die
individuelle Freiheit des jungen Bürgers , dass ihn
der demokratische Rechtsstaat nur fordern darf,
wenn e s die äußere Sicherheit des Staates wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültige s ewige s
Prinzip , sondern sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Au sset-
zung oder Ab schaffung und eb enso die D auer de s
Grundwehrdienstes müssen sicherheitspolitisch
b egründet werden können . «

Wie wollen Verteidigungspolitiker und staatli-
che Institutionen es heute noch rechtfertigen,
wenn sie in das Leben junger Menschen eingreifen,
Ausbildungen verzögern o der Arb eitsplätze ge-
fährden, die Freizügigkeit einschränken, Au s-
landsaufenthalte nicht genehmigen und viele s an-
dere mehr, wenn sie gleichzeitig wissen, dass nach
dem Grundwehrdienst schon b ald die B efreiung
vom Wehrdienst folgt und die Einplanung für den
Verteidigungsfall mit großer Wahrscheinlichkeit
nicht erfolgen kann?

Wie will die Politik den Re steinb erufenen die
Frage der Gerechtigkeit erklären, wenn allgemein
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bekannt ist, dass nur no ch j eder zweite der taugli-
chen und verfügb aren Wehrpflichtigen einberu-
fen wird , die se Einb erufung zwar no ch zwangswei-
se erfolgt, der sp ätere Einsatz im Verteidigungsfall
ab er unter dem Freiwilligkeitsvorb ehalt des Einzel-
nen steht. Kann die militärische Ausbildung er-
zwungen werden, wenn der sp ätere Kriegseinsatz
im Verteidigungsfall freiwillig ist?

»D er Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung
auf« heißt es in Artikel 87 a Grundge setz . Zum Zwe-
cke der Verteidigung können nach Artikel 1 2 a
Grundgesetz »Männer . . . zum Dienst in den Streit-
kräften . . . verpflichtet werden . « D as Bundesverfas-
sungsgericht hat schon in seiner Entscheidung
vom 1 3 . 4 . 1 978 im ersten Leitsatz darauf hingewie-
sen, dass »die von der Verfassung geforderte mi-
litärische Lande sverteidigung . . . auf der Grundlage
der allgemeinen Wehrpflicht, ab er − sofern ihre
Funktionstätigkeit gewährleistet bleibt − verfas-
sungsrechtlich unb edenklich b eispielsweise auch
durch eine Freiwilligenarmee sicherge stellt wer-
den« kann . Diese Auffassung hat e s in der Entschei-
dung vom 2 0 . 2 . 2 0 0 2 wiederholt :

»Wie das Bunde sverfassungsgericht bereits in
seinem Urteil vom 1 3 . April 1 978 ausgeführt hat, ist
die dem Gesetzgeber eröffnete Wahl zwischen ei-
ner Wehrpflicht- und einer Freiwilligenarmee eine
grundlegende staatspolitische Entscheidung, die
auf wesentliche B ereiche de s staatlichen und ge-
sellschaftlichen Lebens einwirkt und b ei der der
Gesetzgeb er neb en verteidigungspolitischen Ge-
sichtspunkten, auch allgemeinpolitische , wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Gründe von
sehr verschiedenem Gewicht zu b ewerten und
gegeneinander abzuwägen hat (BVerfGE 4 8 , 1 2 7,
1 60 f.) . D arum obliegt e s nach der gewaltenteilen-
den Verfassungsordnung de s Grundgesetzes zu-
nächst dem Gesetzgeb er und den für das Verteidi-
gungswe sen zuständigen Organen des Bunde s , die-
j enigen M aßnahmen zu b eschließen, die zur Kon-
kretisierung de s Verfassungsgrundsatze s der mi-
litärischen Lande sverteidigung erforderlich sind .
Welche Regelungen und Anordnungen notwendig
erscheinen, um gemäß der Verfassung und im Rah-
men be stehender Bündnisverpflichtungen eine
funktionstüchtige Verteidigung zu gewährleisten,
hab en die se Organe nach weitgehend politischen
Erwägungen in eigener Verantwortung zu ent-
scheiden . «

D a das Bunde sministerium der Verteidigung
nun davon ausgeht, dass die Lande sverteidigung,
sofern sie im originären Sinne üb erhaupt no ch zu
planen ist, mit Freiwilligen funktionstüchtig orga-
nisiert werden kann, stellt sich die Frage , ob Einb e-
rufungen zum Grundwehrdienst ohne eine Funkti-
on b ei der sp äteren Lande sverteidigung üb erhaupt
noch zulässig und von der Verfassung gedeckt sind .

Wie üb erholt manche Vorschriften des Wehr-
rechts seit dem 1 . 1 0 . 2 0 04 sind , zeigt z . B . ein Blick
ins Wehrstrafgesetz . D ort ist in § 1 7 (»Selb stver-

stümmelung«) geregelt, dass derj enige , der »sich
o der einen anderen Soldaten mit de ssen Einwilli-
gung durch Verstümmelung o der auf andere Weise
zum Wehrdienst untauglich macht o der machen
lässt, . . . mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren b e-
straft« wird . Heute führt der Weg zum Stande samt
zur B efreiung vom Kriegswehrdienst und ist zu-
dem no ch straffrei .

Die Bedeutung der Wehrpflicht reduziert
sich auf Nachwuchsgewinnung und Stand-
orte-Erhaltung

Worum geht e s den Verteidigungspolitikern
und dem Verteidigungsministerium, wenn sie
auch heute noch so vehement für die B eib ehaltung
der Wehrpflicht argumentieren?

Ein wichtiger Punkt dürfte die Nachwuchsge-
winnung sein .

Immer wieder wird b ehauptet, die Bunde swehr
hab e ohne Wehrpflicht nicht genügend Nach-
wuchs und das intellektuelle Niveau in der Truppe
würde erheblich sinken . Die Wehrpflichtarmee sei
»die intelligentere Armee« , heißt e s . Ist der Umkehr-
schluss zulässig, dass freiwillige Soldatinnen und
Soldaten zu den dümmeren Menschen gehören?

»E s ist an der Zeit, die durch nichts b egründeten,
ab er offenb ar nicht auszurottenden Vorurteile ge-
genüb er den durch die Freiwilligenannahme stel-
len einge stellten Zeitsoldaten endgültig aufzuge-
b en« , heißt e s seit Jahren in internen Papieren der
Bunde swehr (so zum B eispiel der B e auftragte für
Personalgewinnung und Ausbildungszusammen-
arb eit mit der Wirtschaft in einem Vortrag im Au-
gust 2 0 0 1 ) . Zeitsoldaten, die gleich als Freiwillige
und nicht üb er die Wehrpflicht zur Bunde swehr
kommen, sind in Lehrgängen erfolgreicher, wer-
den früher b efördert und eher bei der Auswahl als
sp ätere B erufssoldaten o der Fachoffiziere b erück-
sichtigt.

Die Bundeswehr geht davon aus , dass vom
männlichen Geburtsj ahrgang rund 1 2 0 . 0 0 0 bis
1 5 0 . 0 0 0 als potenzielle B ewerb er ange spro chen

werden können, von denen sich rund 5 0 . 0 0 0 dann
tatsächlich b ewerben . Allerdings sind derzeit die
Prüfkap azitäten in den Zentren für Personalgewin-
nung durch das Verteidigungsministerium künst-
lich b egrenzt. Nur etwa zwei Drittel der geeigneten
B ewerb er (ohne Rechtsradikale etc .) können zur-
zeit tatsächlich zu einer Eignungsfe ststellung ein-
geladen werden . Wer vor diesem Hintergrund b e-
hauptet, die Bunde swehr finde ohne Wehrpflicht
keinen geeigneten Nachwuchs , verschließt die Au-
gen vor der Re alität.

Ein andere s gewichtiges Argument, das aber nie
genannt wird , dürfte die Erhaltung einer Reihe von
Standorten sein . Durch die Einb erufung von Wehr-
pflichtigen hat die Bunde swehr rund 3 0 . 0 0 0 Solda-
ten mehr als bei reinen Freiwilligenstreitkräften
nötig wären . B ei Standorten mit einer durch-
schnittlichen Größe von 1 . 0 0 0 Soldaten kann der
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Verteidigungsminister b ei rund 3 0 Standorten auf
deren Schließung, die er nach den selb st fe stgeleg-
ten Kriterien eigentlich im Novemb er verkünden
müsste , verzichten . Ein Grund für die B eib ehaltung
der Wehrpflicht ist das allerdings nicht − minde-
stens darf es das nicht sein .

Freiwilligenarmee − Staat im Staate?
E s ist schon fast müßig, die weiteren Argumente ,

um die in der Auseinandersetzung üb er die Wehr-
pflicht ge stritten wird , aufzulisten .

Wehrpflichtige , die im Kriegsfall nur auf freiwil-
liger B asis in den Streitkräften Dienst tun werden,
spielen während des Grundwehrdienste s nur am
Rande eine Rolle . 3 0 . 0 0 0 Grundwehrdienstleisten-
de machen im Verhältnis zu 2 2 0 . 0 0 0 Zeit- und B e-
rufssoldatinnen und -soldaten einen Anteil vom 1 2
Prozent aus . Könnten die se faktischen Kurzzeit-
praktikanten am Rande de s Geschehens ernsthaft
Einflu ss nehmen gegen eine b efürchtete undemo-
kratische Entwicklung in den Streitkräften? Genau-
so könnte man die Frage stellen, ob Volontäre b ei
den Zeitungen die Pre ssefreiheit in D eutschland
garantieren o der Auszubildende und Praktikanten
in der Rüstungsindustrie illegale Rü stungsexporte
verhindern könnten . Ihr Anteil in den j eweiligen
Branchen dürfte dem der Grundwehrdienstlei-
stenden b ei der Bundeswehr entsprechen . (. . . )

Wer eine politische I solation de s Militärs verhin-
dern will, muss die Innere Führung, die politische
Bildung und den Wehrbeauftragten des D eutschen
Bundestage s stärken sowie vor allem die Personal-
auswahl nach klaren Kriterien organisieren und
für möglichst große Transp arenz sorgen, die eine
Kontrolle durch Pre sse und Öffentlichkeit möglich
macht.

Wehrpflicht verzögert Ausbildung und zer-
stört berufliche Chancen

Die Anfragen, die die Zentralstelle KDV errei-
chen, spiegeln eines mit großem Ab stand zu allen
anderen Problembereichen wider: Die Wehr-
pflicht zerstört B erufschancen, macht au s sicheren
Arbeitsplätze unsichere , b e- und verhindert den
Übergang von Zeit- in unb efristete Arb eitsverträ-
gen und erschwert den Einstieg in die Selb ststän-
digkeit. Wer solche Schwierigkeiten vorträgt, läuft
b ei der Wehrverwaltung oft ins Leere . In den Ab-
lehnungsb e scheiden erklären die Leb enszeitb eam-
ten der Wehrverwaltung und de s Bunde samtes für
den Zivildienst dann, dass Arbeitslo sigkeit zu den
üblichen Härtegründen in dieser Gesellschaft
gehöre , die alle Wehrpflichtigen gleichermaßen
treffen würde . Eine b esondere Härte , die zur
Zurückstellung führen würde , könnte darau s nicht
abgeleitet werden . »D er Dienst bringt stets eine ge-
wisse Härte mit sich . Die sen Nachteil müssen alle
Dienstpflichtigen in vergleichb arer Situ ation auf
sich nehmen . « Solche S ätze werden von Menschen
ge schrieben, die sich um ihren Arbeitsplatz − unab-

hängig davon, ob sie dort real etwas zu tun hab en
o der nicht − keine Sorgen machen müssen . Wer an-
führt, dass ihm ein D auerarb eitsplatz in Aussicht
ge stellt wurde , dem wird mit der Rechtssprechung
de s Bunde sverwaltungsgerichts ge antwortet :
»Künftige ungewisse Ereignisse können für die Ent-
scheidung, ob eine b e sondere Härte vorliegt, nicht
b erücksichtigt werden (BVerwGE 1 8 , S . 62/6 3 ) . «
Arb eitsplätze werden damit zu »künftigen unge-
wissen Ereignissen« .

Allgemein b eklagt wird das hohe B erufsein-
stiegsalter. Um dem zu b egegnen und deutsche Ju-
gendliche international wieder konkurrenzfähig
zu machen, werden Schul- und Universitätszeiten
verkürzt. D as kann ab er den Nachteil, der durch
den wehr- o der zivildienstdienstbedingten Zeitver-
lust von einem Jahr entsteht, nicht ausgleichen . Zu-
dem ist fraglich , ob Verkürzungen üb er die sicher
sinnvolle Optimierung von schulischen und Uni-
versitätsau sbildungen hinaus der richtige Weg
sind . D eutschland wird als Bildungs- und Wissen-
schaftsstandort kaum davon profitieren, wenn
wertvolle Au sbildungszeit weiterhin durch Wehr-
pflichterfüllung verschwendet wird .

Die Zivildienstfrage ist längst gelöst
D as Ende de s Zivildienste s b ei Wegfall der Wehr-

pflicht muss nicht mehr schrecken (so auch ein Ar-
b eitsp apier der Kommission »Europ äische Sicher-
heit und Zukunft der Bundeswehr« am Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg, abgedruckt in : D emokratie ,
Sicherheit, Frieden; B and 1 70 , Nomo s-Verlag B a-
den-B aden, 2 0 04) . Längst sind viele Varianten de s
Ausstiegs aus dem Zivildienst erörtert und durch-
dacht. Nicht zuletzt die von Jugendministerin
Renate Schmidt eingesetzte Kommission »Impulse
für die Zivilgesellschaft« , die ihren B ericht im Janu-
ar 2 0 04 vorlegte , hat zahlreiche Hinweise für die
Entwicklung eines generationsüb ergreifenden
bürgerschaftlichen Engagements gegeb en . Unb e-
stritten ist, dass der Zivildienst durch einen Mix aus
neuen tariflich b ezahlten Arb eitskräften, Mini-Job-
b ern, Freiwilligendienstlern und − seltener − Eh-
renamtlichen ersetzt wird .

D ass e s praktisch geht, zeigt schon die Entwick-
lung in den letzten Jahren . Vor vier Jahren waren
knapp 14 0 . 0 0 0 Zivildienstleistende im Dienst, heu-
te sind es 70 . 0 0 0 . 70 . 0 0 0 Mal ist es also gelungen,
Arb eiten, die bisher Zivildienstleistende erledigt
haben, durch andere tun zu lassen .

Nur ein p aar B eispiele , die das belegen :
− In der Altenhilfe in Hannover wurden und

werden Zivildienstplätze in Ausbildungsplätze für
Altenpflegerinnen und Altenpfleger umgewan-
delt.

− In Bremen wird die B egleitung b ehinderter
Kinder in Regelkindergärten und Regelschulen
durch Mitarb eiterinnen und Mitarb eiter im Frei-
willigen Sozialen Jahr erledigt.
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− Bundesweit werden die Aufgaben im Mobilen
Sozialen Hilfsdienst, die üb erwiegend durch Leis-
tungen der Pflegeversicherung finanziert werden,
nun durch Vollzeit- und Teilzeitkräfte erledigt.

− »E ssen auf Rädern« − früher ein klassischer Zi-
vildienstb ereich − wird längst durch private B etrie-
be angeb oten, meist mit Hilfe von Mini-Jobb ern .

− Und manche Kirchengemeinde , die mit dem
Zivi die Nachb arschaftshilfe weitgehend üb erflüs-
sig gemacht hatte , be sinnt sich j etzt wieder darauf,
dass das ehrenamtliche Miteinander und das ge-
genseitige »sich kümmern« einen eigenen Wert hat,
der durch »Profi-Hilfe« nicht ersetzt werden sollte .

D er Zivildienst kann mit der Wehrpflicht weg-
fallen, einzelne soziale Dienstleistungen müssen
dazu anders organisiert werden . E s wird aber we-
der eine Reduzierung no ch eine Verteuerung de s
Angeb otes geb en .

Kritisch diskutiert werden zu Recht die M aß-
nahmen, die mit dem B egriff Hartz IV verbunden
sind . Ein Teil die ser Maßnahmen wird im sozialen
B ereich umgesetzt. D ass dab ei auch an B ereiche ge-
dacht wird , in denen in der Vergangenheit Zivil-
dienstleistende tätig waren, liegt auf der Hand . Zi-
vildienstplätze sind eb en so strukturiert, dass ein-
schlägige Vorbildungen nicht nötig sind und j eder
das , was er tun soll, innerhalb zweier Monate ler-
nen kann . D as Bild , das in der Öffentlichkeit gerne
vom Zivildienst als anspruchsvoller Tätigkeit ge-
zeichnet wird , stimmt nur no ch für eine Minder-
heit der Plätze . Mit der neunmonatigen Dienstzeit
ist der Durchschnittszivi längst auf eine reine Hilfs-
kraft zurecht ge stutzt, die einfache Tätigkeiten oh-
ne allzu große Reibungsverluste ausführen soll .
Viele Einrichtungen werden j etzt natürlich rech-
nen, ob sie weiterhin rund 7. 0 0 0 Euro pro Jahr für
einen Zivildienstplatz ausgeben o der lieb er mit
dem »neuen Marktsegment« eine deutlich günstige-
re Arbeitskraft einkaufen . Sp ätestens seit Hartz IV
konkrete Formen annimmt, ist das Gej ammer um
die fehlenden Zivis völlig verstummt. (. . . )

Aus der Arbeit der Zentralstelle KDV

Änderungen im Wehrpflicht- und Zivil-
dienstgesetz erreicht

D er Vo rstand und die Geschäftsstelle hab en im
letzten halb en Jahr in intensiven Ge sprächen mit
den Abgeordneten von SPD und Grünen dazu b ei-
getragen, dass im Zweiten Zivildienstgesetzände-
rungsgesetz auf Antrag der Regierungsfraktionen
Änderungen vorgenommen wurden, die die Rest-
Wehr- und Zivildienstpflicht für die B etroffenen er-
träglicher macht.

Geregelt ist, dass die Zurückstellung für ein Stu-
dium ab dem ersten Tag des dritten Semesters er-
folgt. Außerdem wurde die Dritte-B ruder-Rege-
lung in eine Dritte-Ge schwister-Regelung umge-
wandelt, nach der auch das von Schwestern gelei-
stete Freiwillige Jahr angerechnet werden mu ss .

(. . . ) Nahezu unstrittig zwischen allen Bundes-
tagsfraktionen und Bundesländern war, dass die Zi-
vildienstdauerder D auer des Grundwehrdienste s
angep asst werden sollte . D amit ist eine Forderung
der Zentralstelle KDV, die wir seit B estehen des Zi-
vildienste s immer wieder erhoben hab en, endlich
erfüllt worden . (. . . )

Einb erufungsgerechtigkeit no ch nicht herge-
stellt: Grob unfair regelt das Jugendministerium
zurzeit die Einb erufungen zum Zivildienst. Wäh-
rend im Haushaltsj ahr 2 0 04 »nur« 78 . 3 4 3 Wehr-
pflichtige zum Grundwehrdienst und freiwillig
verlängerten Wehrdienst einb erufen wurden, sind
zum Zivildienst mehr als 9 1 . 4 0 8 Dienstpflichtige
herangezogen worden . Hinzu kommen no ch rund
3 . 5 0 0 Zivildienstpflichtige , die in die sem Zeitraum
ein Freiwillige s Jahr angetreten hab en, das nach
§ 1 4 c ZD G vom Bundesamt für den Zivildienst b e-
zu schusst wird . Mit diesen Zahlen deutet einige s
darauf hin, dass das Ministerium die Ko alitions-
vereinb arung üb er die Gleichb ehandlung von
Wehr- und Zivildienstleistenden möglicherweise
einseitig aufgekündigt hat. Bündnis 9 0/Die Grü-
nen sind hier gehalten, bei der SPD die Einhaltung
des Ko alitionsvertrages einzufordern .

Im Haushaltsj ahr 2 0 0 5 be ab sichtigt die Bundes-
wehr 66 . 70 0 Einberufungen, das Bunde samt kün-
digt den Zivildiensteinrichtungen und Wohlfahrts-
verb änden an, dass im Jahre sdurchschnitt 79 . 0 0 0
Plätze b esetzt sein sollen, was rund 1 0 5 . 0 0 0 Einb e-
rufungen ermöglicht. D amit geht die Schere no ch
weiter auseinander und die Einb erufungsunge-
rechtigkeit wird no ch größer.

Um die sen Üb erschuss an Einb erufungen im
Hau shaltsj ahr 2 0 0 5 auch tatsächlich zu erreichen,
hat das Bundesamt j etzt angefangen, Dienstpflich-
tige wieder zwangsweise , also ohne das Vorliegen
einer so genannten Einverständniserklärung ein-
zub erufen . D abei kommt es offensichtlich nicht
auf die Anzahl der Einberufungen an − nach Anga-
b en des Bundesb eauftragten für den Zivildienst
sollen es unter 2 0 0 sein − sondern auf die Wirkung .
D er Vorgang soll möglichst weit unter den Dienst-
pflichtigen verbreitet werden, um diese dazu zu
bringen, im vorauseilenden Gehorsam ihre Einb e-
rufung zum Zivildienst selb st zu veranlassen . (. . . )

Wir hab en wenig gegen die Leistung des Zivil-
dienstes und nichts gegen Engagement im sozialen
o der ökologischen B ereich − wenn und solange das
freiwillig p assiert. Wenn die Einb erufungsplanzah-
len der Bundeswehr im Zivildienst erreicht sind ,
darf e s darüb er hinau s keine Zwangseinberufun-
gen geb en . Wir werden nicht aufhören, eine faire
B ehandlung der Kriegsdienstverweigerer einzu-
fordern . D eshalb hab en wir öffentlich protestiert
und direkt mit Ministerin Renate Schmidt darüb er
gespro chen (nach Erstellung dieses B erichts) . Auf
der Mitgliederversammlung werden wir darüb er
b erichten .
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mmer wieder scheiterten Naho st-Frie-
denspläne in der Vergangenheit u . a. an der

ungelö sten Frage der p alästinensischen Flüchtlin-
ge vor allem inJordanien, in Syrien und im Lib anon .
Während sie sich in Jordanien und Syrien einige
wichtige Rechte zur gesellschaftlichen Integration
erkämpfen konnten, ist ihre Situ ation im Lib anon
weitaus dramatischer.

Seit 1948 in Lagern

Die Mehrheit der p alästinensischen Flüchtlinge
im Lib anon, deren Zahl auf bis zu 3 8 0 . 0 0 0 ge-
schätzt wird , lebt immer no ch in einem der zwölf
Lager, die üb er das Land verteilt angelegt wurden .
Seit 1 9 4 8 wurden manche dieser Lager bis zu vier
Mal zerstört.

Die Infrastruktur (Strom, Wasser) stammt zum
Teil noch aus den fünfziger Jahren und ist entspre-
chend oft defekt. Weil die lib anesische Regierung,
die nach einem konfe ssionalistischen Proporz-
system zwischen Christen, Sunniten und Schiiten
gewählt wird , eine dramatische Verschiebung der
Gewichte b ei einer ge sellschaftlichen Integration
der Flüchtlinge b efürchtet, hat sie eine ganze Reihe
diskriminierender Ge setze und Vorschriften erlas-
sen, die die ohnehin schon äußerst dürftige Le-
b ensqualität von Palästinensern im Laufe der Jahre
immer weiter einge schränkt hat.

Perspektivlosigkeit produziert Gewalt

Seit 1 9 69 brauchen in Lagern leb ende Palästi-
nenser zwar keine spezielle Genehmigung mehr,
wenn sie ein Lager verlassen wollen, an den Eingän-
gen der Flüchtlingslager werden allerdings nach
wie vor Personenkontrollen durchgeführt. Um of-
fensichtlich den Druck zur Ausreise ins Ausland zu
erhöhen, ist es in den inzwischen völlig üb erfüllten
Lagern ge setzlich nicht erlaubt, zweite o der dritte
Sto ckwerke b ei den Häu sern zu errichten . D as fast
no ch zum Stadtzentrum von B eirut gehörende La-
ger S abra und Shatila, das 1 9 8 2 durch ein Massaker
an Lagerb ewohnern unter den Augen des damali-
gen israelischen Verteidigungsministers Ariel Sha-
ron internationale B ekanntheit erlangte , wurde für
ursprünglich rund 5 . 0 0 0 Flüchtlinge geplant, heu-
te leben ca. 1 7. 0 0 0 Menschen auf immer noch der
selb en Fläche .

Palästinensischen Flüchtlingen ist e s im Gegen-
satz zu anderen Ausländern verb oten, Eigentum im
Lib anon zu erwerb en . Per Ge setz wurde ihnen die
Ausübung von 72 B erufen außerhalb der Lager ver-
b oten, was wohl die gravierendste Einschränkung
der Persönlichkeitsrechte darstellt. Flüchtlinge ,
die studieren wollen, müssen sich auf die für Au s-
länder re servierten zehn Prozent aller Studienplät-
ze b ewerb en − meist ohne Chancen . Die dadurch
entstehende Perspektivlo sigkeit ist eine wichtige
Ursache für zunehmende Gewalt in den Lagern .

Mit rund 75 . 0 0 0 B ewohnern ist Ein El Hilweh
am Stadtrand von S aida das größte Flüchtlingslager
im Lib anon .

Am Eingang stehen zwar lib anesische Soldaten,
für die strafrechtliche Verfolgung der zahlreichen
politisch motivierten Morde und anderer Gewalt-
taten, die auf Kämpfe rivalisierender p alästinensi-
scher Organisationen in dem Lager zu- rückzufüh-
ren sind , fühlt sich der lib anesische Staat nicht zu-
ständig. Für die Sicherheit sollen − auch in den an-
deren Lagern − eigene p alästinensische Volkskomi-
tees sowie b ewaffnete Ordnungskräfte sorgen, was
auf Grund der erheblichen innerp alästinensischen
Konkurrenzkämpfe häufig zu willkürlichen Maß-
nahmen gegenüb er Lagerb ewohnern führt.

Eingeschränkte UN-Hilfe

D as speziell für Gesundheit und Schulbildung
der p alästinensischen Flüchtlinge zuständige UN-
Hilfswerk UNRWA erhält immer weniger Finanzen
und kann daher seinen Aufgab en kaum no ch nach-
kommen . Immer wieder kommt e s vor, dass Flücht-
linge sterben, weil sie in den p alästinensischen Ge-
sundheitszentren nicht behandelt werden und sie
die Ko sten einer B ehandlung im lib anesischen Ge-
sundheitswesen nicht b ezahlen können .

Was Deutschland tun sollte und könnte

Die Bundesregierung könnte das Leid der sich
von aller Welt verlassen fühlenden p alästinensi-
schen Flüchtlinge im Lib anon mildern, wenn sie
die Zahlungen für UNRWA deutlich erhöhen sowie
auf die Rückführung p alästinensischer Flüchtlinge
in den Lib anon derzeit verzichten würde .

Sie könnte außerdem die lib ane sische Regie-
rung auffordern, diskriminierende Gesetze gegen-

Clemens Ronnefeldt

Die Lage palästinensischer
Flüchtlinge im Libanon
Die Diskriminierung beenden und das Leid mildern



25

Pa
zi

fi
s

m
us

0 4
I V/ 2 0 04

it dem Ende der O st-West-Konfrontation
1 9 89/ 1 9 9 0 müssen sich Pazifisten in der öf-

fentlichen Diskussion neuen Fragen stellen :
E s geht nicht mehr in erster Linie um den Wider-

stand gegen die atomare Ab schreckung mit der
Drohung einer Selb stvernichtung der Menschheit.

Hier gibt e s in der öffentlichen Meinung wohl
weiterhin eine breite Unterstützung für die Forde-
rung nach Ab schaffung aller Atomwaffen .

Neu ist j edo ch die Herausforderung, der mi-
litärischen Gewalt auch dort die Legitimation zu
entziehen, wo sie weltweit zu »humanitären Zwe-
cken« eingesetzt wird , immer häufiger nicht einmal
mehr nur aufgrund einer nationalen Entschei-
dung, sondern mit ausdrücklicher Billigung der zu-
ständigen UN-Organe .

Gegenüb er die ser neuen Legitimation militäri-
scher Gewalt gilt e s, sich der Wurzeln gewaltfreien
Lebens und Handelns zu vergewissern :

Es gibt »bessere« Gründe für Gewaltfrei-
heit als »gute« Gründe für Gewalt

Grundlage des menschlichen Zusammenleb ens
ist der Respekt vor allen Menschen, einschließlich

denen, die Unrecht tun, in b ö ser Ab sicht handeln,
schuldig werden .

Auch ihr Leb en und ihre Menschenwürde sind
unantastb ar.

Dies b edeutet, dass unserem B emühen, Unrecht
zu verhindern, Grenzen gesetzt sind ; wir dürfen
nicht alles , wozu wir technisch in der Lage sind und
was wir machen können .

Wir kennen die »guten Gründe« , die angeführt
werden, um die Grenze de s Tötungsverbots zu
überschreiten . Wir sind j edo ch üb erzeugt, dass e s
b e ssere Gründe gibt, auch dann nicht zur Gewalt
zu greifen, wenn solche »guten Gründe« dafür ge-
nannt werden .

Die Annahme solcher »guten Gründe« setzt
schon ein Vertrauen in Informationen voraus , die
interessengeleitet sind und von uns in der Regel
erst im historischen Rückblick üb erprüft werden
können .

Die Menschen, die das notwendige Opfer der ge-
forderten militärischen M aßnahmen werden sol-
len, hab en zumeist selb st keine Möglichkeit, uns ih-
re Sicht der Dinge darzulegen . E s werden von uns
auf diese Weise b ei Nachrichten über »den drohen-
den Völkermord in . . . « Urteile üb er Menschen ab-

Ullrich Hahn

Pazifismus heute
Gewaltfreiheit angesichts von Krisen und Kriegen

über Palästinensern, insb e sondere das de-facto-Ar-
beitsverb ot, aufzuheb en .

Die Bundesregierung könnte auch die Nachfol-
geregelung von Yassir Arafat und die sich darau s
neu ergeb enden Spielräume nutzen, die in der
»ro ad map« eb enso wie in der Genfer Initiative von
Rabb o und B eilin vorge sehene Errichtung eine s
p alästinensischen Staate s voranzubringen . Die p a-
lästinensischen Flüchtlinge im Lib anon eb enso
wie in den Nachb arländern Israels brauchen end-
lich eine Staatsbürgerschaft sowie Klarheit b ezüg-
lich einer Entschädigung oder Rückkehr, wob ei
letztere in den allermeisten Fällen nicht möglich
sein wird .

Der Versöhnungsbund unterstützt
ein Kinderhilfsproj ekt

Der D eutsche Zweig de s Internationalen Ver-
söhnungsbunde s unterstützt die Arb eit der unab-
hängigen Flüchtlingshilfsorganisation »Haus der
standhaften Kinder« (B ait Atfal Assumoud) im Lib a-

non, die 1 976 gegründet wurde und derzeit rund
1 . 3 0 0 Kinder und Jugendliche in rund 7 70 Famili-
en b etreut. »B eit Atfal Assumoud« unterhält 1 0 So-
zialzentren und eine p sychologische B eratungs-
stelle in p alästinensischen Flüchtlingslagern . In
acht Kindergärten werden rund 60 0 Kinder b e-
treut. Jugendliche erhalten Au sbildungen im
Kunst- und B auhandwerk.

Clemens Ro nnefeldt ist Referen t für Friedensfra-

gen beim deutschen Zweig des In terna tio nalen

Versöh n ungsbundes. Er war in der zweiten Ok-

to berhälfte im Rah men der evangelischen Er-

wachsenenbildung zu einer Begegn ungsreise in

Syrien und im L ibano n. Spendenfür die A rbeit der

Flüch tlingsh ilfsorgan isa tio n »Ha us der sta ndhaf-

ten Kinder« a uf das Spendenko n to des Versöh-

n ungsbundes bei der Kreissparkasse Minden-Lüb-

becke, Nr. 400 906 72, BLZ 490501 01, Stich wort

»Ba it A tfal Assum o ud«. Beim Versöh n ungsbund

sind a uch weitere Informa tio nen erhältlich.
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verlangt, denen das »rechtliche Gehör« versagt
wird und die zu Feinden erklärt werden, b evor sie
sich als Menschen äußern konnten .

Die Möglichkeiten
gewaltfreien Handelns ausschöpfen

Wir sind üb erzeugt, dass in nahezu allen Kon-
flikten, die zur B egründung »humanitärer militäri-
scher Einsätze« genannt werden, die Möglichkei-
ten gewaltfreien Handelns nicht ausge schöpft
wurden .

D azu gehören
− die vorbeugende Arbeit an der Üb erwindung

der B edingungen, die Gewalt und Krieg erst mög-
lich machen,

− der Einsatz von Vermittlern, um den Dialog
und die Mediation zwischen den Konfliktp arteien
in Gang zu setzen,

− der gewaltfreie Widerstand und die Verbrei-
tung seiner Metho den

− und der b eharrliche Einsatz b eim Abb au struk-
tureller Gewalt durch die Arbeit an gerechten Ver-
hältnissen in der Gesellschaft und in der Weltwirt-
schaft.

Gewaltfreiheit und Gewalt
sind nicht symmetrisch

D ab ei ist uns allerdings bewu sst, dass gewalt-
freie Metho den in ihrer Wirksamkeit begrenzt sind
(das ist selb stverständlich auch b ei militärischen
und anderen gewaltsamen Metho den der Fall) .

Die s b eginnt b ei den menschlichen Schwächen :
Wir können von uns selb st nicht annehmen, dass
wir die b esseren Regierenden wären und von staat-
licher Macht, wenn wir sie b esäßen, einen b esseren
Gebrauch machen würden als die , die wir kritisie-
ren .

D eshalb streb en wir nicht nach die ser Macht,
sondern suchen andere Formen, unsere Mitverant-
wortung sowohl für die lokale Gemeinschaft als
auch für den ganzen Erdkreis wahrzunehmen .

E s mag auch Situ ationen geben, wo wir selb st
mit den b esten gewaltlo sen Metho den der Gewalt
unterlegen sind .

Gewaltlo ses Leben und Handeln steht der Ge-
walt nicht symmetrisch gegenüb er und will sich
mit ihr auch nicht auf gleicher Eb ene messen .

Gewaltlo sigkeit ist in einen anderen Zeitrah-
men eingeb ettet als die Gewalt. Im Verhältnis zur

Gewalt scheint sie manchmal »am Ende« , wenn sie
nach ihren eigenen Gesetzen erst am Anfang steht.

Ab er auch unter b esten B edingungen kann ge-
waltlo ses Handeln zu Niederlagen führen .

Wir können de shalb nicht für den Erfolg un-
sere s B emühens garantieren, ab er wir sollen Po siti-
on b eziehen : Wir stehen auf der Seite derer, die oh-
ne Waffen sind , die Unrecht leiden, die unsere Erde
den nachfolgenden Generationen b ewahren wol-
len .

Bedingungslose Ablehnung von Militär

In der praktischen Politik wissen wir um das
Stückwerk unsere s eigenen Tuns , um die Notwen-
digkeit, mit vielen anderen zusammenzuarb eiten,
die nicht immer unsere Üb erzeugung teilen .

Wir sind dankb ar für alle Zwischenschritte auf
dem Weg zur Üb erwindung der Gewalt, ohne da-
mit den verbleib enden Rest gewaltsamer Struktu-
ren rechtfertigen zu wollen .

Militärische Einsätze , auch wenn sie ernstlich
humanitären Zielen dienen sollen, lehnen wir aller-
dings ohne Einschränkung ab .

D as Militär, das seinen B estand und fortwähren-
de Weiterrüstung durch solche Einsätze legitimie-
ren will, ist selb st Teil de s Problems, für dessen B e-
seitigung e s angeblich eintritt, und verschlingt da-
b ei nicht nur Menschen, sondern auch unermess-
lich viele Mittel, die − waffenlo s einge setzt − tat-
sächlich Hilfe bieten könnten .

Unsere Ablehnung de s Militärs umfasst auch
de ssen Einsatz im Rahmen der UN . Möglicherwei-
se sind die von den UN bezeichneten Ziele solcher
Einsätze gut. D as Mittel militärischer Gewalt
nimmt j edo ch immer die Tötung und Verletzung
von Menschen in Kauf und hält damit eine Ge-
waltspirale in Gang. Die se Spirale wollen wir
durch unser Leb en und Handeln umkehren, soweit
wir die s mit unseren Kräften können .

Ullrich Hah n ist der Vorsitzende des deutschen

Zweiges des In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.

Dieser Text wurde als Diskussio nspapierfür die ge-

meinsa m vo n Versöh n ungsbund, Bundfür Sozia-

le Verteidigung und Friedenskreis Halle veranstal-

tete Tagung »Pazifism us heute − Gewaltfreiheit

angesich ts vo n Krisen und Kriegen« Mitte Okto ber

in Magdeburg erstellt.
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Arnold Köpcke-Duttler

Die Rechtswidrigkeit der
militärisch-humanitären Intervention
Gegen die Reduzierung auf einen p artikularen Humanitarismus

0 4
I V/ 2 0 04

as Januar-Heft de s Jahrgangs 2 0 04 der Zeit-
schrift »Europ äische Sicherheit« gibt den

Blick frei auf die rasche Entwicklung der Europ äi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, auf
neue Aufgaben der Bunde swehr und auf die Ver-
breitung von Mikrowellenwaffen . Gemeint sind
Waffen- systeme , die auf der Ausstrahlung elektro-
magnetischer Wellen b eruhen und die das Potenzi-
al b esitzen sollen, militärische Operationen zu stö-
ren o der sogar zu verhindern . Eine Vielzahl von
Staaten arb eitet an der Hervorbringung von Mikro-
wellenwaffen, wob ei als auf die sem Gebiet am wei-
te sten fortge schrittene Staaten die Vereinigten
Staaten und Gro ssbritannien angesehen werden .

Die Schlussb emerkung, da der Staat Russland
wahrscheinlich eb enfalls bereits üb er einsetzb are
Systeme verfüge , sei es nur no ch eine Frage der
Zeit, bis die ersten Mikrowellenwaffen einge setzt
würden

1 )

, verrät zweierlei : Die Vernichtungsmittel
werden vorzugsweise von dem anderen Staat ein-
gesetzt ; die Herstellung und B ereithaltung von Ver-
nichtungsmitteln bringt auch ihren Einsatz hervor.
Ein dritter allgemeiner Gedanke kann so zusam-
mengefasst werden, dass die Herstellung neuer
Waffen militärische Operationen, Kriege verhin-
dern soll .

Wer seinen Blick nun wieder lö st von der B e-
schränkung auf b estimmte neue Waffensysteme ,
könnte wie Pat C ash, der Präsident de s Europ äi-
schen Parlaments , das Zentrum der Europ äischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik in der B efrie-
digung des B edarfs sehen, dass der Kontinent eine
friedensichernde Truppe , zuweilen auch eine frie-
denschaffende zur Verfügung habe , die die eu-
rop äische Politik in Gebiete entsenden könne , in
denen »europ äische Zielsetzungen, Werte und In-
teressen« in Gefahr seien . Diese Fähigkeit sollte der
Europ äischen Union auch ein Instrument für hu-
manitäre Hilfe und , j e nach B edarf − für militäri-
sche o der zivile Rettungsmaßnahmen zur Verfü-
gung stellen .

2 )

Mich interessiert hier der Zu sammenhang zwi-
schen den europ äischen Zielsetzungen und dem
B eruf zur humanitären Hilfe , die die Form militäri-
scher o der ziviler Rettung einnehmen kann . Die
Humanität wird hier gewissermaßen eingegrenzt

durch ein kontinentale s Maß, wob ei unterstellt
wird , dass der militärische Einsatz zur Rettung von
Menschen b eitragen könne . Hinsichtlich des Völ-
kerrechts ließe sich auch sagen, dass die Menschen-
rechte in ihm so sehr an B edeutung gewonnen ha-
b en, dass massenhafte und schwere Menschen-
rechtsverletzungen nicht mehr ausschließlich in
die inneren Angelegenheiten der Nationalstaaten
fallen, humanitäre Interventionen rechtmäßig
sind . Auch hier ist zu fragen, ob sich in den mi-
litärisch-humanitären Interventionen eine impe-
riale Strategie verbirgt, ein Interesse an der Erob e-
rung von Märkten, die politische Ab sicht der
Zweiteilung der Erde in gute und Schurkenstaaten,
eine Tendenz für gewaltsame Disziplinierung.

3 )

Hinter dem Patho s der Humanität militärischer
Eingriffe kann sich nicht allein eine sanfte Hege-
monie innerhalb des gegebenen völkerrechtlichen
Rahmens , sondern auch ein erheblich größerer
Herrschaftsanspruch verstecken, der einen Grund-
pfeiler de s mo dernen Völkerrechts zum Einsturz
bringt.

4)

: D as Gewaltverb ot de s Art. 2 Nr. 4 der Char-
ta der Vereinten Nationen und den Vorrang »friedli-
cher S anktionsmaßnahmen« (Art. 4 1 der UN-Char-
ta) .

D er Theologe Jürgen Moltmann spricht von ei-
ner neuen Weltordnung, die , genährt von einem
apokalyptischen Christentum, glob al verwirklicht
werden solle nach den ökonomischen, militäri-
schen, technologischen und kulturellen M aß-
stäb en einer Hypermacht, einer »Erlö sernation« ,
wob ei ich hier anfügen mö chte , dass ich die sen
selb sterwählten, militärisch ge stützten Me ssianis-
mus , die se endzeitliche orientierte Welterlö sung
nicht allein einem Nationalstaat und einer Religion
zu schreib en mö chte .

5 )

D as Selb stb ewusstsein der
au serwählten Nation verbindet sich mit einem Ge-
fühl der politischen Unschuld ; der humane Traum
der Auserwählten richtet sich auf das militärisch
und politisch herge stellte Heil aller Völker, j a der
ganzen Menschheit. So fragt der Theologe , der den
humanen Traum nicht in sein Gegenteil, nicht in
seine Selb stwiderlegung verkehrt sehen will : »Wie
kann ein universale s Anliegen durch etwas Partiku-

1 ) Wolfgang Kno rr/Pierre Raymo nd : Ve rb reitung vo n Mikrowellen-
waffen . In : Euro p äis che Siche rhe it, 5 3 . Jg . 2 0 0 4 , S . 62

2 ) Pat C ox: D ie ras che E ntwicklung d er Euro p äis che n Sicherheits −
und Ve rte idigungsp olitik . In : Euro p äis che Siche rhe it 2 0 0 4, S . 1 1

3) Ulrich Alb e rt u . a. (Hrsg . ) : D as Ko s ovo-D ilemm a. Müns ter 2 0 0 2 ;
siehe Tho rs ten Gro mes , Rez e nsio n, in : D ie Frie dens-Warte , 78 . Jg .
2 0 0 3 , S . 83 ff.

4) G e o rg N olte : D ie U SA und d as Völkerre cht. In : D ie Frie d ens-Warte ,
a. a. O . , S . 1 3 2

5 ) Chris to ph A. Stump f: Völkerre cht unte r Kreuz und H alb mo nd . In :
Archiv des Völke rre chts , B d . 4 1 , H e ft 1 , M ärz 2 0 0 3 , S . 83 ff.
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lare s vertreten werden, ohne dass dieses Partikula-
re sich entweder selb st für das Universale hält o der
sich selb st auflö st?«

6)

D as humanitäre Experiment fordert − das ist die
Rückseite des militärisch und ökonomisch organi-
sierten Retters − das Opfer vieler anderer Men-
schenleb en .

7)

Erneut Moltmann kritisiert den ge-
walttätigen Humanitarismus in den folgenden
Worten : »Militärische Experimente gibt e s nicht, da
niemand die Toten wieder leb endig machen kann
− ein � nukleare s Harmaggedon� ist kein Experi-
ment, weil niemand mehr übrig bleibt, der aus dem
Schaden klug werden könnte . «

8)

Die se Ge stalt de s Humanitarismus , die ser mi-
litärische Messianismus mu ss als Schatten seiner
selb st eine universale Apokalyptik wahrnehmen;
mit der Rettung aus der »humanitären Katastro-
phe« ist verbunden, dass, führen alle Menschen so
viele und so viel Auto s wie manche Menschen in
den Vereinigten Staaten, die Erdatmo sphäre tö d-
lich vergiftet wäre . Die Zweideutigkeit zwischen
b eanspruchter Leb ensrettung und Leb ensvernich-
tung ist unüb ersehb ar; deutlich wird sie freilich
nur j enen, die die Felder der Militär- und der Um-
weltpolitik zu verbinden verstehen .

Partikularer Humanitarismus

D er p artikulare Humanitarismus
9)

zeigt sich dar-
in, dass b ei der militärisch b estimmten Interventi-
on die Soldaten der Gegenseite nicht als Menschen
b etrachtet und b ehandelt werden, desgleichen
nicht die Zivilb evölkerung. Werden zivile Men-
schen getötet, so sprechen die Intervenienten nach
dem Maßstab einer rohen Verdinglichung von
»Kollateralschäden« .

1 0)

D er Völkerrechtler Christian Hillgrub er fragt,
ob die Universalität der Menschenrechte in einer
kulturell fragmentierten Welt eine Rechtswirklich-
keit oder eine Chimäre sei .

Die Disku ssion um die Universalität o der Kultur-
abhängigkeit, Variabilität der Menschenrechte
kann hier nicht nachgezeichnet werden . Au sge-
hend von der Interpretationsb edürftigkeit zahlrei-
cher Gewährleistungen des Menschenrechts, wen-
det sich Hilllgrub er gegen den Zwang zu einem
»we stlichen Menschenrechtsverständnis« , gegen

einen friedensgefährdenden »Menschenrechtsim-
perialismu s« . Die B erufung auf die internationalen
Menschenrechte sei in hohem M aß missbrauchsan-
fällig. D er in Selb stgerechtigkeit auftretende Inter-
venient ignoriert die goldene Regel, die in vielen
Religionen und Kulturen ruhende M ahnung, die
Verallgemeinerungsfähigkeit der Interventions-
gründe stets zu b edenken .

Unter B erufung auf Jo sef I sensees
1 1 )

Urteil, die
Menschenrechte seien nach dem heutigen Stand
de s Völkerrechts zu diffus , zu heterogen, zu ver-
schiedengewichtig, zu umstritten, um unb esehen
als Interventionstitel taugen zu können, kritisiert
Hillgrub er den unreflektierten Rekurs auf die Men-
schenrechte , der be sonders bedenklich sei, wenn
er zur B egründung und Rechtfertigung humanitä-
rer Interventionen herhalten solle , die sich über
das für die Aufrechterhaltung des internationalen
Friedens unverzichtb are , allgemeine Gewaltverb ot
hinwegsetzten .

1 2 )

Die potenziellen Opfer huma-
nitärer Interventionen lehnten deren Zulässigkeit
strikt ab , weil sie dahinter eine neue Ge stalt de s
we stlichen Kulturimperialismu s entdeckten . Aufs
Spiel ge setzt werde in den Interventionen der in-
ternationale Friede , das hö chste Gut der Völker-
rechtsordnung.

1 3 )

D er hö chst selektive Schutz der
Menschenrechte in anderen Weltreligionen b each-
tet nicht den völkerrechtlichen Grundsatz der Ach-
tung der staatlichen Souveränität, der Gleichheit al-
ler Staaten, in be sonderer Weise nicht das univer-
selle Gewaltverb ot (Art. 2 Nr. 4 der UN-Charta) .

D er Völkerrechtler Otto Kimminich hat den
»Mytho s der humanitären Intervention«

14)

schon
vor mehreren Jahren diskutiert. Mit dem B egriff
der humanitären Intervention seien, geschichtlich
ge sehen, verschiedene Paradigmen verbunden
worden : In der Frühzeit des klassischen Völker-
rechts ein allgemeiner Appell an die Menschlich-
keit, im 1 9 . Jahrhundert ein Instrument der Politik
der Großmächte , gegen Ende de s 2 0 . Jahrhunderts
der Versuch einer Effektuierung des internationa-
len Menschenrechtsschutzes .

Mit Horst Fischer
1 5 )

wird die humanitäre Inter-
vention als Anwendung von Waffengewalt zum
Schutz der B evölkerung eines fremden Staate s vor
Menschenrechtsverletzungen verstanden . Genau-
er ge sagt, darf der Vorrang der allein mit friedli-

6) Jürge n M oltm ann : »D ie E rlö s e r-N atio n« – Religiö s e Wurz eln d es
Exz e p tio n alismus . In : D ie Frie dens-Warte , a. a. O . , S . 1 68

7) Siehe Chris ti an To mus chat : Iraq-D e mis e o f Internatio n al Law? In :
D ie Frie de ns-Warte , a. a. O . , S . 14 1 ff. ; s iehe H elga D iete r: D ie Instru-
mentalis ierung de r To te n vo n S reb renic a. In : Ko mite e für Grund-
re chte und D e mokratie , J ahrbuch 2 0 0 2/0 3 , Köln 2 0 0 3 , S . 5 3 ff. (=
Fo rum Pazifis mus 0 2 , II/2 0 0 4 , S . 2 2 ff.)

8) Eb d . , S . 17 1 ; s iehe : Philip Kunig : D as Völkerre cht als Re cht d er Welt-
b evölke rung . In : Archiv de s Völke rre chts , B d . 4 1 , H eft 3 , S ep tem-
b e r 2 0 0 3 , S . 3 2 7 ff. Kunig will G ewaltverhütungs- und Gewaltb e-
wältigungsp olitik mit M e ns che nre chtsp olitik und Umweltp olitik
im Zus ammenh ang s ehe n .

9) Siehe M ahendra P. S ingh : Hum an Rights in the Indi an Traditio n . I :
Z eits chrift für ausländis che s ö ffentliche s Re cht und Völke rre cht
2 0 0 3 , S . 55 1 ff.

1 0) Christo ph Fle is chm ann : D as s erb is che D o rf Varvarin und s e ine
To ten . In : Publik-Fo rum 2 0 0 4, Nr. 2 , S . 2 3

1 1 ) Inte rve ntio n zwis che n M ens che nre chtss chutz und Gro ßm acht
Politik. In : H . J äckel (Hrsg . ) : Is t d as Prinzip d er Nichteinmis chung
üb e rholt? 1 9 9 5 , S . 2 9-47

1 2 ) Christian Hillgrub er: D as Völke rre cht als B rü cke zwis che n de n
Re chtskulturen . In : Archiv de s Völke rre chts , 4 0 . B d . , 2 0 0 2 , S . 15 f.

1 3) Im Zus ammenh ang d er D iskus s io n de r völke rre chtliche n S elb s t-
hilfe heißt e s in e ine m b ekannten Lehrbuch : »Eb ens o sind� hum a-
nitäre Inte rventio ne n� , d . h . b ewaffnete E ingriffe im Ausland zum
S chutz de r M ens chenre chte de r Angehö rige n d es Territo rialstaa-
tes , durch d as Gewaltve rb o t ausges chlo ss e n . E ine s olche Inter-
ve ntio n kö nnte heute nur mehr aufgrund e ines B e s chlus s e s d es
Siche rhe itsrates erfolgen . « (Alfre d Ve rdro ff/B runo Simm a: Univer-
s elle s Völke rre cht. 3 . Aufl . , B e rlin 19 84 , S . 2 9 0 f.)

14) Archiv de s Völke rre chts . 3 3 . B d . , 1 9 9 5 , S . 4 3 0 ff.

15 ) In : Knut Ip s en : Völkerre cht. 3 . Aufl . , Münche n 19 9 0 , S . 8 8 5 ; s iehe
O tto Kimminich : Humanitäre s Völkerre cht − hum anitäre Aktio n .
Münche n 1 972
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chen Mitteln ge stalteten humanitären Aktion nicht
übergangen werden .

Die zentralen Einwände gegen die militärische
humanitäre Intervention sind schon vor dreißig
Jahren erläutert worden : Wenn der gute S amariter,
der B armherzige , sich sein Recht zum Handeln er-
kämpfen muss , richtet er zu guter Letzt vielleicht
mehr Schaden an als er verhütet. D as Recht zur ge-
waltsamen humanitären Intervention kann miss-
braucht werden . D er unilaterale Einsatz militäri-
scher Gewalt auch für wahrhaft humanitäre Zwec-
ke erhöht die Neigung zur Gewaltanwendung im
internationalen Weltsystem .

1 6)

Kimminich b egründet seine Kritik der huma-
nitären Intervention mit dem völkerrechtlichen
Gewaltverb ot. Die Verfolgung humanitärer Ziele
muss sich freilich leiten lassen von weltweit akzep-
tierten Geboten der Humanität, die dazu verpflich-
ten, für der hoheitlichen Gewalt eine s Staates aus-
gesetzte Menschen einzustehen .

1 7)

Selb st wer für
die Rechtgemäßheit einer militärischen Interventi-
on eintritt, muss die Prinzipien der Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit b edenken und dem
intervenierenden Staat abverlangen, sich der Juris-
diktion des Internationalen Gerichtshofs zu unter-
werfen, seiner Verantwortung zu genügen für den
materiellen und immateriellen Schaden an Leben
und Gütern .

1 8)

Die Rechtfertigung der militärischen Interventi-
on b eruft sich oft darauf, dass hö chste Werte nicht
proklamiert und dann letztlich do ch schutzlo s ge-
lassen werden dürften, dass der B egriff des Rechts-
werts sich damit selb st aufheb e . Die sem Argument,
das dem Schein des tertium non datur erliegt, ist zu
entgegnen, dass der Verzicht auf militärische Mittel
nicht umstandslo s und simplifizierend im Sinn ei-
ner zweiwertigen Logik gleichgesetzt werden darf
mit der Zustimmung zur Schutz- und Hilflo sigkeit.
Zudem kann nicht geleugnet werden, dass eine
wirksame humanitäre Prävention einen stärkeren
Schutz zu bieten vermag .

1 9)

Auf die B ehauptung de s tertium non datur (ein
Dritte s gibt e s nicht) mö chte ich zum Schlu ss zu
sprechen kommen .

Schluss

Ob e s ein Drittes gibt neb en gleichgültigem
Wegschauen o der Kriegführung, ob die Einengung
auf die Wahl zwischen der Duldung de s M assen-
morde s o der der militärischen Intervention eine
gewaltförmige Simplifizierung darstellt, ein Drit-
te s neb en schuldigwerdendem Nichtstun und dem
Einsatz militärischer Gewalt, fragt Theo dor Eb ert
in seiner Abhandlung »Test the Glaubwürdigkeit ! « .
D em (scheiternden) Versuch einer militärischen
B eendigung des Völkermords hält er als evangeli-
scher Christ entgegen, zur Tradition de s Christen-
tums gehöre die Solidarität mit den Armen und Ver-
folgten . Die militärische Intervention hab e Mas-
senmord , Vertreibung, Verminung des Lande s, Zer-
störungen nicht aufgehalten . Christen dürften kein
kalkulierb arer Teil der Ab schreckungslogik sein,
zu der auch die humanitäre Intervention gehöre .

D er schwierigen Frage , wann, wie , ob der Hitle-
rismus sich mit gewaltfreien Mitteln hätte üb er-
winden lassen

2 0)

, ist nachzugehen . An die Stelle mi-
litärischer humanitärer Interventionen treten ver-
schiedene Formen der solidarischen Unterstüt-
zung von Hilfsbedürftigen, eine »christliche Kultur
glob aler Solidarität« , das Eintreten für gewaltfreie
Akteure , der gewaltfreie Einsatz » selb stbe stimmter
Citoyens« . D as Militär geht auf Anp assung und Un-
terwerfung durch Gewalt (-Androhung) : Ein ziviler
Friedensdienst übt mit den Völkern, sich gewaltfrei
selb st zu helfen . Die Schlussfolgerung lautet b ei
Ebert: »Wir sollten uns einer Instrumentalisierung
für die Glaubwürdigkeit militärischer Interventi-
onspolitik in Zukunft präventiv verweigern und
unsere eigenen Mittel gewaltfreier, humanitärer
Intervention und der Krisenreaktion entwic-
keln . «

2 1 )

Die Formen gewaltfreier Intervention
2 2)

sind
weiter hervorzubringen, in wachsendem Mut und
hoffentlich geringer werdender Feigheit in unse-
rem Leb en praktisch zu bewähren und politisch zu
unterstützen .

Prof. Dr. A rnold Köpcke-Du ttler, Jurist und Di-

plo m-Pädagoge, ist Mitglied der DFG- VK.

1 6) Pam J . Farer: Hum anitarian Inte rventio n . In : Richard B . Lillich : Hu-
m anitarian Interventio n and the Unite d N atio ns . 1973 , S . 15 2

17) Philip Kunig : Hum anitäre Inte rventio n . In : J ahrbuch D ritte Welt.
1 9 94 , S . 5 1

1 8) Siehe Felix E rmaco ra: Ge is elb efreiung als hum anitäre Inte rventi-
o n im Lichte d er U N-Charta. In : Fes ts chrift für Frhr. v. d . Heydte .
1 977, S . 1 69

1 9) Burkhard S chöb ener: D ie hum anitäre Interve ntio n im Ko nstitu-
tio n alis ierungsp roze ss der Völke rre chts o rdnung . In : Kritis che Ju-
s tiz 2 0 0 0 , S . 5 79 ; s iehe J o che n A. Frowe in : Ko ns titutio nalis ie rung
de s Völke rre chts . In : D euts che Ge s ells ch aft für Völkerre cht
(Hrsg .) : Völke rre cht und Internatio n ale s Privatre cht in e inem s ich
glob alis ie re nde n System . H eidelb erg 2 0 0 0 , S . 44 2 ff.

2 0) H ätte sich de r Hitle rismus gewaltfrei üb erwinde n las s en? In : G e-
waltfre ie Aktio n . B d . 1 0 3/ 1 0 4, 19 9 5 , S . 1 - 1 6

2 1 ) The o do r Eb e rt : D e r Ko s ovo-Krieg aus p azifistis che r Sicht. Müns-
ter u . a. 2 0 0 1 , S . 1 2 3 ; s iehe H elmut-M ich ael-Vogel-Bildungswerk
(Hrsg .) : Zivil H andeln ! Gewaltfre ie Altern ative n zur militäris chen
Interve ntio n . Münche n 1 9 9 8

2 2 ) Siehe J oh an G altung : Trans ce nd : E ine Philo s o phie für Frie d en
und E ntwicklung . In : S + F Vie rtelj ahre ss chrift für Sicherheit und
Frie den, Jg . 2 0 , H e ft 4 , 2 0 0 2 , S . 1 9 5- 197. – G altung b e s timmt d en
Frie den als Fähigkeit, Ko nflikte mit E mph atie , G ewaltfre iheit und
Kre ativität zu b e arb e iten .
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Hermann Theisen

Die nukleare Teilhabe Deutschlands
und das Völkerrecht
Befragung der Bundestagsabgeordneten zum Thema Atomwaffen

erzeit b efinden sich 3 0 . 0 0 0 Atomwaffen
im B esitz von acht Atomwaffenstaaten :

USA, Ru ssland , China, Großbritannien, Frankreich,
Israel, Indien und Pakistan .

D as entspricht etwa der Hälfte der Atomwaffen-
zahl auf dem Höhepunkt de s Kalten Krieges . E s b e-
deutet zugleich ab er nach wie vor, dass die Erde mit
nur einem geringen Teil j ener Atomwaffen au s-
gelö scht werden könnte .

Etwa 1 7. 5 0 0 dieser Waffen sind sofort einsatz-
fähig und ca. 4 . 0 0 0 von ihnen befinden sich in stän-
diger Höchstalarmb ereitschaft und könnten somit
ihr Ziel innerhalb weniger Minuten erreichen . Die
re stlichen Atomwaffen b efinden sich in Reserve ,
im Lager o der sind für die Abrüstung vorge sehen .

Die se Situation und die Gefahr weltweiter krie-
gerischer bzw. terroristischer Au seinandersetzun-
gen, veranlasste Anfang de s Jahres den Chefwaffen-
inspektor Mohammed al-B aradei in einem » Spie-
gel«-Interview zu der Einschätzung: »No ch nie war
die Gefahr (eines Atomkrieges) so groß wie heute .
Ein Atomkrieg rückt näher, wenn wir uns nicht auf
ein neue s internationale s Kontrollsystem be sin-
nen . «

Die Rolle D eutschlands im weltweiten Atomwaf-
fenszenario b e schränkt sich gegenwärtig auf die
nukle are Teilhab e innerhalb der NATO , die aus
zwei Komponenten be steht: Zum Einen der techni-
schen Teilhab e , mittels derer Bundeswehr-Piloten
de s Jagdbomberge schwaders 3 3 der Bundesluft-
waffe (Büchel) im Kriegsfall US-Atomwaffen ein-
setzen können und die s im Frieden üb en . Zum An-
deren aus der politischen Teilhab e , d . h . dem Recht,
üb er Nukle arstrategie , Nukle arwaffenstationie-
rung und Nukle arwaffeneinsatzplanung innerhalb
der NATO mitdiskutieren zu können .

Indem die im rheinland-pfälzischen Büchel sta-
tionierten Bundeswehrsoldaten mit ihren Torna-
do-Kampfflugzeugen im Rahmen der nuklearen
Teilhab e tagtäglich den potenziellen Einsatz US-
amerikanischer Atomwaffen üb en, verstößt die
Bundesregierung nach Ansicht von Nichtregie-
rungsorganisationen gegen das Völkerrecht sowie
das Grundge setz . Insb esondere wird immer wie-
der kritisiert, dass die nukleare Teilhab e der Bun-
de swehr gegen einen einschlägigen B eschluss des
Internationalen Gerichtshofs (IGH) in D en Haag
verstoßen würde , worin die Kritiker einen Verstoß
gegen das Völkerrecht sehen .

Beschluss des Internationalen
Gerichtshofs zu Atomwaffen

Am 8 . Juli 1 9 9 6 hat der IGH in einem Gutach-
ten-Verfahren nach Art. 9 6 der UN-Charta eine Ent-
scheidung getroffen, deren Tenor sich wie folgt zu-
sammenfassen lässt :

A: Einstimmig wurde b e schlo ssen :
E s gibt weder im Völkergewohnheitsrecht no ch

im Völkervertragsrecht eine spezifische Ermächti-
gung zur Androhung o der zum Einsatz von Atom-
waffen .

B : Mit elf zu drei Richterstimmen wurde b e-
schlo ssen :

Weder im Völkergewohnheitsrecht no ch im Völ-
kervertragsrecht gibt es eine umfassende und welt-
weit geltende Rechtsnorm, die ausdrücklich die
Androhung o der den Einsatz von Atomwaffen ver-
bietet.

C : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
Ein Androhen o der ein Einsetzen von Atomwaf-

fen, das gegen das Gewaltanwendungsverb ot de s
Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta o der gegen die sich aus
Art. 5 1 der UN-Charta ergeb enden Anforderungen
verstoßen würde , wäre völkerrechtswidrig.

D : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
Ein Androhen des Einsatze s o der ein Einsetzen

von Atomwaffen müsste mit den Anforderungen
vereinb ar sein, die sich aus dem für b ewaffnete
Konflikte geltenden Völkerrecht, insb esondere aus
den Prinzipien und Regeln de s so genannten huma-
nitären (Kriegs-)Völkerrechts und aus den Ver-
pflichtungen aus abge schlo ssenen völkerrechtli-
chen Verträgen und Übereinkünften ergeb en, die
speziell Atomwaffen b etreffen .

E : Mit sieb en zu sieb en Richterstimmen, wobei
die Stimme de s Präsidenten den Ausschlag gab ,
wurde b e schlo ssen :

a) Aus den ob en (unter A bis D) erwähnten An-
forderungen ergibt sich, dass die Androhung und
der Einsatz von Atomwaffen generell/grundsätz-
lich gegen diej enigen Regeln des Völkerrechts ver-
stoßen würden, die für bewaffnete Konflikte gel-
ten, insb esondere gegen die Prinzipien und Regeln
de s humanitären Kriegs-Völkerrechts .

b) Allerdings kann der Gerichtshof angesichts
der gegenwärtigen Lage de s Völkerrechts und an-
ge sichts de s ihm zur Verfügung stehenden Fakten-
materials nicht definitiv die Frage entscheiden, ob
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die Androhung o der der Einsatz von Atomwaffen
in einer extremen Selb stverteidigungssituation, in
der die Existenz eines Staates auf dem Spiel stünde ,
rechtmäßig o der rechtswidrig wäre .

F : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
E s be steht eine völkerrechtliche Verpflichtung,

in redlicher Ab sicht Verhandlungen zu führen und
zum Ab schluss zu bringen, die zu nuklearer Abrüs-
tung (Entwaffnung) in allen ihren Aspekten und
strikter und wirksamer internationaler Kontrolle
führen .

D er ehemalige Bundesverfassungsrichter Hel-
mut Simon wertete den B e schluss de s IGH als
großen Erfolg nichtstaatlicher Organisationen
(World Court Proj ekt) , die in j ahrelanger Arb eit für
ein solches Votum gestritten hatten . Simon war e s
auch, der unmittelb ar nach der B eschlu ssfassung
betonte , dass das Gutachten Auswirkungen auf un-
sere praktische Politik hab e müsse : »Als früherer
Verfassungsrichter wünsche und hoffe ich nicht
zuletzt, dass die B eurteilung de s Internationalen
Gerichtshofs auch Eingang in die Rechtsprechung
des Bunde sverfassungsgerichts findet. All zu lange
hat sich der militärische B ereich als merkwürdig
resistent gegenüb er verfassungsrechtlicher Anfor-
derungen erwiesen . «

Stellungnahme der Bundesregierung
und Initiativen im Bundestag zum
IGH-Beschluss

Als Reaktion auf den IGH-B e schluss richtete die
heutige Bunde sministerin für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, Heidemarie
Wieczorek-Zeul, eine Anfrage an das Au swärtige
Amt und fragte nach den Konsequenzen der Bun-
desregierung für ihre Politik der nuklearen Teilha-
be . Zudem wollte sie wissen, welche Initiativen die
Bunde sregierung ergreifen werde , um entspre-
chend auf die Atomwaffenpolitik der NATO einzu-
wirken .

Werner Hoyer, damals Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, widersprach in seiner Antwort der
Einschätzung, dass vom IGH-B eschluss unweiger-
lich eine Infrage stellung der Praxis der nuklearen
Teilhabe ausgehen würde . Vielmehr könne man
das Gutachten auch derart interpretieren, dass
rechtsverbindlich die nukle are Teilhab e der Bun-
desregierung aufrechterhalten bleib en könne .

Wenig sp äter kam es zu einer Kleinen Anfrage
(Drucksache 1 3/ 5 709) der Abgeordneten Sterzing,
Nachtwei und B eer (Bündnis 9 0/Die Grünen) , in
welcher nach den »Auswirkungen der Entschei-
dung des Internationalen Gerichtshofs zur Völker-
rechtswidrigkeit de s Einsatzes von Atomwaffen
bzw. seiner Androhung« gefragt wurde . In ihrer
Antwort auf j ene Anfrage widersprach die Bundes-
regierung auch hier der Auffassung, »dass die An-
drohung des Einsatzes o der der Einsatz von Atom-

waffen generell gegen das Völkerrecht verstoße . «
Gleichwohl b egrüßte die Bunde sregierung das
IGH-Gutachten als wichtigen B eitrag und Impuls
für weitere B emühungen um nukle are Abrüstung
bzw. Nichtverbreitung von Atomwaffen.

Schließlich kam es am 5 . D ezemb er 1 9 9 6 nach
Anträgen von Bündnis 9 0/Die Grünen und der PD S
(fast) zu einer Bundestagsdeb atte zum Thema Ab-
schaffung und Ächtung aller Atomwaffen . B edau-
erlicherweise wurde ab er der b etreffende Tages-
ordnungspunkt in j enem Tag derart sp ät angesetzt,
dass die Redeb eiträge lediglich zu Protokoll gege-
b en worden sind .

Eine dem Thema entsprechend leidenschaftli-
che D eb atte im Bunde stag, in welcher üb er das Für
und Wider von Atomwaffen bzw. der nuklearen
Teilhabe hätte gerungen werden können, fiel somit
zwar nicht in das sprichwörtliche Wasser, dafür
ab er leider in die Niederungen der Plenarproto-
koll-Ablage .

Ein Redeb eitrag kam von Friedb ert Pflüger
(CDU) , der forderte , »dass der Proze ss der Abrüs-
tung nicht zum Stillstand kommt und die Zahl der
atomaren Sprengköpfe weiter drastisch verringert
wird . «

D er SPD-Abgeordnete Gernot Erler b erief sich
auf einen B eschluss de s Wie sb adener SPD-Parteita-
ges vom Novemb er 1 9 9 3 und wiederholte die dort
po stulierte The se : »Die SPD wird den Abzug aller
Atomwaffen aus der ge samten Bundesrepublik
D eutschland , nicht nur aus O stdeutschland durch-
setzen . « Und auch die sp ätere Parteivorsitzende
von Bündnis 9 0/Die Grünen, Angelika B eer, forder-
te unmissverständlich: »Die Zeit ist reif für die voll-
ständige atomare Abrü stung ! « Zudem mü sse ihrer
Ansicht nach die Bundesrepublik den Verzicht auf
Forschung, Herstellung, Dislozierung, B e sitz und
Teilhabe an Atomwaffen im Grundgesetz veran-
kern und dies als völkerrechtlich verbindlich erklä-
ren . Und auch der FDP-Abgeordnete Günther Nol-
ting betonte die ausdrückliche Unterstützung der
Bunde sregierung durch seine Fraktion b ei der Poli-
tik einer weitergehenden Reduzierung sämtlicher
Atomwaffen .

Schließlich forderte Manfred Müller (PD S) in
seiner zu Protokoll gegeb enen Rede , weitergehen-
de politische Konsequenzen aus dem IGH-B e-
schluss , während der damalige Staatsminister im
Auswärtigen Amt, Helmut Schäfer, ausdrücklich
b etonte , die geltende Verteidigungsstrategien der
NATO (einschließlich ihrer Atomwaffenstrategie)
sei mit dem Völkerrecht vereinb ar.

Somit verebbten die anfänglich durch den IGH-
B e schluss ho chge schlagenen politischen Wellen
zunehmend in der Meinungswüste des p arlamen-
tarischen Diskurses . Und der Wunsch Helmut Si-
mons , der B e schluss möge »Au swirkungen auf un-
sere praktische Politik« hab en, blieb unerfüllt.
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Befragung
der Bundestagsabgeordneten zum Thema
Atomwaffen im Dezember 2 0 03

Sieb en Jahre nach dem denkwürdigen B e-
schluss de s Internationalen Gerichtshofs wurden
sämtliche Bundestagsabgeordneten schriftlich
zum Thema Atomwaffen b efragt. In j ener Anfrage
hieß es auszugsweise : »In der Ko alitionsvereinb a-
rung der Sozialdemokratischen Partei und Bünd-
nis 9 0/Die Grünen heißt es unter Punkt Abrü stung
und Rü stungskontrolle u . a. : � Die Bunde srepublik
hält an dem Ziel der vollständigen Ab schaffung al-
ler Massenvernichtungswaffen fest und b eteiligt
sich an den Initiativen zur Umsetzung dieses Ziels .
(. . . ) Die Bundesregierung wird insb esondere alles
tun, damit der nukleare Nichtverbreitungsvertrag
weiter gestärkt wird .� ( . . . ) D emgegenüber werden
auf dem Fliegerhorst b ei Büchel (Südeifel) seit
1 9 65 Atomwaffen der USA gelagert. Zur Zeit mut-
maßlich zehn Atomb omb en vom Typ B 61 , die
Schätzungen zufolge einer Sprengkraft von über
1 5 0 Hiro shima-B omb en entsprechen . Auf dem Flie-
gerhorst ist das Jagdb omb ergeschwader 3 3 der
Bundesluftwaffe stationiert. E s stellt mit seinen
Tornado-Kampfflugzeugen die Trägersysteme für
die Atomwaffen b ereit und damit die nukleare Teil-
hab e der Bundeswehr an der Atomwaffenstrategie
der NATO dar.

Verschiedene Nichtregierungsorganisationen
sehen darin einen Verstoß gegen das Völkerrecht
bzw. das Grundgesetz und b erufen sich dab ei auf
eine Entscheidung des Internationalen Gerichts-
hofs (IGH) in D en Haag vom 0 8 . Juli 1 9 9 6 . (. . . )

In der Folge kam e s zu verschiedenen Initiativen
im D eutschen Bunde stag und am 5 . D ezember
1 9 9 6 zu einer entsprechenden Bundestagsdeb atte .
D ab ei sprachen sich alle im Bunde stag vertretenen
Parteien für eine Abrüstung von Atomwaffen aus .
Strittig blieb ab er die Frage , in welchem Zeitraum
dies ge schehen soll .

Inzwischen sind – fast auf den Tag genau – sie-
b en Jahre vergangen, ohne dass sich an der Au s-
gangssituation etwas we sentliches verändert hätte .
Zugleich hat der US-Kongre ss in diesen Tagen ei-
nen millionenschweren Forschungsetat zur Ent-
wicklung neuer Atomwaffen gebilligt, der inzwi-
schen auch von US − Präsident Bu sh freigegeb en
worden ist. (. . . ) Nach Einschätzung von US-Militär-
experten könnte die neue Generation von Atom-
waffen für Präventivkriege gegen Feinde einge-
setzt werden, die heimlich Arsenale von Massen-
vernichtungswaffen anlegen .

In die ser Situation fordert der Trägerkreis Atom-
waffen ab schaffen von der Bundesregierung:

a) den Verzicht der Bunde srepublik auf sämtli-
che Optionen nuklearer Teilhab e ,

b) den Ausstieg aus der NATO-Atomwaffenstra-
tegie und die Schaffung einer atomwaffenfreier Zo-
ne in Mitteleurop a,

c) das Verb ot von Pro duktion, Stationierung
o der Forschung für Atomwaffen in D eutschland
und

d) internationale Verträge zur weiteren Abrü-
stung von Atomwaffen (Start III) und deren voll-
ständige Ab schaffung (Atomwaffenkonvention) .
(. . . )«

Konkret wurden die Abgeordneten dann ge-
fragt :

» 1 . Wie b ewerten Sie das Sicherheitsrisiko , au s-
gelö st durch die in der Bundesrepublik stationier-
ten Atomwaffen bzw. der damit verbundenen nu-
kle aren Teilhab e ?

2 . Halten Sie den Appell de s Internationalen Ge-
richtshofs – bzw. die vom Trägerkreis Atomwaffen
ab schaffen erhobenen Forderungen an die Bun-
de sregierung – für unterstützenswert?

3 . Können Sie sich vorstellen, sich im Rahmen
Ihrer politischen Arb eit die sem Ziel entsprechend
zu engagieren?

4 . Würden Sie einer auf die Zielsetzung des Trä-
gerkreises Atomwaffen ab schaffen ausgerichteten
Ge setzesinitiative zustimmen? (. . . )«

Schriftliche Antworten
der Bundestagsabgeordneten

Für die SPD-Bunde stagsfraktion erklärt der Par-
lamentarische Staatssekretär im Bundesverteidi-
gungsministerium, Walter Kolb ow: »D er Haupt-
zweck de s Bündnisses ist, Schutz, und Sicherheit
seiner Mitgliedsstaaten vor j eder Art einer militäri-
schen B edrohung zu gewährleisten . Auch im neu-
en Sicherheitsumfeld setzt die NATO dab ei auf Ab-
schreckung . Zusammen mit den konventionellen
Streitkräften tragen die nukle aren Streitkräfte der
NATO dazu b ei, die Kernaufgabe der kollektiven
Verteidigung des Bündnisses zu erfüllen . Die Fähig-
keiten der NATO , eine Krise diplomatisch o der,
falls dies erforderlich ist, durch den Aufb au einer
erfolgreichen konventionellen Verteidigung zu
entschärfen, hab en sich erheblich verb essert.
Zugleich hat sich damit die Abhängigkeit der NA-
TO von Nukle arwaffen reduziert. «

Zur nuklearen Teilhab e der Bundeswehr
schreibt er unmissverständlich : »D as gemeinsame
B ekenntnis der Bündnisp artner zur Kriegsverhin-
derung, die glaubwürdige D emonstration von
Bündnissolidarität und das nukleare Streitkräfte-
potenzial erfordern auch in Zukunft die deutsche
Teilhab e an den nukle aren Aufgab en . D azu gehö-
ren die Stationierung von verbündeten Nu-
kle arstreitkräften auf deutschem B o den, die B etei-
ligung an Planung, Konsultationen sowie die B e-
reitstellung von Trägermitteln . D eutschland er-
langt durch die nukle are Teilhabe weder im Frie-
den no ch im Verteidigungsfall j emals eine Verfü-
gungsgewalt üb er Nuklearwaffen . «

Was allerdings andere s als mittelb are Verfü-
gungsgewalt ist der potenzielle Einsatz von Atom-
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waffen, welcher auf dem Fliegerhorst Büchel tag-
täglich geübt wird ? Und welchen militärischen
Sinn sollte die nukleare Teilhab e der Bunde swehr
hab en, wenn e s dann im sogenannten Verteidi-
gungsfall nicht zum »worst case« , dem Abwurf von
Atomwaffen durch Tornado s der Bunde swehr
kommen darf? Antworten hierauf gibt e s von Kol-
bow nicht. Er b eendet seinen Brief vielmehr mit ei-
nem juristischen Hinweis : »Die nukleare Teilhab e
D eutschlands verstößt im Übrigen nicht gegen völ-
kerrechtliche Normen . «

Im Auftrag der Bunde sregierung antwortet ein
Mitarb eiter des Auswärtigen Amte s . Er schreibt :
»Die Bunde sregierung ist dem Ziel der vollständi-
gen Ab schaffung nuklearer Waffen verpflichtet
und setzt sich nachdrücklich für die vollständige
Implementierung der auf der Üb erprüfungskonfe-
renz de s Nichtverbreitungsvertrags 2 0 0 0 erzielten
Ergebnisse ein : der B ekräftigung der fünf Kernwaf-
fenstaaten ihrer aus Art. IV NVV resultierenden
Verpflichtung zur vollständigen nuklearen Abrü-
stung sowie dem sub stantiellen zukunftsgerichte-
ten Katalog an praktischen Schritten zur Stärkung
der nukle aren Abrüstung und Nichtverbreitung .
(. . . ) Die Nukle aren Streitkräfte der NATO sind aus-
schließlich defensiver Natur und dienen dem poli-
tischen Zweck, den Frieden zu wahren und Gewal-
tanwendung und Krieg zu verhindern . «

Auch in die ser Antwort wird der Wille de s Hin-
wirkens auf eine vollständige Abrüstung aller
Atomwaffen zum Ausdruck gebracht, leider ab er
erneut ohne einen B ezug zur deutschen nuklearen
Teilhabe herzustellen, ge schweige denn eine
darau s folgende Notwendigkeit politischen Han-
delns abzuleiten .

Für Gernot Erler erklärt dessen Referent : »Diese
Bunde sregierung und ihre Vorgängerinnen haben
mehrfach erklärt, dass die Bundesrepublik
D eutschland weder im Frieden no ch im Verteidi-
gungsfall eine Verfügungsgewalt üb er Nuklearwaf-
fen erlangen kann und wird . Die se verbleibt in der
alleinigen Verantwortung der Nuklearwaffenstaa-
ten . D er Verzicht der Bundesrepublik D eutschland
auf Herstellung und B esitz von o der Verfügungsge-
walt üb er Nuklearwaffen ist eindeutig und endgül-
tig . «

Wiederum stellt sich die Frage , inwieweit die
nukleare Teilhab e im Verteidigungsfall j enem Po-
stulat widerspricht? ! D ann nennt der Referent eine
Reihe von Forderungen an die Bundesregierung,
u . a. : » . . . gemeinsam mit anderen Partnern mit
großem Nachdruck darauf zu b e stehen, dass Nu-
klearwaffen nicht wieder als Kriegsführungswaf-
fen eingeplant werden, sondern mit der Perspekti-
ve vollständiger Abrüstung weiter reduziert wer-
den« und » . . . mit Nachdruck darauf zu drängen,
dass keine neuen Nukle arwaffen entwickelt wer-
den . « Jene Forderungen widersprechen der nach
wie vor geltenden Ersteinsatzoption der NATO
und no ch mehr den US-amerikanischen militärstra-

tegischen Überlegungen, künftig Atomwaffen
auch präventiv einzu setzen .

Warum nur wird an die ser Stelle die Bundesre-
gierung − sollte man ihren Worten Glaub en schen-
ken können − an die ser Stelle nicht politisch aktiv,
um ihren Worten Taten folgen zu lassen? Die stell-
vertretende außenpolitische Sprecherin der SPD-
Bunde stagsfraktion, Uta Zapf, erklärt : »Ich persön-
lich unterstütze die Forderung, Atomwaffen nur in
den B e sitzerstaaten zu stationieren . Am be sten wä-
re die Realisierung des Vorschlages , alle Nuklear-
waffen unter die Kontrolle der UNO zu stellen . «
Und weiter schreibt sie : »D er Ausstieg der NATO
au s der nuklearen Teilhab e fände meine volle Un-
terstützung . E s ist ab er völlig unre alistisch zu ver-
langen, dass die Bundesregierung einen solchen
Vorstoß unternimmt, weil damit das NATO-Bünd-
nis ge sprengt würde . (. . . ) Ein einseitiger Verzicht
der Bundesrepublik auf sämtliche Optionen der
nuklearen Teilhabe halte ich für politisch nicht
durchsetzb ar. Ein Ende der nukle aren Teilhab e
würde einen B e schluss der NATO insge samt
voraussetzen . «

Die Möglichkeit, dass D eutschland nach 1 9 9 9 er-
neut einen Vorstoß wagen könnte , die NATO-Nu-
klearstrategie dahingehend verändern zu können,
scheint für Zapf von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt zu sein . D och wie sollte e s denn sonst zu ei-
ner entsprechenden Änderung der NATO-Strate-
gie kommen können, wenn nicht durch eine ent-
sprechende neuerliche Initiative ? !

Ihr Parteikollege Lothar Bindung erklärt, dass er
die ihm ge stellten Fragen an das Bundesverteidi-
gungsministerium weitergeleitet hab e . Von dort
sei ihm geantwortet worden, dass »weder der B e-
sitz von Nuklearwaffen durch die Kernwaffenstaa-
ten, no ch die Ab schreckungsstrategie als völker-
rechtswidrig« zu betrachten seien . Gleichwohl er-
klärt er: »Jenseits die ser B etrachtung : Ich halte den
Atomwaffeneinsatz, ab er auch die Drohung mit
M assenvernichtungswaffen für völkerrechtswid-
rig. « Unklar sei allerdings , ob es tatsächlich Atom-
waffen in D eutschland gibt : »Für mich ist die Statio-
nierung von US-Nuklearwaffen in D eutschland
nicht beleg- ab er auch nicht widerlegb ar. Auf mei-
ne Anfrage an das B M für Verteidigung wurde dazu
folgendes ausgeführt :� In der Frage vermuteter La-
gerorte von Nukle arwaffen ist die Bundesregie-
rung an die bündnisgemeinsam fe stgelegte , ver-
pflichtende Geheimhaltungsregeln gebunden . In
Üb ereinstimmung mit der Praxis aller Bundesre-
gierungen können daher Aussagen und B ehaup-
tungen hierzu − insb esondere aus Sicherheitsgrün-
den − weder b e stätigt no ch dementiert werden .�

Mit anderen Worten b edeutet die s, dass sich B in-
ding zwar klar gegen die Stationierung von Atom-
waffen in D eutschland ausspricht, allerdings ein
daraus folgendes politische s Engagement offen
lässt, da es j a möglicherweise gar keine Atomwaf-
fen in D eutschland gibt ! ? Eine Haltung, die den Ein-
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druck erweckt, als wollte er sich nicht wirklich mit
diesem Thema b efassen mü ssen . . .

Für die Bundestagsfraktion Bündnis 9 0/Die
Grünen erklärt Winfried Nachtwei : »Presseb erich-
ten zufolge können in Büchel bis zu 2 2 , auf dem
US-Lufwaffenstützpunkt in Ramstein bis zu 1 1 0 tak-
tische Atomwaffen gelagert sein . Sollten tatsäch-
lich, wie Sie schreib en� nur� no ch zehn B 61 für die
Aufgabe der nukle aren Teilhab e D eutschlands b e-
reit gehalten werden, käme die s einem weite stge-
henden Abzug aus D eutschland gleich. Die nukle a-
re Teilhab e D eutschlands , wie der übrigen NATO-
Staaten, hätte damit heute − no ch mehr als in der
Vergangenheit − eine überwiegend politisch-sym-
b olische und keine operative B edeutung. Mit der
Reduzierung der Anzahl der in D eutschland statio-
nierten o der gelagerten Atomwaffen haben sich
auch die Wahrscheinlichkeit und das Risiko , dass es
zu einem Unfall, Dieb stahl o der Anschlag kommt,
quantitativ drastisch reduziert. Unabhängig davon
verschärft sich das Risiko durch das Alter der Waf-
fen . Die meisten Waffen sind nunmehr 3 0 Jahre alt
und der Sicherungsaufwand ist immens . Die Fol-
gen eine s Unfalls im dicht b e siedelten D eutschland
wären verheerend . « Zudem schreibt er: »D eutsch-
land b e sitzt keine Atomwaffen, sondern stellt mit
den Tornado s Trägersysteme zur Verfügung . Für
mich ist kein Szenario denkb ar, wonach sich die
Bundeswehr mit Tornado-Flugzeugen an einem
Einsatz taktischer Atomwaffen b eteiligt. Völlig un-
wahrscheinlich halte ich die Möglichkeit, dass dies
gar von Seiten einer rotgrün geführten Bunde sre-
gierung ge schehen könnte . Ich gehe davon aus,
dass es auch auf Seiten der USA eine gewisse Offen-
heit dafür gibt, im Zuge ihres Abb aus der Streitkräf-
te in Europ a auch üb er die Atomwaffenstandorte in
D eutschland zu reden . Angesichts der Tatsache ,
dass die Tornado-Flugzeuge mittelfristig vom Euro-
fighter abgelö st werden, halte ich e s für ange-
bracht, dass D eutschland b ald signalisiert, dass es
künftig b ereit ist, auf die Fähigkeit nuklearwaffen-
fähige Trägersysteme zur Verfügung zu stellen, zu
verzichten . «

D o ch wie sollte D eutschland dies signalisieren,
wenn e s nicht konkret von Nachtweis Fraktion, als
Teil der Bundesregierung, b e schlo ssen wird , um es
dann auch entsprechend militärpolitisch einfor-
dern zu können?

Rupert Polenz, Mitglied der CDU/C SU-Bunde s-
tagsfraktion, schreibt : »Die Politik meiner Fraktion
zielt auf ein Festhalten am Atomwaffensperrver-
trag und unterstützt alle s, was der Erfüllung die ses
Vertrage s dient. (. . . ) Die Nukle arstrategie des
Bündnisses ist ein wesentlicher Garant der Sicher-
heit D eutschlands . D as Gutachten de s IGH wider-
spricht der Nukle arpolitik der NATO in keinem
Punkt, sondern stimmt mit ihr üb erein . Weder ist
im Völkervertragsrecht no ch im Völkergewohn-

heitsrecht ein universelles Verbot der Drohung de s
Einsatze s von Nuklearwaffen ausgespro chen . Risi-
ken sehe ich hingegen insb esondere durch die Pro-
liferation von M assenvernichtungswaffen durch
Staaten, die in Verbindung mit dem internationa-
len Terrorismus stehen . Auch die Entwicklung von
Nuklearwaffen, die die Unterschiede zu konventio-
nellen Waffen verwischen, wie z . B . die sog. Mini-
Nukes , halte ich für sehr problematisch. « Auch hier
stellt sich die Frage , warum Polenz ´ Meinung sich
lediglich auf ein Statement b eschränkt, anstatt j e-
ner politischen Auffassung konsequent folgend ,
zumindest ein Stopp der nach wie vor stattfinden-
den Entwicklung und Herstellung mo derner Atom-
waffen zu fordern .

Sein Parteikollege Dr. Karl A. Lamers, Vorsitzen-
der des Unterau sschusses »Innere Führung« de s
Verteidigungsausschu sses , erklärt : »D eutschland
hat auf die Herstellung und den B e sitz von Atom-, B-
und C-Waffen verzichtet. Insofern ist b ei uns kein
Abrüstungsb edarf. Als NATO-Mitglied ist D eutsch-
land allerdings in die NATO-Strategie eingebunden
und mu ss auf dem Wege der Lastenteilung im
Bündnis eine Rolle im Rahmen der nuklearen Ab-
schreckung üb ernehmen, die Teil dieser Strategie
ist. Ein einseitiger Ausstieg aus der NATO-Strategie
kommt für uns nicht in Frage . Schließlich hat die
Ab schreckungsstrategie uns üb er 4 0 Jahre hinweg
Stabilität und Frieden garantiert. Natürlich hat die
nukle are Komponente die ser Strategie heute nicht
mehr die zentrale B edeutung, die sie in den Jahren
der nukle aren Konfrontation der Militärblö cke hat-
te . Ab er sie bleibt als Rückversicherung für den Fal-
le einer nukle aren B edrohung oder Erpressung
auch weiterhin in Kraft. « Und schließlich schreibt
er: »D er D eutsche Bundestag kann Ge setze nur für
den Geltungsb ereich des Grundgesetzes b e-
schließen . D eutschland kann keine AB C-Waffen
abrüsten, weil es solche Waffen ganz einfach nicht
b esetzt. «

Ihm ist in einem Punkt zuzustimmen : D eutsch-
land b esitzt tatsächlich keine Atomwaffen . Jedo ch
verfügt e s im Rahmen der nukle aren Teilhab e über
eine mittelb are Verfügungsgewalt, die nach
Lamers Ansicht offenb ar im politisch-luftleeren
Raum zu schweb en scheint. . .

Rainer Eppelmann schreibt : »Unsere Lehren aus
der jüngeren deutschen Geschichte heißen vor al-
lem Wehrhaftigkeit der D emokratie , das entspricht
dem Zusammenhang von Frieden und Freiheit.
Die se Wehrhaftigkeit muss ab er auch nach außen
gewährleistet sein . Um dies zu erreichen, ist mei-
nes Erachtens zunächst dafür Sorge zu tragen, dass
eine weitere Verbreitung von M assenvernich-
tungswaffen unter allen Umständen vermieden
wird . Auch kann nicht ausgeschlo ssen werden,
dass ein einseitiger Verzicht auf atomare Waffen
nicht der Verpflichtung des Staates widerspräche ,
die Sicherheit seiner Bürger zu gewährleisten . Viel-
mehr ist e s erforderlich, durch eine Politik der klei-
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nen Schritte (selb st wenn uns die großen Schritte
lieber wären) zu erreichen, dass weltweit und
nicht nur in einem Teil der Welt die Waffenarsenale
abgeb aut werden . B ezüglich der Stationierung von
Atomwaffen in D eutschland stellt sich die Frage
nach den Alternativen . Wenn die Waffen nicht im
Rahmen internationaler Vereinb arungen vernich-
tet werden, müssten Möglichkeiten offeriert wer-
den, wie mit den vorhandenen Waffen umzugehen
ist. Ein bloßes Ab schieb en der Verantwortung auf
andere Länder, stellt keine Lö sung dar. (. . . ) Ein Aus-
stieg au s der NATO-Atomwaffenstrategie o der eine
sep arate B ehandlung einige europ äischer Staaten
widerspricht auch den Gedanken der Europ äi-
schen Integration und ist nicht im Sinne einer fes-
ten Einbindung D eutschlands in der NATO . Wie
wichtig Integration gerade für D eutschland ist,
zeigte uns allen die jüngste Vergangenheit unsere s
Landes . «

So sieht also auch Eppelmann keinen Anlass, die
nukleare Teilhab e D eutschlands in Frage zu stellen .

Für die FDP-Bunde stagsfraktion erklärt der
frühere Staatssekretär im Bunde sverteidigungsmi-
nisterium, Dr. Werner Hoyer: »D eutschland hat völ-
kerrechtlich verbindlich (zuletzt im Zwei-plus-
Vier-Vertrag vom Septemb er 1 9 9 0) auf den Er-
werb , den B esitz und die Verfügungsgewalt üb er
die Nuklearwaffen verzichtet. D eutschland ist als
Mitglied der NATO verpflichtet (und auf Grund un-
serer eigenen Sicherheitsb edürfnisse auch daran
interessiert) , an der kollektiven Verteidigung de s
transatlantischen Bündnisse s mitzuwirken . Im
Rahmen der NATO-Strategie der Kriegsverhinde-
rung spielen Nuklearstreitkräfte als ein Teil de s Ge-
samtab schreckungspotenzials nach wie vor eine
Rolle . Auch wenn angesichts der veränderten si-
cherheitspolitischen Lage die Wahrscheinlich,
dass dieser Teil des NATO-Ab schreckungspotenzi-
als zum Einsatz kommen mu ss, glücklicherweise
äußerst gering geworden ist, halten die Mitglieds-
staaten der nordatlantischen Allianz an dieser Stra-
tegie fest. Die Stationierung von Teilen de s ameri-
kanischen Waffenpotenzials auf dem Territorium
europ äischer Bündnisp artner ist nicht nur ein
wichtige s Element dieser NATO-Strategie , sondern
auch ein Bindeglied transatlantischer Sicherheit.
(. . . ) Die FDP hat sich immer zum Nordatlantischen
Bündnis und zur NATO-Strategie b ekannt und wird
die s auch in Zukunft so halten . Ich teile allerdings
Ihre Auffassung, dass die aus Artikel 6 des Nichtver-
breitungsvertrages für Atomwaffenstaaten resul-
tierende Pflicht zur Abrüstung bislang auf allen Sei-
ten nicht hinreichend umgesetzt wurde . D as liegt
natürlich nicht in erster Linie in den Händen der
Bunde sregierung, ab er wir werden aus der Oppo si-
tion heraus trotzdem auch weiterhin nachhaken,
wie die Bunde sregierung sich auch für die Umset-
zung die se s Teils des Nichtverbreitungsvertrage s
einzu setzen gedenkt. « Unerwähnt bleibt hier, dass

sich Hoyer als Staatssekretär selb st ganz ähnlich
verhalten hat, also eb enso wenig wie die amtieren-
de Bunde sregierung eine strikte Einhaltung de s
Nichtverbreitungsvertrage s gefordert hat.

Sein Parteikollege Dirk Nieb el schreibt : »Die NA-
TO steht vor einem radikalen Erneuerungsprozess ,
von einem reinen Verteidigungsbündnis hin zu ei-
ner entscheidenden Akteurin der Weltpolitik.
Amerikaner und Europ äer müssen klären, wie sie
sich gemeinsam den neuen B edrohungen stellen,
wie sie die Entwicklung des Völkerrechts und der
glob alen Sicherheitsstrukturen vorantreib en wol-
len . Die NATO bietet dafür den notwendigen Inte-
grationsrahmen und die operativen Fähigkeiten,
und D eutschland muss sich b ereit zeigen, sich sei-
ner internationalen Verantwortung zu stellen . «

Und die fraktionslo se PD S-Abgeordnete , Dr. Ge-
sine Lötzsch, erklärt : »Ich unterstütze Ihr Engage-
ment für eine bedingungslo se nukle are Abrüstung
voll und ganz . B e sonders wichtig erscheint e s mir,
von der Bunde sregierung eine stringente Politik
einzufordern . In die sem Zu sammenhang mö chte
ich an den Irak-Krieg erinnern : Die Bundesregie-
rung hatte sich gegen den Krieg ausgespro chen,
den Vereinigten Staaten von Amerika j edo ch sämt-
liche Üb erflugrechte und sonstige logistische Hilfe
gewährt. Mir war es stets ein b esondere s Anliegen,
auf diese D oppelzüngigkeit hinzuweisen . «

Schlussbemerkung

Die Antworten der Abgeordneten sowie die
vorangegangenen Initiativen im Bundestag zeugen
weitestgehend üb ereinstimmend von dem
Wunsch nach der Ab schaffung aller Atomwaffen,
einem Stopp der Pro duktion neuer Atomwaffen so-
wie einer vertraglichen Sicherheit zur Einhaltung
j ener Ziele . Nur: E s scheint leider niemand von ih-
nen wirklich b ereit zu sein, üb er bloße Wunschfor-
mulierungen hinausgehend , dies auch unmissver-
ständlich politisch einzufordern .

Unklar bleibt nach wie vor, wie denn eine atom-
waffenfrei(ere) Welt erreicht werden kann, wenn
nach dem Motto verfahren wird : »Wasch mich, ab er
mach mich nicht nass ! «

D er frühere Bunde sverfassungsrichter Helmut
Simon hat b ereits vor Jahren vergeblich darauf hin-
gewie sen, dass sich schon zu lange »der militäri-
sche B ereich als merkwürdig re sistent gegenüb er
verfassungsrechtlicher Anforderungen erwie sen«
hab e . Diese Worte scheinen seitdem an ihrer Aktua-
lität leider nichts eingebüßt zu hab en . . .

Andererseits sollte man do ch eigentlich gemein-
sam mit Simon hoffen können, dass ein Zusammen-
spiel von IGH-B e schluss und dem Wunsch zahlrei-
cher Politiker, nach Ächtung bzw. B eendigung der
atomaren Rü stung, eine s Tage s tatsächlich Früchte
tragen könnte .

Ob dies die politischen Entscheidungsträger tat-
sächlich anstreb en − ihre B ekundungen in allen Eh-
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Helm ut Kra mer/Wolfra m Wette (Hrsg.): Rech t ist,

was den Waffen n ützt. Justiz und Pazifism us im

20. Jahrh undert. A ufba u- Verlag; Berlin 2004; 432

Seiten; gebunden; ISBN 3-351-028 78-5; 24, 90 Euro

D er aus 2 0 B eiträgen b estehende S ammelb and
ist das Ergebnis einer Fachtagung, welche erstmals
in D eutschland Juristen und Historiker zum Thema
»Justiz und Pazifismus« zusammengeführt hat.

Die kritische D arstellung üb er den Umgang der
Justiz mit den Gegnern von Aufrü stung, Militär-
dienst und Krieg b eschränkt sich nicht nur − wie
der Buchtitel angibt − auf das 2 0 . Jahrhundert, son-
dern reicht zurück bis zum deutsch-franzö sischen
Krieg 1 8 70/7 1 , als August B eb el und Wilhelm Lieb-
knecht im Reichstag de s Norddeutschen Bundes
als einzige gegen die von der Regierung be antrag-
ten Kriegskredite gestimmt und deshalb wegen
»Vorb ereitung zum Ho chverrat« zu zwei Jahren Fe s-
tungshaft verurteilt wurden .

Die historische Aufarbeitung umfasst damit ins-
ge samt fünf deutsche Staatssysteme und Ge sell-
schaftsepo chen : D as Kaiserreich bis 1 9 1 8 , die Wei-

marer Republik bis 1 9 3 3 , das Dritte Reich bis 1 9 45 ,
die DDR bis 1 9 89 und die Bundesrepublik bis in un-
sere Gegenwart.

Schon bisher gab es üb er einzelne Epo chen aus
diesen fast anderthalb Jahrhunderten und über
einzelne Akteure und Prozesse umfangreiche Mo-
nographien der am S ammelb and b eteiligten Auto-
ren (etwa üb er die Militärju stiz im Zweiten Welt-
krieg, die Leipziger Kriegsverbrecherproze sse
nach dem Ersten Weltkrieg, die Proze sse gegen Ro-
sa Luxemburg und Karl Liebknecht, C arl von O s-
sietzky u . a. o der den Leb ensweg von Offizieren, die
zum Pazifismus konvertierten, wie z . B . den 1 9 2 0 er-
mordeten Hans Paasche) . Durch die j etzt vorliegen-
de , zeitlich geordnete und aufeinander aufb auen-
de Zu sammenstellung der B eiträge zu den einzel-
nen Epo chen der deutschen Justizgeschichte wird
j edo ch erstmals in b eklemmender Weise deutlich,
in welcher Kontinuität die deutsche Richterschaft
üb er die äußeren B rüche von Staats- und Ge sell-
schaftssystemen hinweg in unverbrüchlicher
Treue zum j eweiligen Militär und Soldatenstand ge-

ren − ist nach wie vor leider mehr als unklar. Zu
wünschen wäre de shalb eine politische Sensibili-
sierung für j enen Themenb ereich und ein stetiger
Appell an die Abgeordneten, ihren Worten auch
treu zu bleib en . D enn schließlich ist es do ch genau
j ene Widersprüchlichkeit und Inkonsequenz im
politischen Diskurs , die allenthalb en Resignation
und Unverständnis entstehen lässt und e s in der
Folge zu einer immer größeren Herausforderung
werden lässt, zu verstehen, wofür welche Partei
programmatisch steht. Insb esondere auch hin-
sichtlich der Frage , ob die einzelnen politischen
Gruppierungen − ihren Worten folgend − auch tat-
sächlich zu konsequentem Handeln b ereit sind . . .
dab ei wäre do ch konsequente s Handeln in S achen
Ächtung und Ab schaffung von Atomwaffen so bit-
ter nötig !

Herma nn Theisen ist DFG- VK-Mitglied und lang-

jähriger Friedensaktivist. Ende No vem ber wurde

vo m A m tsgerich t Cochem verurteilt, weil er die

Bundeswehrsolda ten des in Büchel sta tio n ierten

Jagdbo mbergesch waders 33 a ufgefordert ha tte,

die Beteiligung an der völker- und grundge-

setzwidrigen n uklearen Teilhabe zu verweigern

(Der A ufruf ist im In ternet a brufbar un ter:

www.gaaa. org/a ufruf-buechel.pdf).

Rezensionen und Hinweise

F or u m Pazi fi s musF or u m Pazi fi s mus
i mI nt er n et

Unter www.forum-p azifismus .de ist das In-
ternet-Angeb ot der Zeitschrift erreichb ar.

Auf der Startseite finden sich neb en Links zu den
Internetseiten der Herausgeb erorganisationen
die Rubriken Aktuelles Heft, Pro beexemplar,
A bo , Ko n takt, A rch iv und L inks .

D as aktuelle Heft wird j eweils au szugsweise prä-
sentiert, b ereits erschienene Hefte b efinden
sich im Volltext im A rch iv . Sortiert nach Heft-
nummern gelangt man üb er das j eweilige In-
haltsverzeichnis zum einzelnen B eitrag.

Üb er den Button Pro beexemplar lässt sich onli-
ne ein Heft ko stenlo s anfordern .

D er Button A bo führt zur Möglichkeit, Forum
Pazifismus online für den regelmäßigen B ezug
zu b estellen .

Die einfachste Möglichkeit, Kontakt zur Redakti-
on o der zur Ab overwaltung (z . B . bei einer Adres-
senänderung) aufzunehmen, ist ein Klick auf
den Ko n takt-Button .
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halten hat. D ab ei ordnete sich die Justiz nicht nur
den j eweils geltenden Gesetzen unter, sondern b e-
gründete einerseits die Verurteilung von Rüstungs-
gegnern auch gegen geltende s Recht (so in üb er
1 . 0 0 0 Prozessen wegen Landesverrats gegen Kriti-
ker der geheimen Aufrüstung der Reichswehr in
der Weimarer Zeit) o der deckte durch Verfahrens-
einstellung und milde , einfühlsame Urteile deut-
sche Kriegsverbrecher de s Ersten Weltkriege s und
deutsch-national ge sinnte Mörder prominenter Pa-
zifisten während der Weimarer Zeit.

In be sonderer Weise b edrückend und für die
Justiz unter dem Grundgesetz auch b eschämend ist
die ungebro chene personelle und gesinnungs-
mäßige Kontinuität der Richterschaft vom Dritten
Reich in die Bundesrepublik hinein, welche sich
zum Einen in der Verfahrenseinstellung gegen die
Richter de s Volksgerichtshofes zeigte , die für die
To desurteile ungezählter Kriegsgegner verant-
wortlich waren, zum Anderen in den Strafverfah-
ren und Verurteilungen derj enigen zum Au sdruck
kam, die in den Anfangsj ahren der Bundesrepublik
gegen die Wiederb ewaffnung protestierten .

Die historisch sehr exakt und juristisch kompe-
tent b e arb eiteten Einzelthemen sind einerseits ge-
eignet, so manche Illusion üb er die Justiz als unab-
hängige dritte Gewalt im Rechtsstaat zu zerstören .
Zum Anderen setzen die Arb eiten im S ammelb and
denen ein D enkmal, die in den fünf Epo chen deut-
scher Ge schichte seit 1 8 70 mit großem Mut, oft ge-
gen eine überwältigende Mehrheitsmeinung in der
B evölkerung und gegen eine erdrückende Staats-
macht das Unrecht des Krieges angeprangert und
sich der B eteiligung daran verweigert haben .

E s wäre gut, wenn das Buch auch von Juristen
gele sen würde ; der verständliche Stil sämtlicher
B eiträge und sein Inhalt machen es ab er für j eden
Nichtjuristen zu einer sp annenden Lektüre .

Ullrich Hah n

Das Buch ist a uch erhältlich in der Versöh n ungs-

bund-Geschäftsstelle (Adresse siehe a uf der Rück-

seite) und beim PAZIFIX-Ma terialvertrieb der

DFG- VK, Alberichstraße 9, 76185 Karlsruhe, Tele-

fo n 0 721/5522 70, eMa ilpazifix @dfg-vk. de

ì

Ho ward Clark: Ziviler Widerstand im Koso vo. Ver-

lag Weber & Zuch t; Kassel 2003; 3 06 Seiten; ISBN

3-88 713-5 7-X; 20. - Euro

ì

Clayborne Carso n: Zeiten des Ka mpfes. Das Stu-

den t No n violen t Co ordina ting Co m m ittee (SNCC)

und das Erwachen des afro-a merikan ischen Wi-

derstands in den sechziger Jahren. Verlag Gras-

wurzelrevolutio n; Nettersheim 2004; 642 Seiten;

ISBN 3-9806353-6-8; 28. - Euro

ì

Die in der letzten Ausgabe angekündigte B e spre-
chung der von Thomas Nauerth herau sgegeb enen
(CD-) Handbibliothek Christlicher Friedenstheolo-
gie erscheint in der nächsten Ausgab e .

ì

Wolfra m Wette (Hrsg.): Zivilco urage. Empörte,

Helfer und Retter a us Wehrmach t, Polizei und SS.

MitBeiträgen vo n DetlefBald, NorbertHaase [u. a]

und einem Geleitwort vo n Bundespräsiden t Jo-

hannes Ra u. Fischer Taschenbuch- Verlag; Fra nk-

furt a m Ma in 2004; 3 61 Seiten; brosch iert; ISBN

3-596- 15852-4; 14, 90 Euro

»Mut auf dem Schlachtfeld ist b ei uns Gemein-
gut, ab er Sie werden nicht selten finden, dass e s
ganz achtb aren Leuten an Zivilcourage fehlt« – Ot-
to von Bismarck sprach ´ s , 1 8 64 , und obwohl er
wohl nicht an aufb egehrende Bürger dachte , son-
dern an seine eigene Durchsetzungsfähigkeit ge-
genüb er seinem Monarchen, hat er mit diesem S atz
ein Phänomen b e schrieben, dass sich bis in die Ge-
genwart beob achten lässt. D ab ei gehört »Zivilcou-
rage« in unserer Gesellschaft zu den am meisten ge-
priesenen Tugenden, die j edem mündigen Bürger
anempfohlen wird .

Nach der viel diskutierten Veröffentlichung
»Retter in Uniform« (Frankfurt am M ain 2 0 02 ) , in
dem es um »Handlungsspielräume im Vernich-
tungskrieg der Wehrmacht« geht, hat der Freibur-
ger Militärhistoriker Wolfram Wette nun unter
dem Titel »Zivilcourage« einen S ammelb and her-
au sgegeb en, in dessen Mittelpunkt »Empörte , Hel-
fer und Retter aus Wehrmacht, Polizei und S S« ste-
hen . Rund 2 0 Autoren dokumentieren darin mit ih-
ren B eiträgen, dass e s in der NS-Zeit − gerade auch
während des Zweiten Weltkrieges ( 1 9 39- 1 9 45 ) mit
seinen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit − selb st in den bewaffneten For-
mationen D eutschlands vereinzelt Soldaten und
Polizisten gegeb en hat, die ihre humane Orientie-
rung nicht aufgegeb en hab en . Die se ungewöhnli-
chen Männer − auch Frauen − au s Wehrmacht,
Wehrmachtsgefolge , Polizei, Organisation To dt
(OT) und S S schwammen gegen den Strom, nutzten
ihre Handlungsspielräume und verweigerten sich
dem vom NS-Regime prop agierten und praktizier-
ten Vernichtungskrieg, so weit das in ihren Mög-
lichkeiten stand .

Neb en dem militärischen Widerstand der Offi-
ziere de s 2 0 . Juli 1 9 4 4 sowie den D e serteuren und
»Wehrkraftzersetzern« ist damit eine neue Form
des Widerstandes ins Blickfeld der historischen
Forschung und einer historisch-politisch interes-
sierten Öffentlichkeit getreten, für den Wolfram
Wette den B egriff »Rettungswiderstand« geprägt
hat. Hierunter versteht er eine Verhaltensweise , die
nicht auf offenen Widerstand im Sinne eine s politi-
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schen Umsturzes abzielte , auch nicht j ene , sich in
der D esertion als einer Verweigerungsform des
»kleinen M annes« in Uniform manife stierte , son-
dern die sich in anderer Weise äußerte : als Em-
pörung üb er den Vernichtungskrieg und das rassis-
tische Mordprogramm, als Verweigerung der Teil-
nahme an Exekutionen o der als Hilfeleistung für
Juden, Kriegsgefangene und Angehörige anderer
Verfolgtengruppen .

Die meisten j ener Menschen − vom Herau sge-
b er treffend b ezeichnet als »Goldkörnchen« unter
einem riesigen Haufen von historischem Schutt,
der als Erinnerungslast auch auf den Schultern j e-
ner Nachgeb orenen liegt, die gegen das Verge ssen
streiten − hab en keiner oppo sitionellen Gruppe
angehört; sie waren nicht an organisiertem Wider-
stand b eteiligt. Sie hab en vielmehr geholfen, weil
sie sich das Gefühl für Anstand , für Würde und Mit-
menschlichkeit b ewahrt hatten o der vielmehr:
weil sie sich die se s Gefühl nicht hab en nehmen las-
sen .

Die Erinnerung an die »stillen Helden« b elegt,
dass Frauen und Männer selb st während der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft Handlungs-
spielräume und Entscheidungsmöglichkeiten hat-
ten . Mit dieser Fe ststellung ist freilich eine Schlü s-
selfrage verbunden, die alle Helfer und Retter b e-
trifft : Was motivierte sie zu ihrem von der Norm ab-
weichenden Handeln? Was gab ihnen die Kraft und
den Mut dazu ? Die Autoren diese s Buche s versu-
chen, einen B eitrag zur B e antwortung der Frage zu
leisten, indem sie in der Biographie des j eweiligen
Retters nach Anhaltspunkten für sein sp ätere s Han-
deln suchen . Wie Wolfram Wette einleitend b e-
merkt, geht e s dab ei keineswegs darum, in den
Empörten, Helfern und Rettern aus den b ewaffne-
ten Organen des NS-Staates »hehre Lichtgestalten
o der makello se Helden« sehen zu wollen . Vielmehr
läge den Autoren daran, diese Menschen in ihrem
repressiven Umfeld möglichst realistisch zu b e-
schreib en, also mit ihren Zweifeln, Unzulänglich-
keiten und Widersprüchen . D e shalb würden sie in
ihrer Ambivalenz b eleuchtet, allerdings auch mit
ihrem Mut und ihrer Zivilcourage . »Auf diese Weise
wird das Ungewöhnliche ihres Handelns angeme s-
sener und damit auch identifikationsfähiger ge-
würdigt als durch ide alistische Üb erhöhungen . «

In der NS-Zeit gab e s nicht nur Täter, Mitläufer
und Zuschauer, sondern auch Helfer und Retter.
Nach den B eispielen von Soldaten, die sich über
Verbrechen empörten, und solchen, die sich der
Teilnahme an Exekutionen verweigerten, doku-
mentiert der vorliegende B and »Empörte , Helfer
und Retter aus Wehrmacht, Polizei und S S« , so der
Untertitel, die ein breites Spektrum von damals ge-
geb enen Handlungsmöglichkeiten erkennen las-
sen . Ihr B eispiel zeigt, dass die häufig ge äußerte
Entschuldigung, man hab e eben damals nichts tun
können, keine Entschuldigung ist, sondern oft nur
eine Ausrede . Gleichwohl soll nicht in Abrede ge-

stellt werden, dass es für praktizierte Zivilcourage
unter den damaligen B edingungen eine s sehr viel
größeren Mute s b edurfte , als dies in einem demo-
kratischen Staat der Fall ist, in dem Zivilcourage zu
den anerkannten und immer wieder b e schwore-
nen Tugenden zählt. D emgegenüb er stand in der
total mobilgemachten Volksgemeinschaft des NS-
Staate s j edermann, der seine abweichende Mei-
nung zu erkennen gab , in der Gefahr, mit dem To de
b edroht zu werden .

Im Anschluss an die vorgestellten »Retterge-
schichten« geht Dirk Heinrichs mit seinem philo so-
phisch-theologischen B eitrag »Vom Vergessen und
Erinnern des Guten« der Frage nach, was üb er den
historisch erfassb aren Vorgang eine s Rettungsfal-
le s hinaus eigentlich geschieht : für den Geretteten
wie auch für den Rettenden selb st inmitten der D ä-
monie des Vernichtungskriege s . Mehr fragend als
antwortend versucht der Autor − Stifter der Stif-
tung »Die Schwelle . B eiträge zur Friedensarbeit« so-
wie Mitb egründer des Arb eitskreises Historische
Friedensforschung − dab ei zu verstehen, was in ei-
nem Rettungsereignis durch alle Düsternis des B ö-
sen hindurch an Gutem aufleuchtet.

D er frühere Bunde spräsident Johanne s Rau hat
zu dem Buch ein Geleitwort b eige steuert, in dem er
denj enigen, die Hilfe für Verfolgte im »Dritten
Reich« leisteten, ein heldenhafte s Verhalten b e-
scheinigt. Die meisten von ihnen hätten freilich
auch sp äter kein Aufheb ens um ihr Verhalten ge-
macht : »Wir aber sollten ihnen die Aufmerksamkeit
schenken und den Respekt zollen, den sie verdie-
nen; denn wir hab en j a allen Grund , auf die se Frau-
en und Männer stolz zu sein . « So ist es !

Hubert Kolling

ì

»Mag die ga nze Welt versinken . . . « − Emmerich

Kálmáns Operette »Die Csárdásfürstin« und der

Erste Weltkrieg

Uraufgeführt wurde Die Csárdásfürstin von Leo
Stein und B éla Jenb ach, Musik von Emmerich
Kálmán am 1 7. Novemb er 1 9 1 5 im Wiener Johann-
Strauß-The ater. Sie sollte die Operette des Ersten
Weltkriege s werden .

Die se Operette b esteht aus drei Akten, wobei
der erste Akt vor Kriegsb eginn konzipiert wurde .
Auf die Ge sangstexte , für die B éla Jenb ach verant-
wortlich war, wirkte sich dies deutlich au s . Kálmán
komponierte den zweiten Akt im Sommer 1 9 1 5 in
B ad I schl, und zwar in j ener Ro senvilla, in der auch
schon Meyerb eer, B rahms und Léhar arbeiteten .

Die Operette Die Csárdásfürstin reflektiert in-
direkt mit ihren eigenen Mittel den Ersten Welt-
krieg . Dies gilt sogar ansatzweise für den ersten
Akt, wenn in dem bekannten M arschlied »Die M ä-
dis von Chantant« die politische Krisensituation
vor dem Kriegsb eginn im Sommer angedeutet
wird : »In der trauten Atmo sphäre , Wo man tanzt



3 9

und kü sst und lacht, Pfeif' ich auf der Welt Misere ,
M ach' zum Tag die Nacht ! «

An Jenb achs Texten lässt sich b esonders im
zweiten und dritten Akt sehr gut der Hauch von Me-
lancholie und Ab schied die ser Operette vor dem
Hintergrund de s Ersten Weltkrieges feststellen .
Die Verliebten Edwin und Sylva singen im Duett :
»Ja, das waren traute Zeiten, Sie sind für immer nun
vorb ei ! Wie liegen diese Seligkeiten, Ach, so weit !
Ach, gar so weit ! Weißt du es no ch? D enkst du auch
manchmal der Stunden? Süß war der Rau sch , D er
uns im Taumel umfing ! Weißt du e s no ch, was wir
be seligt empfunden? Weiß du e s noch? Weißt du e s
noch? War auch nur flüchtig der Traum, Schön war
er do ch ! [ . . . ] Von dem Glück, das wir erstrebten,
Verbleibt uns die Erinnerung kaum, Und alle s, was
wir einst erlebten, War ein Traum ! War nur ein
Traum . « D er Erste Weltkrieg markierte das Ende
des bürgerlichen Zeitalters, die se Ära wurde end-
gültig zerstört. Die s gilt auch für das Herrscherge-
schlecht der Hab sburger, eine Monarchie , die seit
1 2 73 (! ) ununterbro chen regierte , wurde mit dem
Kriegsende 1 9 1 8 entmachtet.

Die Vergänglichkeit des Leb ens, ein Thema, das
vor allem in Kriegszeiten durch die Allgegenwart
des To de s virulent wird , klingt deutlich im Quartett
der b eiden Lieb e sp aare (Edwin und Sylva sowie B o-
ni und Stasi) an : » Hurra! Hurra! M an lebt j a nur ein-
mal ! Und einmal ist keinmal ! Nur einmal lebt man
j a ! Hurra! Hurra ! Zum lachen und scherzen, Zum
küssen und herzen, Hurra! − sind wir da ! Nur du !
Nur du ! Schwört j eder immerzu ! Man girrt und
schnäb elt, Süß b eneb elt. Nützt die flüchtige Zeit,
die goldene ! Drum tanz' , mein Lieber, Eh' s vorüb er !
Heut' ist heut' ! «

Diese mitunter morbide Stimmung wird im drit-
ten Akt fortgesetzt, so deutlich wie in keiner ande-
ren Operette . Im Terzett (Feri, Sylva und B oni)
singt zunächst Feri : »Nimm, Zigeuner, deine Geige ,
Lass seh' n, was du kannst ! Schwarzer Teufel, spiel'
und zeige , Wie dein B ogen tanzt ! Spiel' ein Lied , das
weint und lacht, Spiele , bis der B ogen kracht, Spie-
le , bis heranbricht hell das Morgenrot, Spiele , B e-
tyar, schlage mir die Sorgen tot ! Jaj mamán, Bruder-
herz, ich kauf mir die Welt ! Jaj mamám, was liegt
mir am lumpigen Geld ! Weißt du , wie lange no ch
der Globus sich dreht, Ob e s morgen nicht schon
sp ät ! «

Und B oni ergänzt hö chst treffend : » Ganzes D a-
sein ist ein Schmarren ! Freunderl, sei ge scheit !
Heute üb er fünfzig Jahren Leb en andre Leut' ! Die-
se s ganze Jammertal I st für mich ein Nachtlokal .
Üb erhaupt fahr ' ich in Himmel vorderhand Und
verkaufe , wenn gefällig, mein Gewand . [ . . . ] «

Gerade angesichts menschlicher Erfahrungen
von To d und Vergänglichkeit im Schatten des Ers-
ten Weltkriege s, entwickelt die Operette Die

Csárdásfürstin eine leb ensbej ahende Vitalität. Mu-
sikalisch tragen dazu vor allem die bekannten,
schwungvollen Walzer und der C sárdás de s Kom-

ponisten Kálmán bei . Vermutlich liegt gerade darin
der sensationelle Erfolg dieser Operette . Bis zum
M ai 1 9 1 7 hielt die B egeisterung de s Wiener Publi-
kums in insge samt grandio sen 5 3 3 Ensuiteauffüh-
rungen an .

Groß war der Erfolg (mit akrob atischen Revue-
einlagen) auch in B erlin im Metropolthe ater am
Nollendorfplatz . D ort glänzte Fritzi Massary in der
Rolle der Sylva, ein wichtiger Sprung in ihrer Kar-
riere .

Der Erste Weltkrieg b edingte , dass sich der Er-
folg dieser Operette auf die Musiktheater im B e-
reich der Mittelmächte und neutraler Staaten kon-
zentrieren musste . In London gelangte die Gipsy

Princess erst 1 9 2 1 auf die Bühne , in Paris 1 9 3 0 . Die
Ausnahme bildeten die USA. Hier brachte das New
Amsterdam The atre in New York im Herb st 1 9 1 7
das Stück heraus , freilich, durch den Kriegseintritt
der USA, leicht verändert. Die Handlung wurde von
Budapest nach Monte Carlo verlegt, und aus der
Csárdásfürstin wurde The Riviera Girl. D er Erfolg
muss j edo ch als sehr b escheiden eingestuft wer-
den, denn nach nur 78 Vorstellungen wurde die
Operette abgesetzt.

Die Operette Die Csárdásfürstin stellte sich
nicht in den Dienst der Prop aganda der Hab sbur-
ger Monarchie . Kriegsb egeisterung, Patho s, Natio-
nalismus , Feindbilder und Völkerverhetzung feh-
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len völlig − immerhin, für ein Stück mitten im Ers-
ten Weltkrieg ist die s b eachtlich .

Stattde ssen erscheint im b erühmten Walzerdu-
ett »Tanzen mö cht' ich, j auchzen möcht' ich« die
Lieb e als Antwort auf die Apokalyptik des Kriege s :
»Mag die ganze Welt versinken, hab ' ich D ich . «

Karlheinz L ipp

ì

Alfred Hermann Fried: Mein Kriegstagebuch. Her-

a usgegeben, eingeleitet und a usgewählt vo n Gise-

la und Dieter Riesenberger. Do na t- Verlag; Bremen

2004; Schriftenreihe » Gesch ich te und Frieden«;

384 Seiten; gebunden; ISBN 3-93483 6-8 7-9; 18, 80

Euro

D er Verleger und Publizist Alfred Hermann
Fried ( 1 8 6 4- 1 9 2 1 ) war ein führender Theoretiker
de s Pazifismus und gründete 1 89 2 mit B ertha von
Suttner die D eutsche Friedensge sellschaft, aus der
sp äter die DFG-VK hervorging . Fried erhielt 1 9 1 1
den Friedensnob elpreis . Während de s Ersten Welt-
krieges führte er, größtenteils im Exil in der
Schweiz, ein Tagebuch . Er b eab sichtigte , seine Auf-
zeichnungen zuminde st teilweise zu veröffentli-
chen . Sein »Kriegstagebuch» ist also kein private s
Tagebuch im engeren Sinn .

A. H . Fried legt in seinen Aufzeichnungen die Ri-
tuale de s Krieges und die Mechanismen der Kriegs-
spirale schonungslo s bloß . Er rechnet mit den
Kriegstreib ern und Kriegsverlängerern ab und
prangert die Militärfrömmigkeit, das Massenster-
b en und die verbrecherische Kriegsführung der
deutschen Militärs an . Er kritisiert die Politik de s
Kaiserreiche s und der ö sterreichisch-ungarischen
Monarchie und geißelt die Willfährigkeit der Pre s-
se . Frieds Fähigkeit zum Mit-Leiden öffnete seine
Augen für erschütternde Schicksale und deprimie-
rende Verhaltensweisen, die sich hinter Nachrich-
ten üb er vermeintlich unb edeutende Vorfälle und
B egeb enheiten verb argen . Oftmals sind Frieds Ge-
danken erschreckend aktuell . Seine Aufzeichnun-
gen enden, als der Vertrag von Versaille s im Som-
mer 1 9 1 9 unterzeichnet wurde .

Leider geriet Alfred Hermann Fried schon nach
dem Ersten Weltkrieg und erst recht nach seinem
To d schnell in Verge ssenheit. Gisela und Dieter Rie-
senb erger, sie Ob erstudienrätin und Publizistin, er
Professor für Zeitgeschichte und Didaktik der Ge-
schichte , rufen uns Fried wieder in Erinnerung. Sie
haben aus Frieds Tagebuchaufzeichungen eine le-
senswerte Auswahl getroffen, die charakteristisch
ist für das D enken diese s herausragenden Manne s .
D araus ist ein Buch von großer Anschaulichkeit
und politischem Scharfblick entstanden . E s erhellt
Zu sammenhänge und sagt mehr üb er die Mentali-
tät während des Ersten Weltkrieges , seine s Ver-
laufe s und seiner historischen B edeutung aus als
viele andere Bücher.

Joach im Fischer
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